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lin), die, nach der erhaltenen Entschädigung zu schliessen, im 
Durchschnitt der Jahre 1898 — 1901 jährlich 181 kg herstellte. Man 
darf jedoch annehmen, dass dieses Dulzin nicht gesundheitsgefähr- 
lich war, sich vielmehr seinem Wesen nach mit dem Saccharin 
deckte, da sonst wohl eine Bestimmung in das Gesetz von igo2 
aufgenommen worden wäre, wonach für die Produktion dieses 
Stoffs keine Entschädigung gewährt werden sollte. Alle diese 
Süssstoffe wurden meist in Tablcttenform heri^^cstellt und unter- 
schieden sich äusserlich fast in nichts vom Zucker. Da sie in 
Wasser nicht leicht löslich waren und wegen ihrer grossen Süss- 
kraft, von der L'leich f;e.sprochen werden wird, genau und leicht 
abwägbar sein nnissten, wurden den Süssstofl'cn i^ewcWinlich andere 
Stoffe, meist Natron und Milchzucker, zugesetzt. Diesen Zube- 
reitungen gab man den Namen >Handelssüssstoft"«. 

Das Wesen der Süs.sstoffe wird durch 2 Eigentümlichkeiten 
charakterisiert: i) Die Süssstoffe haben eme sehr hohe Süsskraft. 
Wie Dr. Fahlberg, der für die chemisch-technische Seite der Säss- 
stoife jedenfalls als 'ijxr Erfinder die erste Autorität ist, a. a. O. Seite 9 
sagt, gelang es ihm 1891, einen SüssstofT herzustellen, der die 
55ofache Süsskraft des Rübenzuckers von gleichem Gewicht be^ 
sass. Dies blieb in der Folgezeit der Durchschnitt der Süsskraft, 
wenngleich es auch gelang, Süssstoffe von 70ofacher Süsskraft 
herzustellen. 2) Die Süssstoffe haben — das ist die überein- 
stimmende Ansicht von Medizinern und Chemikern — keinen 
Nährwert, sind aber andererseits — und auch hier stimmt die 
Wissenschaft überein — durchaus unschädlich. Dr. Fahlberg und 
andere haben festgestellt, dass die Süssstoffe den menschlichen 
Körper in demselben Zustand und derselben Menge verlassen, in 
der sie in denselben gelangt sind. Durch diese Tatsache ist aus- 
geschlo.^.sen, dass die Süssstoffe für die l'.rnahrung einen positiven 
Wert haben, andererseits aber werden beim Genu.ss von süssstoff- 
haltigen (ienussmitteln gewisse durch den Genuss von Zucker 
hervorgerufenen Erscheinungen beim Verdauungsprozess , die bei 
bestimmten Personenkatcgoriccn Uebelstände nach sich ziehen, 
vermieden, und so bringt in diesen Fällen der Genuss von süss- 
stoflfhaltigen Genussmittcln der menschlichen Gesundheit Nutzen 
dadurch, dass er Schaden verhütet. Die Natur der SüssstofTe, 
namentlich ihre hohe Süsskraft, musste sie notgedrungen auf das 
Absatzfeld bringen, das bis dahin der Rübenzucker als sein Eigen 
betrachtete. Was die Süssstoffe ausserdem zum Mitwerben mit 
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dem Zucker besonders noch befähigte, das waren Vorteile gegen- 
über dem Zucker in den Herstellungsbedingungen: 

i) Die Süssstoffpreisc zeigten das Streben, immer mehr zu 
sinken. Es kommt hier die Tendenz zum Vorschein, dass im ka- 
pitalistischen Grossbetriebe die Herstellungskosten stets mit der 
Zeit sinken. Die Süssstoffe wurden aber in solchen Betrieben 
hergestellt und konnten nur in ihnen hergestellt wertlcn. Dagegen 
ist eine solche Tendenz beim Zucker wenigstens jetzt nicht mehr 
zu beobachten; seine HerstelhinosUnsten hängten vornehmlich von 
natürlichen Vorgängen ab , wie Gedeihen und Zuckergehalt der 
Zuckerrüben und steigen und fallen mit diesen. 2) Hiermit hängt 
eng zusammen ein zweiter Vorzug der Süssstoffe vor dem Zucker : 
Der Kapitalismus im GrossLj;e\verbe bringt das Streben mit sich, 
jede rrotluktiou möi^lichst zu steigein, diese Tendenz zeigte sich 
auch bei der nerslellung der Süssstoffe. 3) Die Süssstoffe unter- 
lagen keiner Besteuerung, wohingegen fElr Zucker stets hohe Steuern 
entrichtet werden mussten. Die Gesamtheit dieser Umstände, vor 
allem aber die hohe Süsskraft und die niedrigen Herstellungskosten 
machten die Süssstoffe geeignet, mit dem Zucker in ernsten und 
aussichtsreichen Wettbewerb zu treten. Beim Beginn der Produk- 
tion, so sagt die erwähnte Regierungsdenkschiift vom 16. IV. 1901 
(a. a. O. S. 1688) kostete ein kg Saccharin etwa 150 M., jetzt, 
d. h. Anfang 1901, wird es schon zu einem Preise von etwa 20 M. 
pro kg abgegeben, und im Reichstag gab ein Abgeordneter die 
Produktionskosten pro kg auf lO — 12 M. an. War der Verkaufs- 
preis der Süssstoffe von 20 M. auch etwa das 33fache des Zucker- 
preises, so stand dem die höhere Süsskraft der Süssstoffe gegenüber. 
Um das Verhältnis der Zucker- und Sü.ssstoffpreise zueinander klar- 
zulegen, möge ein Beispiel herangezogen werden : Angenommen, 
es handle sich um Süssstoff mit 5 qotachcr Süsskraft, der im Handel 
pro kg 20 M. kostete , so wurden 30 g Süssstoff ebenso mit 
60 rig. bezahlt wie vor dem l. September 1903 (l)ei den alten 
Zuckeriireisen!) I kg Zucker, aber die Süsskraft von 30 g Süss- 
stoff entsprach der von 17,5 kg Zucker. Dies spricht genug für die 
oft geleugnete Konkurrenzfähigkeit der Süssstoffe mit dem Zucker. 

Die Produktionsverhältnisse der Süssstoffe in Deutschland ge- 
stalteten sich folgendermassen : 1884 gründete der Erfinder, Dr. 
C. Fah^erg, eine kleine Versuchsfabrik in New-York, und im April 
1886 eröffnete er eine grosse Fabrik unter der Firma Fahlbergt Ust 
& Co in Salbke an der Elbe. Das erste Patent des Erfinders auf 

I* 
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Saccharin datiert vom 16. August 1884. Bis Anfang der 90er 
Jahre war diese Fabrik die einzige SüssstofifTabrik auf deutschem 
Boden. In dieser Zeit begannen mehrere grosse chemische Fabriken 
sich auch auf die Fabrilcation von SüssstofTen, aber nur im Neben- 
betriebe, zu verl^en; von 1897 an waren es ihrer im ganzen 6. 
Nach den Erhebungen der Regierungen (Statistische Jahrbücher 
1900 — 1903) wurden an chemisch-reinem Süssstoff hergestellt: 

1894/5 32-937 in 3 Fabriken 

1895/6 33 528 » » » » 

1896/7 34-96S » in 5 Fabriken 

1897/8 86.868 » in 6 Fabriken 

1898/9 146.206 » » » • 

1899/1900 159.383 » » » 

1900/01 189.734 » » » » 

1901/02 174.777 » » » » 

Von diesen 6 F'abriken befanden sich 2, unter ihnen die erst- 
erwähnte, in der Provinz Sachsen, je eine in Brandenburg, Hessen- 
Nassau, Rheinland und Königreich Sachsen. Ausserdem stellte 
eine chemische Fabrik in Baden sogenanntes Methylsaccharin her, 
das aber im Handel nicht verwertet wurde. 

Im Ausland bestehen heute Süssstofifabriken in der Schweiz, 
in Frankreich, Russland und den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika. 

Ausgeführt wurden aus Deutschland 

im Kalenderjahr 1899 4.^.100 V:^ 

1900 65.400 » 

1901 49.700 » 

1902 43.000 • 

Diese Ausfuhr ging in der Hauptsache nach Russland, den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und Grossbritannien; die 
Ausfuhr nach Russland verringerte sich aber in den Jahren 1901 
und 1902 wesentlich. 

Eingeflihrt wurden nach Deutschland 

1899 9.700 kg 

1900 30.400 » 
190J 46.500 > 
1902 79 700 » 

fast nur aus Frankreich und der Schweiz. Der Unterschied in den 
beiden ersten Zahlen erklart sich damit, dass infolge des gesetz- 
geberischen Vorgehens Russlands im Jahre igoo und des steten 
Drängens des deutschen Reichstages die inländischen Verbraucher 
von der deutschen Regierung Ähnliches befürchteten und sich des- 
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halb Vorräte sichern wollten, welcher Nachfrage die deutschen 
Fabriken nur durch Bezug aus dem Ausland gerecht werden 
konnten. Da übrigens die Einfuhr- und Ausfuhrmengen meist nicht 
chemisch-reinen, sondern Handelssüssstoff enthalten, auch viele 
kleine ein- und ausgeführte Mengen von der Statistik nicht erfasst 
werden konnten, geben diese Zahlen keinen genauen Aufschluss 
über die Menge des in den Inlandsgebrauch gelangten Süssstoffes. 
Nach Schätzung der Reicbsbevollmächtigten für Zölle und Steuern 
betrug dieselbe 



_ . , , , und TwriT nn«; in- m « «. * i j 

imBetnebsiahr: • . u > u i an Einfuhr ans Ausland: 

' landischcn rabriken: 



J )ic /wecke, zu denen die Süssstoffe, ohne dem Zucker Kon- 
kurrenz zu machen, vcrwaruit wurden, und für die sie nützlich und 
gewissermassen unentbehrlich waren, y,liedeni sich in 3 Gruppen : 

1) Gewissen Kranken, denen der (ienuss von Zucker ärztlicher- 
seits verboten wn d, sind die Sütj.sbtolTe ein wichtiger Ersatz hierfür. 

2) Für bestimmte Waren ist die Zusetzun^^^ von Süssstoff aus einem 
die Verwendung von Zucker ausschliessenden (irundc crlorderlich. 

3) Bei der Herstellung kosmetischer Mittel und zu wissenschaft- 
lichen Zwecken wird Süssstoff verwendet. Von Kranken kommen 
namentlich Zucketkranke in Betracht. Demnach hat auch Neuen- 
ahr, das Bad für Zuckericranke in der preussischen Rheinprovinz, 
relativ stets den grössten Süssstoifverbrauch gehabt. Auch wird 
Süssstoff, da er nicht wie der Zucker im Magen Säure bildet, für 
Magenkranke, Rekonvaleszenten und Säuglinge ärztlicherseits em- 
pfohlen. Als unter die zweite Verwendungsart fallend, führte die 
Reklame der Süssstofffabriken namentlich an: Schiflfszwieback, 
Mostrich und künstliche Mineralwasser. Dass zur Bereitung dieser 
Gegenstände die Süssstoffe gut sind , ist erwiesen worden , aber 
nicht, dass sie hierfür untentbehrlich sind. Was endlich die Süss- 
stoflfverwendung bei Herstellung k<)smcii-f !ier Mittel betrifft, so 
sind kosmetische Mittel nach i; 3 des Gesetzes betr. die Verwen- 
dun':;^ ^^Gesundheitsschädlicher l'arben bei der Herstellung von Nah- 
rungsmitteln, Cjenussniitteln und Gebrauchsgegenständen vorn 5. 
März 1887: Mittel zur Jveini^unL;, Tili <;( oder Färbung der Haut, 
des Haares oder der Mundhöhle, also Dinge, deren Gebrauch ge- 
rade in letzter Zeit sich sehr gcstei^'ert hat. Ausserdem konnten 
die künstlichen Süssstoife fast ausnahmslos zu all den Zwecken 



1898/99 3217« kg 
1899/1900 $9510 » 

Aug'j-,t— September 1900 49-539 > 



29.172 kg 
50.810 » 

39 939 ' 



3.000 kg 
8.700 '» 

Q.600 » 
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verwandt werden, zu denen Zucker verwandt wurde, und die 
Süssstofffabriken entfalteten auf dem Gebiete der Reldame eine 
grosse Tätigkeit, um die Verwendui^ der Süssstoffe auch zu andern 
ab den angegebenen Zwecken in weiten Kreisen einzuführen. 

A. Geschichte der deutschen Süssstofigesetzgebung. 

§ I. Die Gründe, welche ein gesetzliches Ein- 
schreiten gegen die Süssstoffe forderten. 

Alsbald nach dem Eintreten der Süssstoffe in den Verkehr 
musste in Deutschland die Frage auftauchen — und tatsächUch 
war es so — , ob die vollständige Freiheit der Süssstoffe im Ver- 
kehr sich mit dem »jti entlichen Interesse vereinbaren lasse, oder 
ob eben dieses ctffcntliche Interesse ein lüriL^reifen der Staatsge- 
walt hier fordere. Schon in den ersten Jahren nach Entstehung 
der deutschen Süssstoffindustrie ergab sich, dass ihr gegenüber 
das Prinzip der vollen Gewerbefreiheit nicht angebracht war, da 
sie in vierfacher Hinsicht Missstände schwerer Art mit sich brachte. 

l) Besonders sprach gegen eine Politik des laissez-faire gegen- 
über der Industrie der Süssstoffe die hieraus erwachsende Gefahr 
für das allgemeine Volksinteresse. Diese Gefahr entstand durch 
die Wertlosigkeit der Süssstoffe für die Ernährung und durch 
ihren im Veigleich zum Zucker und in Anbetracht ihrer Sü^ 
kraft billigen Preis. Letzteres musste in manchen Fällen zur Be- 
vorzugung der Süssstoffe vor dem Zucker führen; besonders auch 
deshalb, weil der grösste Teil des Volkes im Zucker nur ein Süss- 
mittel, ein Gewürz, .sieht und den, namentlich in letzter Zeit, er- 
kannten und betonten Wert des Zuckers für die menschliche Er- 
näliruni^ hintansetzt. Wäre der Zucker nur Süssmittel , so wäre 
nichts gegen dessen lusatz durch die relativ billiia-ren Siissstoffe 
einzuwenden. Da der Zucker aber vor den Siissstot'fen den liohen 
Nährwert voraus hat, bedeutet die Ersetzung des Zuckers durch 
letztere, abgesehen von gewi.s.sen Ausnahmen, eine Benachteili- 
gunL( der Gesundheit, nicht insolern die Süssstoffe nach der po- 
sitiven Seite hin die Gesundheit schädigen, sondern dadurch, dass 
dem ein süssstoffhaltiges Nahrungsmittel Geniessenden der durch 
den Genuss.von Zucker, den er sonst zu sich nahm, erzeugte 
Vorteil ohne Ersatz entging. Also nicht der Begriff des »dam- 
num emergens«, sondern der des »lucrum cessans« spielt hier eine 
Rolle. Solange nun der Verkehr der Süssstoffe frei blieb, konnte 
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sich ein jeder beliebig grosse Mengen SOssstoffe kaufen und zu 
allen Zwecken in seiner Privatwirtschaft benutzen. Wer den wahren 
Charakter der SüssstofTe kannte, und über genügende Geldmittel 
verfügte , um sich seine Nahrungsmittel frei wählen zu können, 
kam wohl nie dazu, SüssstoiT zur Bereitung seiner Spr • cn zu 
verwenden. Diese beiden Voraussetzungen fehlen aber in der 
Regel den unteren Volksklassen. Es fehlt ihnen zunächst das 
Verständnis und die Einsicht, die Vorteile oder Nachteile der 
Süssstoffe beurteilen zu können. Einerseits kennen sie nicht den 
Wert des Zuckers als Ernährungsfaktor, andererseits sagen sie 
sich, dass das, was süss ist, atich Zucker sei, da nach ihren Be- 
gfiffen die Süssigkeit das Wesen des Zuckers erschöpft. So ge- 
schieht es denn, dass sie den Stoff, der die grösste Süsskraft ent- 
hält, auch für den besten und ihren Zwecken dienlichsten halten. 
Hierin niusstc sie noch bestärken die Reklame der Süssstofffabri- 
ken, die zwar an allen Ecken und Enden anführten, dieser oder 
jener Süssstolf sei 550mal süsser als Zucker und sei gänzlich un- 
schädlich, aber nichts davon sagte, dass der Stoff die wichtige 
Eigenschaft des Zuckers, in hohem Grade nährwertig zu sein, voll- 
ständig entbehre. Hinzu kam nun noch die Mittellosigkeit der 
unteren Klassen. »Mißlichst bill^« ist und muss ihr Grundsatz 
bei jedem Einkauf sein und ist es leider auch bei dem der Nah- 
rungsmittel, und das musste diese Volksklassen in der Regel auch 
zur Bevorzugung der SüssstofTe vor dem Zucker führen. Der 
Händler aber verkaufte stets lieber kleine Mengen SüssstofT als 
grosse Mengen Zucker, da er bei ihnen wegen der grossen Süss- 
kraft viel grösseren Nutzen nehmen konnte. Deshalb bemühte 
er sich, das Publikum dafür zu gewinnen. In kleinen Mengen 
w'urde SüssstofT verschenkt, und wurden dabei die Vorzüc^e des- 
selben L^epriesen. Zuerst misstrauisch , sahen die Käufer alsV)ald 
die vermeintliche Licberlcgenheit der Süssstoftc über den Zucker 
ein, um dann tlauerndc Abnehmer ersterer zu werden. So bür- 
gerte sich der Gebrauch der Süssstoffe in diesen Volkskreisen 
schnell ein. 

2) Das Interesse des gesamten Erwerbsstandes widersprach 
der Verkehrsfreiheit der Süssstoffe, da deren isatur dem Betrug im 
Verkehr mit Nahrungs- und Genussmitteln gewaltig Vorschub 
leisten musste. Dies musste aber auf das Erwerbsleben depra> 
vierend einwirken und Treu und Glauben gefährden. Schon in 
den ersten Lebensjahren der jungen Süssstoffindustrie wm*den ihre 
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Erzeugnisse in der Bierbrauerei an Stelle des Malzes verwandt, 
und im Laufe der Jahre bürgerten sich die Süssstoffe in der nord- 
deutschen Brauindustrie — die süddeutsche war hiergegen durch 
die strengen Surrogatverbote gefeit — immer mehr ein, sodass 
sie, als das Süssstofifgcsetz von 1898 ihre Zusctzung zu Bier ver- 
bot, fast unentbehrlich erschienen. Damals ging beim Reichstag 
eine von 900 Brauern unterzeichnete Petition ein (Sten. Ber. d, 
R.-T. 1897/8 III. S. 2186), welche ersuchte, die Verwendung von 
Süssstoffcn bei der Bereitunq' von obergärigem I5icr zuzulassen, 
da dies zur I lerslellung eines Leuten, haltbaren r^iei es nöti;:^ sei. 
Man darf hit i nach wohl annehineti , dass die meisten dieser 900 
l'clciUcn Siissstöffe bei der l>ierbci eilunL-; verwandten. Durch das 
unreelle Gcbahren eim-s Teiles der I5ieii)rauer wurden viele an- 
dere im Interesse ihrer Konkurrcnztähigkeit last gezwungen , das 
gleiche zu tun. Es entstand so in Norddcutscliland eine Bierbe- 
reitung, die alles hier hergestellte Bier und den ganzen Brauer- 
stand in ly^skredit zu bringen geeignet war. Der Abgeordnete 
Lotze kennzeichnete diesen Zustand im Reichstag am 29. IV. 
i$9$ (a. a. O. S. 2051) mit der, wohl übertriebenen, Bemerkung, 
»es würden aus i hl Bier, 4 hl Wasser und etwas Saccharin $ hl 
Bier beigestellt«. Aehnlich ging es bei der Herstellung anderer 
Getränke, wie Wein, Schaumwein, Liköre, Limonaden und na- 
mentlich Fruchtsäften zu, wenn auch nicht in so grossem Mass- 
stabc. Dr. Paasche teilte im Reichstage am genannten Tage mit, 
die Firma Fahlberg u. Cie setze in einer Rekla m - chrift ausein- 
ander, wie man Himbeersaft mit Hilfe des Saccharins ohne Him- 
beeren herstellen könne. Gegen die schlimmsten h'älle dieser Art 
konnte man allerdini^^s, wie im folgenden Abschnitt zu zeigen sein 
wird , geset?:lich einschreiten. Dies beschränkte sich jedoch im 
wesentlichen auf die von dem Verlertiifcr in das Haus der Kun- 
den pjelieterten Getränke und besonders auf die auf Vorrat her- 
gestellten. Dagegen war eine Kontrolle der am 1 lerstrllungsorte 
verschenlcten (ictränke, da ihnen der Süssstoff erst kurz vor der 
Verabreichung zugesetzt werden konnte, fast unmöglich. Ausser- 
dem wurden Süssstoffe auch noch zu vielen andern Gegenstän- 
den, die in den Handel kamen, zugesetzt, so z. B. zu Kakao und 
Stärkezucker. Die im Anfange als einzige bestehende Saccharin- 
fabrik Fahlberg u. Cie arbeitete, wie der Reichsschatzsekretär, 
Freiherr Malteahn, am 8. I. 1889 (^Sten. Ber. des R.-T. 1888/9 
1. S. 646) im Reichstage hervorhob, damals gemeinschaftlich mit 
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einer Stärkczuckerfabi ik. Leider, sajjt Dr. Fahlberg a. a. O. S. 6 
selbst, hörte dies bald auf, da die Släi kczuckerfabrikanten wej^en 
der Verwendung von Saccharin eine hohe Besteuenmg ihres Er- 
zeugnisses befürchteten. Ferner p^ab die Reklame der Süssstoff- 
fabriken den Zusatz von Süssstotlen als empfehlenswert an für 
Chokolade, Fett, < )cl. Margarine, Kautabak, Pöckclflcisch, Schin- 
ken und Konserven (Ur. Faasche am 26. I. i SgS. Sic n. Her. des 
R.-T. 1897/9 III- S. 2tS6), und manche von diesen Dmgen wer- 
den wohl auch wirklich mit Süssstoff bereitet und so in den 
Handel gebracht wordi'n sein. Die Reklame der gr().sstcn Sac- 
charinfabrik sagte, Bäcker \ind Konditoren gebrauchten das Sac- 
chaiin viel, und es ist dies auch recht glaublich. Ebenso lag die 
Sache bei Unternehmern von Schankwirtschaften, Spetsewirt- 
Schäften, Pensionen und ähnlichen Anstalten. Sie alle konnten 
durch den zu erwartenden Gewinn leicht dazu geführt werden, 
den zur Bereitung vieler Speisen nötigen Zucker durch SüssstofTe 
2U ersetzen, und sicher haben sie sich hierzu oft verleiten lassen. 
In all diesen Fällen ist aber die Verwendung von Süssstoffen ohne 
Wissen der Abnehmer zu verurteilen, da sie nicht nur ein Betrug, 
sondern auch eine Benacbteilung der Gesundheit des Publikums war. 

3) Das Interesse eines wichtigen Erwerbsstandes, der deut- 
schen Landwirtschaft, liess die Freiheit der Süssstoffe als unbillig 
und unzulässig erscheinen, da sie dem Rübenzucker eine gefähr- 
liche Konkurrenz machten. Der Wunsch nach Abhilfe wurde bei 
den deutschen Landwirten und ihren Freunden in den 90er Jahren 
besonders stark, weil damals die deutsche Landwirtschaft in eine 
Notlage geriet. Die stets schärfer einsetzende Konkurrenz der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, Russlands, Argentiniens etc. 
und der verringerte Zollscliutz, den ihr, entgegen dem Tarif von 
1887, die Caprivischen Handelsverträge brachten, nötii^ten die 
Landwirtschaft, sich mehr als l)isher auf XebeTV_;e\verbe zu ver- 
legen und in ihnen blntschädigung zu suchen. Unter diesen brachte 
der Anbau von Zuckerrüben und die Zuckergewinnung den mei- 
sten Gewinn. Aber auch dieser Industrie drohten viele gute Märkte 
verloren zu gehen ; vor allem der amerikanische infolge des Stre- 
bens der Union nach wirtschafdicher Autarkie, das sich auch auf 
die Zuckerbeschaffung richtete. Ausserdem gewann der Zucker- 
rübenanbau namentlich in Schweden, Italien, Spanien, Rumänien 
etc. immer mehr Boden und schaltete die früher nötige Zucker- 
einfuhr aus Deutschland vollständig aus. Hierzu gesellte sich nun 
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die Au'^sicht , mich noch einen Teil des Inlandsmarktes an die 
Süssstoile zu verlieren. Nach tleni ( Irundsatz , dass unwichtige 
Interessen wichtigen nachzustehen liaben, häUc die Zuckerindustrie 
gegenüber der der Süssstoffc begünstigt werden müssen. Tat- 
sächhch war aber das gerade Gegenteil der Fall, da der Zucker 
eine hohe Steuer entrichtete, während die Süssstoffe sich der 
Steuerfreiheit erfreuten. Wie ungleiche Interessen sich aber hier 
gegenüberstanden, zeigen folgende Zahlen: 1895/6 beschäftigten 
sich drei Fabriken, davon nur eine ausschliesslich, mit der Her* 
Stellung von Süssstoffen und verschafften wohl höchstens einigen 
100 Personen ihren Lebensunterhalt. Bis 1900/01 steigerte sich 
die Zahl der Fabriken auf 6, von denen wiederum nur eine aus- 
schliesslich Süssstoff herstellte. Die Anzahl der in ihnen beschäf- 
tigten Arbeiter gab Dr. Becker im Reichstage am 11. VI. 1902 
(St.B. d. R.-T. 1900/02 VI. S. 5576) auf etwa 1000 an, was aber 
zu hoch gegriffen zu sein scheint. Demgegenüber bestanden aber 
1895/96 nach der Statistik des deutschen Reiches in Deutschland 
397 Zuckerfabriken, 55 Zuckorraffinerieen und 6 Melasse I'nt- 
zuckerungsanstalten , die auf 376669 h angebaute 11 672 816 t 
Rüben verarbeiteten und i 537 522 t Rohzucker und 328463 t 
Melasse herstellten. Die Zahlen für tqoo/oi sind fast die gleichen. 
Die Zahl tler Personen, die in den deutschen Zuckerfabriken etc. 
beschäftigt suid, belicf sich im Jahre 1895 nach der Statistik des 
deutschen Reiches auf 32713, rechnet man aber alle Personen, 
denen die Zuckergewinnung überhaupt, \ (irnehinlich also auch der 
Zuckerrübenbau etc.. ihren Debensuntt rhalt gewahrt, so kann man 
deren Zahl mindestens auf das dopjK.ltc bis drcilachc scliätzca. 
Will man das in der deutschen Zuckerindustrie investierte Kapital 
mit dem der deutschen Süssstoiffabriken vergleichen, so ergibt 
sich folgendes: Nach der deutschen ZuckerenquSte 1883/4 Band 
IV. S. 5 t ist das Anlagekapital einer Zuckerfabrik mit einer Ver- 
arbeitung von jährlich 250000 Meterzentnern Rüben auf i Million 
Mk. zu veranschlagen; hiernach stellte die deutsche Zuckerin* 
dustrie im Jahre 1882/3, ^ ^7*$ Millionen Meterzentner Rüben 
verarbeite, ein Anlagekapital von 350 Millionen Mk. dar. Wendet 
man die gleiche Art der Berechmmg für das Jalir 1900/01 an, 
so ergibt sich ein doppelt so gros.ses Anlagekapital. Der Wert 
der durch den Zuckerrübenbau in Anspruch genommenen land- 
wirtschaftlichen Fläche ist aber mindestens wiederum das Dop- 
pelte von letzterem. Dem stehen bei der Saccharinindustrie 



Digitized by Google 



— II — 



gegenüber eine Fabrik, die ausschliesslich Süssstoff herstellt und 
fünf weitere, die zwar Süssstoffc herstellen, in denen der Schwer- 
punkt aber in der Herstellung anderer chemischer Waren liegt. 
Weiter kommt noch in Betracht die j^rossc Bedcutunq-, die der 
Riibenbau tür die Landwirtschafl hat: wo Zuckerrüben gcliaut 
werden, steigt die I'.rtragslahiykeit des ISodens, da sie die beste 
Vorfrucht für Getreide sind. Endlicli fordert der Zuckerrüben- 
bau ganz besonders die Maschinenbauindustrie. 

4) Mit diesem gewichtigem ( rrunde gegen die Verkehrsfreiheit 
der SüssstofFe hängt endlich noch ein letzter eng zusammen. So- 
weit die Süssstoffc als Zuckersurrogat verwandt wurden, entzogen 
sie der Rcichskasse den Betrag der für die verdrängte Zucker- 
menge zu zahlenden Steuer. Wenn verschiedene Reiclistagsmit- 
glieder diesen Betrag zu berechnen gesucht haben, so muss das 
als verfehlt bezeichnet werden , da man nicht weiss, in welchem 
Umfang beim Fehlen von Süssstoff Zucker verwendet worden 
wäre. Von einem volktänd^en Ersatz kann deshalb keine Rede 
sein, weil ein billiger StofT grösseren Absatz findet als ein teurer. 
Demnach ist es unmöglich, dass die in Deutschland 1900/01 her- 
gestellten 189,734 kg Süssstoffe, die ihrer Süsskraft nach (mit 550 
multipliziert) einer Zuckermenge von etwa 104 Millionen kg ent- 
sprachen, statt Zucker verwandt worden sind. Vielmehr beweisen 
diese Zahlen nur die tatsächliche grosse Konkurrenz, welche die 
Süssstoffe dem Zucker machten, und damit, dass der Reichskasse 
durch diese Konkurrenz eine erhebliche Verringerung ihrer Ein- 
nahmen aus der Zuckersteuer entstand. Die Reiclisregierung 
musste um so mehr aus finanziellen Gründen den Siissstoffen ent- 
gegentreten, da deren Tendenz dahin ging und gehen musste, 
immer mehr den Zuckcrvi rbrauch zurückzudrängen und sich an 
die Stelle des Zuckers zu setzen. 

Die Gesamtheit dieser Gründe sprach entschieden gegen die 
Freiheit der Süssstoffe im Verkehr; ein gesetzliches Vorgehen 
gegen diese Industrie musste mit der Zeit unumgänglich notwendig 
werden. 

Ehe aber ein solches Gesetz zustande kommen konnte, musste 
ein Mittel gefunden werden, um wenigstens den ärgsten durch 
Verwendung von Süssstoifen entstehenden Missständen entgegen* 
treten zu können. 
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§ 2. Die Zeit bis zur Entstehung des crstcnSüss- 
stoffgesetzes vom 6. VII. 1898. 

L Verwendnnj^ des Nahrungsmittelgesetces von 1879 und anderer Reichs- 
und L«ndesge»eue geg^en die Sttasstoffe. 

Zweimal ist der Verkehr mit Süssstoffen bis heute Gegen- 
stand einer gesetzlichen Regelung durch das Reich geworden, 
1898 und 1902. Schaltet man das erste Gesetz von 1898 als, 
wie später dargetan werden wird, durchaus unwirksam und ver- 
fehlt aus, so ergibt sich eine Zeit von etwa 16 Jahren (1886 — 
1902), in der die Süssstoffe fast gänzlich ungestört hätten ihr 
Wesen treiben können, wenn sich keine Rechtsnorm hätte finden 
lassen, kraft deren Missbräuchen mit denselben hätte entgegen- 
getreten werden können. 

Tatsächlich fanden sich aber in einigen Reichs- und Landes- 
gesetzen teils Bestimmungen, die ausdrücklich den Gebrauch von 
Süssstoffen zu bestimmten Zwecken verbieten, teils solche, die 
die Süssstoffe durch ein generelles Verbot gewisser Manipula- 
tionen tretten. 

Von letzteren Gesetzen ist als das weitaus wichtigste hier zu 
nennen das soi^enannle Nahrungsmittelgrsetz (Gesetz, betr. den 
Verkehr mit Nahrungsmittehi, Genussmittein und Gebrauchs^t l;i n- 
ständen vom 14. V. 1879I Im § 10 verbietet es unter Androhung 
von Gefängnis- und Geldstrafen i) die Nachmachung oder Ver- 
fälschung von Nahninfi^s- oder Genussmitteln zum Zweck der Täu- 
schung im Handel und X'erkehr; 2) den V erkauf von Mahrungs- 
odcr Genussmittein, die verdorben oder nachgemacht oder ver- 
fälscht sind unter absichtlicher Verschweigung dieses Umstandes 
und deren wissentliches Feilhalten unter einer zur Täuschung ge- 
eigneten Bezeichnung. 

Diese Verbote erachtete man mit vollem Recht als eine ge- 
eignete Handhabe gegen die unreelle Verwendung des Süssstoifs, 
doch ging man erst tatsächlich vor, nachdem ein Rundschreiben 
des Reichskanzlers vom Jahre 1890 die verbündeten Regierungen 
aufgefordert hatte, dem Süssstoff (Saccharin) und seiner Verwen- 
dung mit Hilfe dieses Gesetzes möglichst entgegenzutreten. Jetzt 
erging eine Reihe von gerichtlichen Entscheidungen , von denen 
etwa 12 verr»ffentlicht sind, darunter eine des Reichsgerichts 
(Sten. Ber. d. R.-T. 1897/8 Anla-e-Hand III. S. 2279/80; R.-G. 
2. III. 1893. E. XXIV. 36); die meisten verllängten wegen miss- 
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bräuchlichcr Verwendung von Süssstoflf auf Grund des obigen 
§ 10 Strafen, während einige freisprachen. In all diesen Fällen, 
mit einer Ausnahme, bestand das Vergehen in dem Zusatz von 
Saccharin zu Bier. 

Dass das Gesetz von 1879 aber auf die Dauer nicht genügte, 
um der Verv^'endunjj der Süssstoffe Inn der Bierherstellunq^ 1-^inhalt 
zu tun, beweist klar die oben mitgeteilte Petition der 900 Bier- 
brauer, die eigentlich alle gemäss dem Gesetz von 1879 hätten 
bestraft werden müssen. Die erwähnten Bestrafungen von l^ier- 
brauern hatten meist nur zur Folge, dass die Bestraften auf Mittel 
und Wege sannen — und solche auch fanden — , das Gesetz zu 
umgehen. So setzten sie auf ihre Etiketten die Bemerkung : »mit 
Saccharin zubereitet«, oder sie teilten ihren Kunden den Gebrauch 
von Saccharin durch Zirkular mit, natürlich so, dass diese zu dem 
Glauben kamen, das Bier sei dadurch seiner Qualität nach noch 
verbessert worden, oder sie benachrichtigten einseitig die Behör- 
den, dass sie Süssstoffe verwandten. 

Es muss bei den angeführten gerichtlichen Entscheidungen 
auffallen, dass sie alle gegen Verfälschungen von Getränken er- 
gingen. Dies erklärt sich wohl damit, dass die Menschen geneigt 
sind, bei Getränken eher als bei allen andern Nahrungs- und Ge- 
nussmitteln Betrug anzunehmen. Auch hatte die geringe Ent- 
wickelung der Nahrungsmittelkontrolle die h olge, dass gegen die 
Verwendung von Süssstoffen zur Herstellung anderer Genussmittel 
das Gesetz von 1:^79 kaum in Anspruch [genommen werden konnte. 
Fast L^anz unniöi^lich war dies in den oben schon berührten Fällen, 
wenn die Genussmittel gleich nach Lieferung und womöglich im 
Hause des Verfertigers konsumiert wurden, wie namentlich in 
VVirlöchaften und Anstalten ähnlicher Art. IVlit dem Gesetz von 
1879 war demnach hier wenig auszurichten. 

Gegen die Zusetzung von Süssstolfcn zu Bier musste und 
konnte mit den Bestimmungen des Nahrungsmittelgesetzes nicht 
vorgegangen werden in Bayern gemäss seinem Ausnahmerecht in 
Sachen der Biersteuer. In Bayern war der Zusetzung der Susa- 
stoffe zu Bier von Anfang an eine Schranke gezogen durch das 
bayrische Gesetz betr. den Malzaufschlag v. 16. V. 1868. Es 
enthalt im A. 7 das durch Androhung schwerer Strafen geschützte 
Verbot, zur Bereitung von Bier andere Stoffe als Malz, Hopfen 
und Wasser zu verwenden. Dank einer sehr scharfen Kontrolle 
bt auch der tatsächliche Zustand so, dass nur in seltenen Fällen 
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hiergegen gefehlt wiid. Ein gleicher Rechtszustand wie in Bayern 
trat nach langen Bemühungen in Baden ein; ein badisches Ge- 
setz, die Biersteuer betreffend, v. 30. VI. 1896, erliess ein dem 
obigen bayerischen Verbot inhaltlich fjnm ^^leichcs Verbot. Und 
hierzu gesellte sich W'iirttcmberL,^ indem es in einem (lesetz v. 
4. VII. 1900 ein L^leichcs Snrrt)<^atverbot einführte. Auch in den 
letzten beideti Staaten macht eine .streng durchgeführte Kontrolle 
Verletzungen dieses Verbotes fast unmöglich, und so war dem 
Eindringen der Süssstoffe in die Bierbereitung dieser drei Staaten 
ein fast unübersteiglicher Damm entj^egengesetzt. 

Das grade Gegenteil war der Fall in der norddeutschen Brau- 
steiiergemeinschaft, wo die Sflssstoffe bis zum Süssstoffgesetz von 
1902, wie schon angeführt, stets eine grosse Rolle bei der Bier- 
bereitung spielten. Vergeblich wurden fast in jeder Session des 
Reichstages Anträge gestellt, welche die Regierung aufforderten, 
ein gesetzliches Surrogatveibot auch in der norddeutschen Brau- 
steuergemeinschaft einzuführen. Und so besteht der Zustand, den 
ein Reichstagsabgeordneter einst mit den treffenden Worten cha- 
rakterisierte, »Norddeutschland habe das Reservatrecht, schlech- 
teres Bier herstellen zu dürfen als Süddeutschland« , bis auf den 
heutigen Tag fort. Infolge dieser Verhältnisse war es aber bis 
zum Erlass des Süssstoffgesetzes von 1902 , wie noch dargelegt 
werden wird, in Norddeutschland gänzlich unmöglich, die Zu- 
setzung von Süssstoffen zu Bier zu hindern. 

Neben diesen gesetzlichen Normen, die die Verwendung von 
Süsssloffen \erboten. ohne sjoeziell an sie L;edacht zu haben, fin- 
den sich noch in eini^en Reichsgrsetzen Bestimmungen, die unter 
ausdrücklicher Nennung der Süssstoffe bestimmte Verwendungen 
derselben verboten. So sagt das W'cingcsetz vom 20. IV. 1892 
(Gesetz, betr. den Verkehr mit Wein, weinhaltigen und W'einähn- 
lichen Getränken) im §4: Als Verfälschung des Weines im Sinne 
des § 10 des Gesetzes vom 14. V. 1879 ist insbesondere anzu- 
sehen die Herstellung von Wein unter Verwendung von (unter 
anderem) Saccharin, und § 6 sagt: Die Verwendung von Sac> 
charin und ähnlichen Süssstolfen bei der Herstellung von Schaum- 
wein oder Obstwein, einsdiliesslich Beerenobstwein, ist als Ver- 
fälschung im Sinne des § 10 des Gesetzes vom 14. V. 1879 an- 
zusehen. Dieses Weingesetz ist heute ersetzt durch ein solches 
vom 24. V. 1901; dieses verbietet in ähnlicher Weise im § 3 
»die gewerbsmässige Herstellui^ oder Nachahmung von Weinen 
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unter Verwendung von Saccharin, Dulzin oder sonstigen künst- 
lichen Süssstoffen<. 

Es ist nicht bekannt geworden, dass Süssstoffe in p^rösscrcm 
Umfange Wein ziiercsctzt worden sind. Doch deutet die: Tatsache, 
dass sich sowohl in dein itahcnischcn Wcinj^csetz vom 25. III. 
1900 wie in dem iuxemlnir^isclien vom 6. III. 1902 ganz ähnliciie 
liestimmungen befinden, darauf hin, dass ein solcher Zusatz nahe- 
liegt. 

Endlich treffen wir noch eine Bestimmung über die Süssstoffe 
in dem deutschen Zuckerstcuergesetz vom 27. V. 1896 an, die 
sich auch schon in den Zuckcisteuergeset/.cn vom 9. Vll. 1887 
(§ 39- V.} und vom 31. V. 1891 (§ 42. V.) findet. Der § 42 des 
Gesetzes von 1896 enthält in den Absätzen L — ^III. umfai^rrdche 
Kontrollmassregeln für die Zuckerfabriken, indem er z. B. die 
Inhaber verpflichtet, Bestehen der Anstalt, Wechsel in der Person 
des Inhabers und im Orte der Fabrikation schrifdich anzuzeigen, 
und die Oberbeamten der Steuerverwattung ermächtigt, jederzeit 
den Betrieb der Anstalten in Augenschein zu nehmen und sich 
die über den Fabrikationsbetrieb geführten Bücher vorlegen zu 
lassen. Alle diese Vorschriften kann der Bundesrat nach §42.V. 
auf die Fabriken, welche Saccharin odei ähnliche Stoffe bereiten 
oder mit Stärkezucker und dergl. vermischen, ausdehnen. Dies 
ist in den Ausführun[;sbestimmungen zu allen 3 Gesetzen ge- 
schehen. Ausserdem bestimmte § 82 der unter dem 30. IV. 1892 
zu dem Zuckersteuergesetz von 1891 erlassenen Ausfühnmgshe- 
stimmuncjen , dass die Hanptstcuerämter aut (jrund der von den 
Inhabern der Saccharin- etc. Fabriken nach Massy;abe der h abrik- 
bücher zu machenden Angaben Nachweisungen über Art und 
Menge der verarbeiteten Materialien, sowie ticr fertigge^^tellten 
Produkte nach Betriebsjahren aufzustellen hal)( n. Diese Kontroll- 
massrcgein, die allerdings nur z. T. wirklich ausgeführt wurden, 
hatten den Hauptzweck, der Regierung statistisches Material über 
den ganzen Fabrikationsbetrieb der bestehenden Süssstof^abriken 
zu liefern. 

Bei den ai^eführten Gesetzen war nur die Möglichkeit vor- 
handen, die gewerbsmässige Verwendung von Süssstoffen zu be- 
stimmten Zwecken zu hindern, z. T. nur in einzelnen Gebieten 
des Deutschen Reiches; tatsächlich aber war, resp. wurde den 
Süssstoffen nur das Eindringen in die Bierbereitung von Bayern, 
Württemberg und Baden unmöglich gemacht. Infolge dieser Ver- 
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hältnissc bürgerten sich die Süssstoffe immer mehr als Süssmittel 
in Gewerbe und Privatwirtschaft ein, wofür das Anschwellen der 

hergestellten Mengen Süssstoffe Zeugnis ablegt. 

Damit stellte sich immer mehr die Notwendigkeit heraus, die 
UebcrwachunL; und Beschrankung des Verkehrs mit Süssstoffen 
nicht (jesetzt:n zu iiherlassen, <lie diese Aufgal)C nur nebenliei 
verfolgten, sondern ein Gesetz zu schaffen, das sicli s|)e/.iell gegen 
die Süssstoffe und die durch sie lierbeigeführten Aiissstände unter 
genauester Anpassung an die ihnen anhaftenden Eigenheiten 
W'andte. Seit 1S89 wies der Reichstag fast in jedem Jahr die 
Reiclisre^ict ung aut diese Notwendigkeit hm, und seinem steten 
Drängen ist es vornehmlich zu danken, dass die Süssstofißrage, 
allerdings erst 1902, in zufriedenstellender Form geordnet wurde. 

IL Anregimgen zur Schaffung eines specieUen Qeseties Segen die Sttesetoffe. 

Vom Eintritt der Süssstoffe in die Reihe der gewerblichen 
Produkte an bis zum ersten Gesetz betreffend die Süssstoffe über- 
wog in den Vorschlägen, die für eine gesetzliche Behandlung der 
Süssstoffe aus der Mitte des deutschen Reichstages und von 
anderen Seiten gemacht wurden, das Besteuerungsprojekt. Es 
ist dies ein Zeichen, dass man bis 1898 in das Wesen der Süss- 
stoffe noch nicht weit eingedrungen war. Dem Vorschlag einer 
Süssstoif Steuer konnte nur die Erwägung zu Grande liegen, dass 
CS angcsicfits der Besteuerung des Zuckers ungerecht sei, ein 
andere^ Süssmittel unversteuert zu lassen und es damit bei der 
Konkurrenz mit dem Zucker zu hegimstigen. Neben der Be- 
steuerung wurden auch Beschrankungen des Süssstoffverkehrs aus 
sanitätspolizeiiichen Rücksichten erwogen. I )it .se beiden Gedanken : 
Besteuerung und Verlvehrsbeschränkung, und der Streit, welcher 
von beiden der liessere und zweckmässigere sei, fatideii sich in 
dieser Zeit in allen V erhandlungen über die Süssstoffe im deutschen 
Reichstage, in rachzeitschriften und in der Tagespresse. 

Zum erstenmal treffen wir die Forderung gesetzlichen Vor- 
gehens gegen die Süssstoffe im Reichstage im Jahre 18 89 an. 
Es war der Abgeordnete Nobbe, der am 28. L 1889 bei der 
2. Beratung des Etats für 1889/90, Position Zuckersteuer (St-B. 
des R.-T. 1888/89 ^45 ^Oi Anfrage an die Regierung 
richtete, wie sie sich gegenüber dem Stärkezucker und dem 
Saccharin zu verhalten gedenke. Er führte aus, dass man diese 
Produktionen Verbrauchssteuern unterwerfen müsse und mahnte 
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die Regierung, dieselben nicht unversteuert heranwachsen zu lassen, 
da sie dann später die grössten Schwierigkeiten haben werde; in 
ein neues Zuckerj^csetz .müssten Bestimmungen über Saccharin 
herein. Hierauf erwiderte der damalige Rcichsschatzsekretär, 
Freiherr v. Maitzahn, man müsse das Saccharin besteuern, wenn 
es wesentlich den Zucker verdränge, doch seien die Tatsachen 
noch zu wenig geklärt, um dureh Bcs>teuerung eine neue, nur in 
Deutschland bestehende Industrie schon beim Entstehen zu schä- 
dicfen, namentlich da J'ortuya! und Frankreich derselben gerade 
den Markt verschlossen hätten. 

In ähnlicher Weise erklärte der damalige Staatssekretär des 
Innern, Freiherr v. Bötticher, bei der 3. Etatsberatung für 1889/90 
am 7. U. 1889 (St-B. des R,-T. 1888/89 IL S. 865 ff), Veran- 
lassung zwingender Natur, im Wege der Gesetzgebung gegen das 
Saccharin einzuschreiten, liege nicht vor. Beidemale war man 
vollständig einig darüber, dass das Saccharin jeglicher Nährkraft 
entbehre. 

Einen andern Standpunkt gegenüber dem Saccharin als die 
eben genannten Vertreter der Reichsregierung, vertrat das schon 
erwähnte Rundschreiben des Reichskanzlers an die verbündeten 
Regierungen vom Jahre 1890. Es ersuchte die Kinzelstaatsreg^e- 
rungen, die Verwendung des Saccharins auf Grund des Xalirungs- 
mittelgcsetzes von 1879 zu verhindern. Dieses Rundschreiben 
schweigt sich über die Gründe, die ein solches Vorgehen wün- 
schenswert machten, vollständig aus, doch wird man wohl nicht 
fehlgehen, wenn man als solche hauptsächlich den Mangel an 
Nährwert und die Steuertreiheit des Saccharins otler mit andern 
Worten seine grosse Konkurrenzfähigkeit gegenüber dem Zueker 
ansieht. Der Wortlaut des Kundschreibens von 1890 rechtfertigte 
die Erwartung, dass die Reichsregierung dem Reichstage in der 
nächsten Zeit einen Gesetzentwurf gegen die Süs.s.stoffe vorlegen 
werde. Ein solcher kam jedoch nicht. Inwieweit hier der Wechsel 
in der Person des Reichskanzlers eingewirkt hat, darüber lassen 
sich nur Vermutungen aufstellen. 

In den folgenden Jahren ruhte die Süssstofffrage , und erst 
1895 sollte dieselbe, und zwar von einem neuen, prinzipiell wich» 
tigen Gesichtspunkte aus, angeschnitten werden. Ganz zu Anfang 
d^ Jahres 1895 liefen beim Reichstag zwei Petitionen ein, die 
eine vom landwirtschaftlichen Hauptverein der Städte Lissa, Frau- 
Stadt u. s. w., die andere vom landwirtschaftlichen Kreisverein zu 
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VV'irsitz, welche unter anderem darum ersuchten, »dass eine an- 
«jcmcsscnc Besteuerung; des Saccharins herbeigeführt werde« (St. 
B. des R.-T. 1894/95 Anl.-B. II. No. 261, S. 1135). Damit ge- 
langte die SüssstoüTrage in ein neues Stadium. Die deutsche 
Landwirtschaft war sich bewusst geworden, dass ihr von Seiten 
der Süssstoffe eine nicht zu unterschätzende Gefahr drohe und 
bot deshalb ihre ganze Macht und ihren ganzen Einfluss auf, um 
diesen unbequemen Konkurrenten mit Hilfe der Gesetzgebung aus 
dem Wege zu räumen. 

Der Bedeutung der erwähnten Petitionen entsprach nicht ihr 
Schicksal. Als sie am 20. II. 1895 in der Kommission zur Be- 
sprechung kamen (a. a. O. S, H36), sagte ein Regieningsver- 
treter, die Regierung habe zwar wiederholt erörtert, ob man das 
Saccharin besteuern oder aus sanitätspoIizeiHchen Rücksichten 
Verkehrsbeschränkungen unterwerfen solle, doch sei bei der Ge- 
ringfü<^ij:fkeit der in den Inlandsgebrauch gelangenden Saccharin- 
mengeii weder vom Standpunkt der Ziickerindustrie noch von 
dem der iMnanzverwaltung ein erhebliclK's Interesse an der Be- 
steuerung des Saccharins zu nclmum. Dir l\c"L,Merung hatte also 
den Standpunkt ilires Rundschroiljons von 1890 wieder aufgegeben 
und war zu ihrem Standpunkt von 1889 zurückgekehrt. Doch 
weist die angeführte lüklärung insofern einen Fortschritt auf, als 
sie zeigte, dass der Regierung der Gedanke gekommen war, dass 
vielleicht eine Verkehrsbeschränkung eher am Platze sei als eine 
Besteuerung. Die Petitionen wurden am 4. V. 1895 vom Reichs- 
tag ohne Dbkussion dem Bundesrat als Material überwiesen. 

Eine kurze Erwähnung erfuhr das Saccharin bald darauf im 
Reichstag, nämlich am 23. III. 1895 (St. B. d. R.-T. 1894/$ II. 
S. 1684 if.), als ein Antrag Auer u. Gen., der die R^erung um 
Einführung des Surrogatverbots bei der Bierbereitung ersuchte, 
beraten und angenommen wurde. Damals wurde unter Hinweis 
auf die oben kurz geschilderten Uebelstände, welche die SüssstofT* 
Verwendung bei der Bierbereitung mit sich gebracht hatte, wie- 
derum die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung des Ver- 
kehrs der Süssstoffe betont. 

In den nächsten Jahren erstarkte in der deutschen Landwirt- 
schaft die Erkenntnis, dass die Regelung der Süssstofffrage eine 
Lebensfrage für die deutsche Zuckerindustrie und damit z. T. 
auch für die Landwirtschaft sei oder doch bald sein werde. l.Jiese 
Erwägungen führten ihre Vertreter im deutschen Reichstage Ende 
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1897 einem Schritt, der die Frage ihrer Lösung um einen 
grossen Schritt näher brachte. Am 9. XII. 1897 (St. B. 1897/8 
Ani.-B. I. S. 523) ging dem Reichstag ein Antrag der Abgeord- 
neten v. Plötz Tind Graf r. Carmer zu, sman möge die verbün- 
deten Keg^icrunfj^en ersuchen, i 1 einen ani^eniessenen Zoll auf Sac- 
charin und 2) eine habrikalsleiier lur den im Zollinland produ- 
zierten Saccharin baldmöglichst einzuführen«. Dieser Antrag rief 
im Reichstag die Erinnerung wach, dass die Regierung nach den 
Aeusscrungen ihrer Vertreter schon vor 1895 eine gesetzliche Re- 
gelung des Verkehrs der Süssstoffe in Erwägung gezogen hatte, 
ohne dass doch bis 1897 etwas rositives geschehen war. Alan 
befürchtete, dass auch der neue Antrag die Regierung zur Ein- 
bringimg einer Gesetzesvorlage nicht vermögen werde, und so er- 
griff der Reichstag die Initiative, indem eines seiner Mitglieder einen 
Gesetzentwurf verfasste. 

§ 3. Das Gesetz über den Verkehr mit Süss- 
Stoffen vom 6. VII. 1898. 

I. Die Entstehungsgeschichte und der Inhalt des Gesetzes. 

Einen Tag später, als der Antrag der Abgeordneten v* P&is 

und Graf v. Carvur Ijeini Reichstage eingelaufen war, am 10. XII. 
1897 (St, B. d. R.-T. 1897.98 Anl.-B. I. No. 69 S. 798) brachte 
der Abgeordnete Prof. Dr. Paasche beim Reichstage einen Gesetz- 
entwurf betr. den Verkehr mit Süssstoffen ein. Das beantragte 
Gesetz suchte in sieben kurzen Paragraphen den Wünschen, die 
dem Reichstage gegenüber bis dahin ausgesprochen worden waren, 
gerecht zu werden. Seine Hau[)tbestimmungcn sind die folgenden: 

l) Die Süssstoffe Saccharin, Zuckerin, Krystallose und Dulzin 
unterliegen einer Verbrauchsabgabe resp. einem Eingangszoll von 
80 Mk. pro kg netto. 

2 I Der Bundesrat kann verwandte Süssstoffe der ganzen oder 
einer ermässigtcn Verbrauchsabgabe resp. Emgangszoll unter- 
stellen, muss aber etwaige derartige Bestimmungen dem Reichs- 
tage zur Genehmigung vorlegen und sie auf sein Verlangen ausser 
Kraft setzen. 

3) Zur Sicherung der Verbrauchsabgabe treten die Süssstoffe 
unter Steuerkontrolle, worüber der Bundesrat Bestimmungen er- 
lässt 

Der Entwurf bedeutete also im wesentlichen einen Ausbau 

2* 
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des Antrages v. Plotn und Graf v, Carmer; nur einen Fortschritt 
wies er gegenüber diesem auf, insofern er anstelle einer Fabrikat- 
steuer eine Verbrauchsabgabe treten Hess. Erstere hätte die sich 
stark entwickelnde Süssstoffausfuhr beschwert und wäre gleichsam 
ein Schutz für ausländische Zuckerindustrieen gewesen. Zu der- 
artigem hatte und hat die deutsche Regierung keinen Anlass. 
Aber diesem kleinen Vorzuge der Gesetzesvorlagc standen we- 
sentliche Nachteile gegenüber. Zunächst fällt die nicht grade 
glücklich p;c\vähltc Fassim:; des Textes auf. T''in Gesetz über die 
Süssstoffe hätte vor allem eine qenaue Definition der >Süssstolfc^' 
und der verwandten Storl'e« t;eben müssen, l-.ine solche fehlte 
aber, und damit war dem Bundesrat, der also zu entscheiden ge- 
habt hätte, was verwandte Stoffe seien, eine grosse diskretionäre 
Gewalt gegeben. 

Ferner fehlt jegliche Strafliestiuimung oder ein Hinweis auf 
eine solche im i uUc der Steuerdctraudation und der Verletzung 
der vom Bundesrat zu erlassenden Vorschriften. Diese und andere 
formale Mängel des Entwurfs traten aber gänzlich zurück vor denen 
d^ Lihalts. 

Wie oben zu zeigen versucht wurde, war besonders die Be- 
trugsmöglichkeit und der tatsächliche Betrug bei der Verwendung 
der Sussstoffe gross. Dem hätte ein Gesetz betreffend die Süss- 
stoffe zuerst en^^enzuwirken versuchen müssen. Das gerade 
G^enteil mussten notwendig obige Bestimmungen im Gefolge 
haben, da darnach jeder unreelle Bierbrauer, Wirt, Bäcker, Händ- 
ler etc. zu seiner Rechtfertigung geltend machen konnte, dass das 
Gesetz dadurch, dass es keine Beschränkung der Verwendung der 
Süssstoffe enthalte, stillschweigend dirsclbc stets für erlaubt und 
also gut erkläre. Die Verwendung der Süssstoffe für Iktruc^s^rwccke 
blieb aber trotz der hohen Steuer verlockend, da die Süssstoffe 
auch fernerhin infolge ihrer sehr hohen Süsskraft billiger als Zucker 
waren. Und so blich auch die, fast noch wichtigere, 2. Anforde- 
rung, die man an ein Süssstoff'^esetz stellen musstc, unerfüllt. Ein 
solches hätte nämlich den untern Klassen, die aus Unverstand 
oder von unreellen Händlern in die Irre geführt, die Mans^cl der 
Siiss.stütfc übersahen und ihnen den Vorzug vor dem Zucker 
ij^ahen, dies möglichst erschweren otler soi^ar unmöglich inachcn 
müssen. Da das Gesetz aber hier wiederum das Gegenteil erreicht 
hätte, so wäre ferner weder der Zuckerindustrie Schutz gegen die 
Konkurrenz der Süssstoffe gewährt worden, noch hätten sich die 
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Reichseinnahmen aus der Zuckersteuer gesteigert. So beseitigte 
dieser Gesetzesentwurf also keinen der Nachteile, wegen deren 
oben die Unerlässlichkeit eines gesetzlichen Eingreifens nachge- 
wiesen wurde. Und nicht nur hätte der Entwurf^ wenn er Gesetz 
geworden wäre, die Uebelstände, welche die SüssstofTe hervorriefen, 
nicht gehol)en, sondern er hätte ihnen noch neue hinzugefügt 
Eine scharfe und auch erfolgreiche Kontrolle einer Steuer hätte 
sicher durchgeführt werden können, nicht nl er eine solche des 
Zolles. Und damit wäre eine Prämie auf den Schmuggel gegeben 
j^cwcsen, die neben denen, die denselben gewerbsmässig betrieben, 
wolil auch noch manchen sonst reellen Gewerbetreibenden zum 
Kinschiniit^^cln von Süssstoffen gebracht hätte. Eine weitere Folgte 
dessen wäre ein l-^rstarken der ausländischen Süssstotfindustric zu 
Ungunsten der deutschen Süssstoff- und Zuckcrindustrie und auf 
Kosten des deutschen Künsiuiicnteii gewesen, ländlich sprach 
noch gegen die versuchte Rec:^elung der Süssstofftrage der Um- 
stand, dass hierdurch bcstiuiuilcn Gewerbetreibenden, Chemikern, 
namentlich aber Kranken, denen die Süssstoffe als Zuckerersatz 
fast unentbehrlich geworden waren, dieser Stoff unnötigerweise 
verteuert wurde. 

Im allgemeinen ist charakteristisch für den Gesetzentwurf der 
§ 3, der auf die Sussstoffe betreffs Zahlui^frist, Verjährung und 
Befreim^ von der Verbrauchsabgabe die Bestimmungen des 
Zuckersteuergesetzes vom 27. V. 1896 anwandte, also die Sussstoffe 
mit dem Zucker in eine Reihe stellte, was der Natur der Süss- 
Stoffe ganz unangemessen war. 

Dass eine blosse Besteuerung der Süssstoffe nicht zu dem 
anzustrebenden Ziel führen konnte, brachte auch der Reichstag 
zum Ausdruck. Der vom Abgeordneten Dr. Paasche voi^elegte 
Gesetzentwurf kam zusammen mit dem Antrage v, Phetz und Graf 
V. Carmer im Reichstage am 26. I. 1898 zur ersten Beratung 
(St. B. d. R.-T. 1897/98 I. S. 655 ff.). Der l^ntwurf wurde, was 
die von ihm verfolgten Zwecke anbetraf, fast allgemein beifällig 
aufgenommen, gegen die Art aber, wie er die Süssstofffrage zu 
regeln suchte, wurden verschiedene der aufgezählten Bedenken 
geltend gemacht. Der Rcgierun<4s\ crtrctcr, Staatssekretär v. Thiel- 
))iaiui ^ erklärte, dass die iveq.icrung zu dem Antrag noch keine 
Stellung genommen habe; er glaubte, dassVerkchrsbcschränkungen 
sicherer als Zoll und Steuer seien, und diesem Gedanken schlössen 
sich mehrere x\bgeordnete an, ja der Kiiibringcr der Vorlage 
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selbst, Dr. Paasclte, erklärte am Schlüsse einer längeren Begründung 
seines Antrages, dass man den Verkauf der Süssstoffe auf die 
Apotheken und Drogerien beschränken müsse , wenn man jeden 
l^etiuc; ausschlicsscn wolle. Schliesslich wurden beide Anträge 
einer Kommission überwiesen , die sich bald darauf konstituierte 
und am 27. IV. 1898 zur Beratung zusammentrat. 

Mittlerweile hatte Dr. Paasche sich entschlossen , s(Mnen Ge- 
setzentwurf gemäss den Anregungen, die bei der 1. Lesimg des- 
selben gegeben woi tlen waren, einer Umgestaltung zu unteiziehen. 
Hierbei gcwami er aber die Uebeizeugung , dass ein ganz neuer 
Entwurf nötig sei, der eine Regelung des Verkehrs der Süssstoffe 
von andern Gesichtspunkten aus unternähme. Einen solchen ar- 
beitete Dr. Paasche denn auch aus und legte ihn der Kommission 
vor. Zwar erhoben sich innerhalb derselben Bedenken gegen ein 
solches Beginnen, da doch der Gesetzentwurf der Kommission 
überwiesen worden sei» der dem Reichstage vorgelegen habe, doch 
siegte schliesslich die Meinung, die dies für zulässig erklärte, und 
man trat in die Beratung der neuen Vorlage ein. 

Ein wesentlicher Vorzug dieser gegenüber dem i. Gesetzent- 
wurf bestand zunächst darin, dass in § i eine Definition der >Süss- 
stofTe« gegeben wurde, die sich nicht auf die Namhaftmachung 
der bekanntesten Süssstoffe bcscliränkte. Infolgedessen konnte die 
Erwähnung der »verwandten Stoffe«, wie sie der 1. Entwurf auf- 
wies, entbehrt werden. In dieser Gesetzesvorlage traten nur ge- 
ringe formale Mängel hervor, welche die Kommission mit leichter 
Mühe hob. 

Der neue Entwurf sah keine Besteuerung der Sfi?s??toffe vor; 
aber die Verwendung derselben zu Nahrun-s- und Genussmitteln 
war z. T. ganz verboten, so bei Bier, Wein etc., z. T. war zwar 
die Verwendung gestattet, die so liergestellten Dinge waren aber 
dem Deklarations/wang unterworfen. Zuw iderhandlungen waren für 
strafbar erklärt nach dem Xaiirungsmittclgcsctz von 1879. 

Die Kommission, welche sich mit diesem Entwurf zu beschäf- 
tigen hatte, stimmte diesen Bestimmungen im wesentlichen bei; 
einigen Mitgliedern schienen dieselben aber nicht weit genug zu 
gehen, und daher wurden von ihnen schärfere Verkehrsbeschrän- 
kungen gefordert Von einer Seite wurde statt des Gesetzes eine 
blosse Resolution beantragt: »Die verbündeten Regierungen zu 
ersuchen, in der nächsten Session einen Gesetzentwurf vorzuleben, 
wodurch Herstellung und Vertrieb des Saccharins und verwandter 
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Süssstoffe, die einen höheren Süssgehalt als Zucker, aber nicht 
entsprechenden Nährwert haben, nur für medizinische und speziell 
chemische Zwecke beschränkt würde.« (St. B. d. R.T. 1897/98 
Anl.-B. III. S. 2267). Hiergegen erhob sich aber lebhafter Wider- 
stand, und namentlich wurde geltend gemacht, dass man möglichst 
schnell vorgclien müsse, da sonst die Industrie wachsen und eine 
spätere Beschränkung schwieriger werden würde. Vrirlilufig ver- 
zichtete man denn auch auf eine weitere Beratung dieser Resolution. 
Ferner wurde bei Beratung des § 2, der die Bestimmung über den 
Deklarationszwang enthielt, ein Antrag gestellt, diesen Paragraphen 
lolgendermasscn zu gestalten: Die Herstellung und der Vertrieb 
solcher Süssstoffe ist ausser zu medizinischen und technischen 
Zwecken verboten. Der Bundesrat ist eimächtigt, eventuell den 
Besitzern der bezüglichen Fabriken eine Entschädigung zuzubil- 
ligen.« Dieser Antrag wurde damit begründet, dass die bestehende 
schlechte Nahrungsmittelkontrolle eine betrügerische Verwendung 
der Süssstoffe nicht werde hindern können; deshalb sei striktes 
Verbot besser. Dies mache aber Entschädigung der Fabriken 
nötig. Diesem Antrage stimmten diejenigen der Kommissionsmit' 
glieder zu, die hauptsächlich die Konsumenten schützen wollten. 
Gegen den Antrag wurde aber geltend gemacht, dass, wenn er 
ai^enoramen würde, eine noch schwierigere Kontrolle nötig sein 
würde, namentlich an der Grenze; Täuschung der Konsumenten 
könne durch scharfe Straf bestimmungen verhindert werden. Darauf* 
hin wurde der Antrag zurückgezogen. 

Die Aenderungcn, w^clche die Kommission, z. T. auf Veran- 
lassung des Dr. Paasche selbst, an dem Entwurf vornahm, änderten 
an dessen Grundzügen nichts, sondern beseitigten nur noch ver- 
einzelte formale Mängel und präzisierten solche Stellen, die zu 
falscher Auslegung hätten führen kr^nnen. Auf Antrag eines Re- 
gierungsvertreters änderte man insbesondere die Stellung der Straf- 
bestimmungen im Texte. Der Entwurf des Dr. Paasche hatte die- 
selben in dem 2. Absatz des Paragraphen, der das Verbot der 
Zusammensetzung von SüssstolTen zu Bier, Wein etc. enthielt, 
untergebracht; jetzt setzte man dieselben in einen besondern Para- 
graphen und beschränkte sich nicht mehr darauf, wie der Ent- 
wurf dies tat, auf die Strafdrohungen des Nahrungsmittelgesetzes 
zu verweisen, sondern nahm selbständige Straf bestimmui^en, die 
sich allerdif^ an letztere eng anlehnten, in das Gesetz auf. Der 
Entwurf wurde mit allen gegen 2 Stimmen von der Kommission 
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angenommen. 

Seine Hauptbestimmungen in seiner jetzigen Gestalt, in der er 
auch Gesetz werden sollte, waren die folgenden: 

1) Künstliche Süssstoffe im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
auf künstlichem Wege gcwohnenen Stoffe, welche als Süssmittel 
dienen können und eine höhere Süsskraft als raffinierter Rohr- 
oder Rübenzucker, aber nicht cnts[)rcchcnden Nährwert besitzen. 

2) Die Verwendung von künstlichen Süssstoffen ))ci der ge- 
werbsmässii^en Hcrstclliinc^ von Bier, Wein, weinähnlichen Ge- 
tränken, Fruciitsäiten , Konserven, Likören, Zucker und Stärke- 
syrupen, sowie das Feilbielen und der V^crkauT dieser Genussmittel, 
denen künstliche SüsssLolTe zugesetzt sind, ist verboten. 

3) Werden sonstige Nahrungs- liiilI Genussmittel unter Ver- 
wendung von künstlichen Süssstoffen hergestellt, so dürfen sie nur 
unter einer diese Verwendung erkennbar machenden Bezeichnung 
veffcauft oder feilgehalten werden. Sonst ist die Verwendung 
künstlicher Süssstoffe bei der Herstellung von Nahrungs- und Ge- 
nussmitteln als Verfälschung im Sinne des § 10 des Nahrungs- 
mittelgesetzes anzusehen, 

4) Wer vorsätzlich gegen das unter 2) enthaltene Verbot 
handelt, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und mit Geldstrafe 
bis zu 1500 M. oder mit einer dieser Strafen bestraft. Bei Fahr- 
lässigkeit ermässigt sich diese Strafe. Gleichzeitig kann Einaehung 
der verbotswidrig hergestellten, feilgehaltenen oder verkauften 
Gegenstände durch gerichtliches Urteil verfügt werden. 

5) Das Urteil oder der Strat befehl kann die öffentliche Bekannt- 
machung der Verurteilung auf Kosten des Schuldigen anordnen. 
Bei Freisprechung muss das Gericht auf Antrag des freigesprochenen 
Angeschnldi;:^4en die öffentliche Bekanntmachung anordnen. 

6) Besteht für den Ort der Tat eine öffentliche Anst.ilt zur 
technischen Untersuchung von Nahrungs- und Genussmittcln , so 
fallen die auf Grund dieses Gesetzes auferlegten Geldstrafen der 
Kasse zu, welche die Kosten der Verwaltung der Anstalt trägt. 

Die letzten beiden, unter 5 und 6 dargestellten Bestimmungen, 
sind dem -\alirungsmittelgesetz von 1879 entnommen. 

Die 2. und 3. Beratung dieses Gesetzentwurfes durch den 
Reichstag fand statt am 29. IV. und am 4., 5. V. 1898 (St. B. d. 
R.-T. 1897/98 III. S. 2051, 21 86, 2225 ff.). Der Reichstag erklärte 
sich seiner grossen Mehrheit nach für das Gesetz. An dasselbe 
knüpfte er besonders die Hoffnung, dass es dem Betrüge, zu dem 



Digitized by Google 



- 25 — 



die Verwendung von Süssstoffen reichliche Gelegenheit bot, ent- 
gegenwirken werde. Von andern Uebelständen, wie sie z. B. die 

Freiheit des Verkehrs der Süssstoffe erzeugen musste, hörte man 
fast nichts. Doch wie in der Kommission, erklärten auch im Plenum 
des Reichstags einige wenige Abgeordnete das Gesetz für ein un- 
wirksames Aushüfsmittcl und prophezeiten, dass man dasselbe bald 
durch ein schärferes werde ersetzen müssen ; so namentlich der 
Abgeordnete Schwarze, der auch in der Kommissicjn geg(>n die Vor- 
lage gestimmt hatte. Kine prinzipielle Ablehnung erfuhr das Ge- 
setz in derl )el)atle nur durch den Abgeordneten Dr. //e-Avz/e'j', der 
bei der i . l^eratung des Kommissionsbcschlusses im Reichstag am 
29. IV. erfolgreich die Beschlussfähigkeit des Reichstages an- 
zweifelte, um dann, als die Beratung am 4. V. wieder aufgenommen 
wurde, 2 Abänderungsan träge zu stellen. (St. B. des R.-T. 1897/98, 
Anl.-B. Nr. 282, 284 S. 2357, 2360). Der erste wollte das Verbot 
der Zusetzung von Süssstoffen zu Bier auf nicht-obergäriges be- 
schränken. Dies begründete Dr. Hermes namentlich damit, dass er 
sagte, der norddeutsche Brauer, der fast nur obergäriges Bier 
braue, müsse demselben Süssstoffe zusetzen, wenn er sich über- 
haupt noch gegraüber dem süddeutschen Bier bdiaupten wolle. 
Dem ist enlg^enzuhalten, dass vor der Erfindung der Süssstoffe 
doch auch gutes obergäriges Bier gebraut wurde. Femer würde 
aber eine solche Zulassung nur dazu angetan gewesen sein, den 
Kredit des gesamten norddeutschen Bieres g^enül)er dem süd- 
deutschen noch mehr zu verschlechtern, da, wie Abgeordneter 
Roesüke erklärte, in jeder Brauerei oberc^äriges und untergäriges 
Bier diircheinantler gebraut werde und Sach\erständige beides 
kaum unterscheiden könnten. Endlich würde es aber auch seine 
schweren Bedenken gehabt haben, die Verwendung eines Stoffes, 
die das Gesetz ausdrücklich als Verfälschung erklärt, auf einem 
so grossen Gebiete unbeschränkt zuzulassen und also indirekt zu 
empfehlen. 

Diese Bedenken, die meist auch im Reichstag hervorgehoben 
wurden, führten zur Ablehnung dieses Antrages. Dasselbe Schick* 
sal fand der 2. Antrag des Dr. Hermes^ welcher die Besitzer von 
Brauereien obergärigen Bieres und die Saccharinfabriken, die bis 
zum 10. XIL 1897 regelmässig betrieben worden waren, für infolge 
der Beschränkungen des Gesetzes, die oben unter 2 und 3 darge- 
stellt wurden, erlittenen, nachweisbaren Schaden nach näherer Be- 
stimmung des Bundesrates auf Reichskosten entschädigen wollte. 
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Hiefgegen sprach zunächst, dass sich für obige Fabriken fast die 
Unmöglichkeit herausgestellt hätte, nachzuweisen, dass eine etwa 
verringerte Nachfrage nach ihren Produkten eine Folge dieses Ge- 
setzes gewesen wäre. Wäre diese Möglichkeit aber vielleicht in 

einem vereinzelten Falle dagewesen, so wäre die unausbleibliche 
Folge ein Streit über die Höhe der Entschädigung gewesen. Der 
ganze Antrag baute auf einer Tatsache auf, die nicht vorhanden 
und auch nicht gerade wahrscheinlich war, nämlich darauf, dass 

der Absatz der Saccharinfabriken und der obcrgäric^cn l)rriuereien 
sich infolge des Gesetzes vermindern würde. Beziii^lich ersterer 
wird bei der DarstellunL; der Wirkungen des Gesetzes ersichtlich 
werden, dass das ^iiadc Gegenteil eintrat. Wollte der Antrag 
aber die liierbrauereibi sitzer dafür entschädigen, dass sie statt der 
billigen, aber nährwcrtloscn Süssstoffe teurere, aber nährwertige 
Süssmittel nehmen musstcn, so wäre dies ja sozusagen eine Ent- 
schädigung tür die Beseitigung einer Betrugsmöglichkeit gewesen. 
Diese Gründe wurden im Reichstage zwar nicht angeführt, werden 
aber doch wohl der Ablehnung des Antrages zu Grunde gelegen 
haben. 

Schliesslich nahm der Reichstag das ganze Gesetz unverändert 
an, nachdem noch bestimmt worden war, dasselbe solle am i. Ok- 
tober 1898 in Kraft treten. Der Bundesrat gab ihm seine Zustim* 
mung, und so trat dasselbe an genanntem Tage in Kraft 

Das Gesetz beurteilt Professor Dr. C. Frankel im H. d. St., 
Artikel: Nahrungsmittel Bd. V. S. 951 folgendermassen : >Da8 
Saccharingesetz ist ohne Zweifel im wesendichen aus dem Be* 
streben geboren, den Zucker, also eines unserer wichtigsten Landes* 
und Bodenerzeugnisse, von einem lästigen und gefährlichen Wett- 
bewerbe zu befreien und ihm sein legitimes Absatzgebiet zu wahren. 
Indessen wird auch die Gesundhcitspflej^e mit dieser Absicht hier 
insofern durchaus einverstanden sein können, als der Zucker nicht 
nur ein Genuss-, sondern auch ein ungemein wertvolles und nütz- 
liches Nahrungsmitt(;l ist, das Saccharin und seine Ver\vandten 
aber nach dieser Richtung völlig versagen und also den Zucker 
schon deshalb in seiner Bedeutung für den menschlichen Körper 
in keinem i'alle ersetzen können.« 

Dem ist hinzuzufügen, dass das Gesetz nach der Absicht 
seines Antragstellers, des Dr. Paasche, nur als gesundheitspolizei- 
liche Massr^el angesehen werden will. Diesen Standpuiüct ver- 
tritt auch die Begründung der Regierung zu ihrer Gesetzesvorlage 
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vom i6. IV. 1901. Dort heisst es Seite 168 1 : »Den künstlichen 
Süssstoüen ennangelt jeder Nährwert Nahrungs> und Genusstnittel, 
bei deren Herstellung solche Stoffe verwendet werden, sind somit 
bezüglich der Nährkraft minderwertig g^enüber den mit Rüben- 
zucker versüssten, und ein Schutz des Verbrauchers gegen Täusch- 
ui^ über die zur Verwendung gekommenen Stoffe erscheint er- 
forderlich. Diesen Erwägungen verdankt das Gesetz, betreffend 
den Verkehr mit Süssstoffen vom 6. VII. 1898, . . . seine Ent- 
stehunj^. 

Stenglein, Appelius und Kleinf eller : »Die strafrechtlichen Ne- 
bengesetze des Deutschen Reiches« (1903) schwanken in der Be- 
urtcilnnc^ des Süssstoffc^csctzcs von 1898. Das Gesetz steht dort in 
der Abteilung;-; Gesetze über das Gesundheitswesen nnd die Le- 
bensmittel ; in einer Vorlienierkung zu dem Süssstoiigesetz von 
1902, Seite 1333, heisst es a])er: >Schon das Gesetz von 1898 
hatte den Zweck, den Gebrauch künstlicher Süssstoffe zu Gunsten 
der Zuckerindustrie zu l)eschränken.« 

Welches Urteil über diesen ersten Versuch der gesetzlichen 
Regelung der SüssstofFfrage zu fällen ist, soll an den Früchten, 
d. h. an den Wirkungen des Gesetzes erkannnt werden. 

XL Der Werk des Qesetsee vom 6. VIL 189S. 

Der Schwerpunkt des Gesetzes vom 6. VII. 1898 lag i ; in 
dem Verbot der Verwendung von künstlichen Süssstoffen bei der 
gewerbsmässigen Herstellung gewisser, oben (unter 2] erwähnter, 
Genussmittel und in dem Verbot des Feilhaitens und Verkaufs 
der so zubereiteten Genussmittel (§ 3), und 2) in dem Deklara- 
tionszwang, den das Gesetz im § 2 für alle sonst^en unter Ver- 
wendung von künstlichen Süssstoffen hergestellten Nahrungs- und 
Gcnussmittel enthielt. 

Was nun zunächst letzteres anbetrifft, so ist eine Deklaration 
fast nie erfolgt. Dies L^ibt die Denkschrift der Rec^ierung zu dem 
neuen Süssstoffgesetz von 1902 unumwunden zu, und sie erk1f4rt 
dies damit, dass also entwetler kein Bedürfnis für \"er\vendung 
von Süssstoli'en vorhanden sei, oder dass, was wahrscheinlicher 
sei, niemand das Gesetz beachtet habe. Will man ermessen, ob 
sich der Deklarationszwan<^^ (§ 2) überhaupt hätte durchführen 
lassen, und damit also entscheiden, ob jemandem und wem die 
Schuld an seiner 2vlissachtung beizumessen ist, so muss man unter- 
scheiden zwischen den mit Süssstoff zubereiteten Gcnussmitteln, 
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die auf Bestellung hergestellt und gleich nach der Herstellung 
verlv-anft wurden, und andererseits solchen, die auf Vorrat herge- 
stellt wurtlen. 

Unter crstcrc Gruppe fallen vornehmlich die unter Verwen- 
dimg von Süssstoffen in W irtschaften, Hotels, Caft^s , Speisean- 
stalten, Pensionen und deri^^l. hergc^tcilten Gcmissmittel , dann 
aljer auch alle andern so bereiteten Genussrnittel, die von andern 
Gewerbetreibenden auf Bestellunsy ffeliefert wurden. Dass erstere 
überhaupt mit einer Bezeichnung versehen werden sollten, welche 
die Verwendung von Süssstoffen erkennbar mache, konnte, ob- 
gleich man es aus dem § 2 des Gesetzes herauslesen muss, bd 
der Art des in Betracht kommenden Verkehrs kaum verlangt 
werden. Und ferner machte bei ihnen und ebenso bei den durch 
andere Gewerbetreibende gleich nach der Herstellung verkauften 
Genussmitteln die Kürze der Zeit zwischen der Herstellung und 
Lieferung eine Kontrolle so gut wie unmöglich. Sie war e^ent- 
lieh nur denkbar, wenn ein Kunde aus Misstrauen auf behörd- 
liche Kontrolle antrug. 

Ganz anders aber ist es mit der 2. Gruppe, d, h. den mit 
Süssstoffen zubereiteten Genussmitteln, die auf Vorrat verfertigt 
wurden. Hier hätte eine gut otganisierte Nahrungsmittelkontrolle 
die gewissenhafte Deklaration gemäss dem Gesetz erzwingen 
können. So gut , wie z. B. in Deutschland die Deklaration der 
MarL^arine .strcnc^ überwacht und dadurch regelmässig erreicht 
wird, hätte auch tlie Deklaration der mit .Sii.^^sstoften zubereiteten 
Genussmittel in den solche Artikel verkaufendeti Geschäften durch- 
gesetzt werden können. Dass aber derartige Genussmittel wirk- 
lich in Geschäften feilgehalten und verkauft wurden, geht aus dem 
erwähnten Passus der Regierungsdenkschrift hervor, (jcmäss den 
tatsächlichen Verhältnissen, unter denen also im besten h'alle nur 
bei einem Teile der süssstofihaltigen Genussmittel der Deklara- 
tionszwang hätte durchL;elühit werden können, war demnach die 
Hauptbestimmung im ^2 des Gesetzes verfehlt. Ganz ähnlich 
war die Wirkung der 2. Hauptbestimmung des Gesetzes, d. h. des 
Verbots der Zusetzung von Süssstoffen zu gewissen Genussmittefai, 
namentlich zu Bier. Auch die Beobachtung dieser Bestimmung 
hätte sozusagen nur gegenüber dem auf Lager hergestellten Bier 
etc. kontrolliert werden können, nicht, oder nur schwer dagegen 
bei dem Schankbier und dem Bier, welches sofort nach Herstel- 
lung an Privatkunden abgegeben wurde. Doch diese Möglichkeit 
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oder Unmöglichkeit der Kontrolle kam gar nicht in Frage, da die 
Bierbrauer die Gesetzesbestimmung in sehr einfacher Weise zu 
umgehen wussten: Sie schickten das Bier ihren Kunden unge- 
süsst, stellten ihnen aber gleichzeitig jede beliebige Menge Süss- 
stoffe gratis zur Verfügung und teilten ihnen mit, wie man die- 
selben dem Bier nachträglich zusetzen könne. Da Bezug und Ab- 
gabe von Süssstoffen vom Gesetz in keiner Weise berührt wur- 
den, konnte dieser Art der UmgehuriLj des Gesetzes Ijehördhcher- 
seits nichts in den Weg gelegt werden. Dass Süssstotfe den an- 
dern, im Gesetz genannten, StoiTen, wie Wein, Fruchtsäften, Li- 
kören, Zucker oder Stärkesyrupen in erheblichem Umfange zuge- 
setzt worden wären, ist nicht bekannt. Jcdcntalls riehtete sich 
und sollte sich das Verbot des § 3 des Gesetzes vornehmlich 
gegen das Bier richten. Somit erreichte auch diese Bestimmimg 
des Gesetzes von 1898 ihren Zweck nicht. Damit war aber der 
Zweck desselben im wesentlichen verfehlt, da alle übrigen Be- 
stimmungen die zwei besprochenen nur entweder erklären oder 
durch Strafdrohungen sichern. 

Fragt man nach dem tieferen Grunde, warum sich dieses 
Gesetz als vollständig verfehlt herausstellte, so erscheint als sol* 
eher der Umstand, dass Herstellung, Bezug, Absatz etc., kurzum 
der ganze Verkehr der Süssstoffe selbst, nicht im geringsten ein- 
geschränkt oder überhaupt im Gesetz geregelt wurde. Infolge- 
dessen waren die Gewerbetreibenden im Gebrauch von Süssstoffcn 
wenig gehindert, und das Publikum konnte sie im Haushalt in 
beliebigem Umfange verwenden. Das Gesetz beschränkte daher 
weder für die deutsche Zuckerindustrie die Gefahr, früher oder 
später durch die Konkurrenz der Süssstoffe stark Einbusse zu er- 
leiden, noch beseitigte es die Steuerausfälle, die iler Reichskasse 
die Verdrängung des Znrl crs chireh Süssstoffe \erursachte. 

Die Produktion tler Missstoffe stieg von 86 868 kg im Jahre 
1897 'S auf 146 206 kg im Jahre 1898/99, 1 59 383 kg im Jahre 
1899/1900, 189734 im Jahre 1900/01 u. s. w. 

j5 4. Die Zeit vom Inkrafttreten des Gesetzes 
von 1898 Iiis zum Inkrafttreten des Süssstoff- 
gesetzes vom 7. VII. 1902. 

I. Anrepuigeii m «iner g«««tsUcbcn Neuregelung. 
Die Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes von 1898 bis 
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zum Zustandekommen des jetzt geltenden Süssstoifgesetzes vom 
7. VII. 1902 vsar betreffs der Süssstofffrage beherrscht von der 
Agitation der deutschen Zuckerindustric gegen die SüssstofFe. 
Namentlich in Fachzeitschriften der Zuckerindustrie wurde immer 
wieder die Unterwerfung der Süssstoffc unter strengste Verkehrs- 
beschränkun^cn L^clordert und hierfür als der ausschlaggebende 
Grund die unbillige Konkurifn/ der Siissstoffe mit dem Zucker 
angegeben. Diesem Drängen ist, wie sclion einmal betont, die 
zweckm^issige Neuregelung des Süssstoffverkehrs durch das Ge- 
setz von 1902 mitzuverdankcn. Auch im tUutschen Reichstag 
iiiahnic das Grossagrariertum in dieser Zeit unaf)lässig zu schar- 
fem Vorgehen, untcrstiitzt jedoch von rikuii^lu n andern Abgeord- 
neten, die aus rein objektiven Erwägungen heraus die gleichen 
Gedanken vertraten. 

Trotz der Bedenken, die gegen den i. Gesetzesantrag des 
Dr. Paascke sprachen, spielte auch in dieser Periode der Gedanke 
einer Besteuerung der SOssstolTe noch eine grosse Rolle. Daneben 
brach sich aber immer mehr die Meinung Bahn, dass man nur 
dufch strengste Verkehrsbeschränkungen den mit den SiissstofTen 
verbundenen Uebelständen abhelfen könne. Diese Ansicht sollte 
auch zum Siege gelangen, da das Gesetz von 1902 auf diesen 
Boden trat. 

Die völlige Unbrauchbarkeit des Süssstoffgesetzes von 1898 
wurde schon sehr bald nach seinem Inkrafttreten allgemein ein- 
gesehen und bei der ersten sich bietenden Gelegenheit im Heichs- 
tagc zur Sprache gebracht. Schon Ende Februar 1899 fand in 
der Kommission für Feststellung des Reichshavishaltsetats eine 
grosse Erörterung über das Saccharin statt, wobei sich fast all- 
gemeine UebereinstimmunL; darin ergab, dass dieses Gesetz seinen 
Zweck zu erreichen niclit imstande sei. Auf denselben Stand- 
punkt stellte sich der Reichstag am I.März 1899, als er die lltat- 
l'osition Brausteuer beriet (St. B. d. R.-T. iNqS/kjoo II. S. 1221 ff.). 
Zu dieser lieratung war eine Resolution Dr. i 'aascke, R'ostcke etc. 
eingebracht (St. ß. d. R.-T. 1897/98 Anl-B. m. No. 232 S. 1859) 
die dem Reichstag schon zur Etatsberatung für 1898 vorgelegen 
hatte, damals aber von der Tagesordnung abgesetzt worden war. 
Diese Resolution wollte die Regierung ersuchen, einen Gesetzent- 
wurf vorzulegen, der unter anderem den Zusatz von Süssstoffen 
bei der Bierbereitung in der Brausteuergemeinschaft verbieten 
sollte. Dieser Antrag hatte am 28. III. 1898, von dem er zuerst 
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datierte, Sinn, da damals nur erst der i. Gesetzentwurf des 
Paasche^ der hierüber nichts bestimmte, in I'rage stand. Nachdem 
aber in den cndgültit^en Gesetzestext ein ausdrückliches Verbot 
der Verwendung von Süssstoffen I)ei der l^ierbercitung aufgenom- 
men und am i. X. 1898 in Geltung^ j^ckommcn war, und nach- 
dem sich dazu noch dieses Verbot als unwirksam erwiesen hatte, 
da es leicht umc^ariL^en wurde, worauf der Autor dessclljcn, Dr. 
Paasche, im Reichstag am i. III, 1899 selbst hinwies, ist obiger 
Passus in dem vom 27. II. 1899 datierten Antra^»^ nicht recht ver- 
ständlich. Die Kommission, welcher der ^Yntrag überwiesen wurde, 
nahm den.selben denn auch am 1. V. 1900 in einer Form an, die 
nur ein ganz allgemeines Verbot der Verwendmig von Surrogaten 
bei der Bierbereitung enthielt Im folgenden Jahre, fast um die- 
selbe Zeit und bei derselben Gelegenheit » sollte wieder ein Vor« 
schlag auftauchen, der bei der Beratung des Gesetzes von 1898 
von mehreren Rednern gemacht worden war. In der Budget- 
kommission beantragte Dr. Paasche am 2. III. 1900 eine Reso- 
lution, die einstimmig angenommen wurde und folgenden Wort- 
laut hatte: »Die verbündeten Regierungen zu ersuchen anzuord- 
nen, dass der Verkauf der künstlichen SüssstoiTe an die Apotheken 
verwiesen werde mit der Massnahme, dass sie nur auf ärztliche 
Anordnung ausgegeben werden dürfen« (St, B. d. R.-T. 1898/ 1900 
Anl-B. V. No. 625 S. 3761). Damit verurteilt Dr. Paasche stlb^t 
sein ganzes Gesetz. 

Der Reichstag beriet diese Resolution am 3. III. 1900 1 St. B. 
d. R.-T. 1 898/1900 V. S. 4437). Widerstand fand dieselbe haupt- 
sächlich von Seiten der Abgeordneten Wiirtn und Dr. Hermes. 
Ersterer machte besonders g<^gi?n den Antrag; geltend , dass man 
dem Privatmann nicht verbieten dürfe , für seinen Frivatgebrauch 
Süssstoffe zu verwenden, da sie die Gesundheit nicht gefährdeten ; 
namentlich der Arme habe bei den hohen Zuckerpreisen die Süss- 
stoffe nötig. Behaupte ein Händler, die Süssstoffe seien besser 
oder ebensogut wie der Zucker, so möge man gegen ihn mit 
dem Gesetz über den unlauteren Wettbewerb vorgehen. Dem 
hielt der Abgeordnete Dr. Halm entgegen, dass die Geschädigten 
selten klagbar würden. Die Ausführungen des Dr. Hermes gipfelten 
in dem Satz, man wolle im biteresse der Landwirtschaft durch 
einen brutalen Akt der Gesets^ebung in die individuelle Freiheit 
eingreifen. Von anderer Seite fand der Antrag wärmste Unter- 
stützung, namentlich von den Konservativen. Nur wollten einige 
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von letzteren dazu noch Besteuerung der Süssstoffe gemäss Süss- 
wert, d. h. also eine sehr hohe. 

Die Abstimmung über den Antrag Paasche, der der Annahme 
fast gewbs war, blieb der 5. Beratung vorbehalten. Zu dieser 
lief ein weiterer Antrag Bargmann u. Gen. ein : >Der Reichstag 
wolle bcschliessen, den I Icrrn Reichskanzler z\i ersuchen, über die 
WirkunLj des Saccharini;(!setzes lühcbunj:^en zu veranstalten und 
das Ergebnis derselben dem Reichstage mitzuteilen« (St. B. d. 
R.-T. 1898/ 1900 Anl.-B. VI. No. 692, S. 4256). 

Beide Resolutionen wurden 2mal, am 28. III. 1900 und am 
26. IV. 1900 von der Tagesordnung abgesetzt; das letzte Mal auf 
Antrat^ des Dr. Müller. Derselbe begründete seinen Antrag da- 
mit, dass diese Frage sich gerade in gesetzgeberischer X'orberei- 
tung seitens der verbündeten Regierungen befinde und es sich 
deshalb nicht empfehlen dürfte, dass sich das Haus auf weitere 
Erörterungen über diese Frage einlasse, ehe die fraglichen Vor- 
arbeiten abgeschlossen seien. Obgleich mancher Abgeordnete 
dies lieber in authentischer Form aus dem Munde eines Regie- 
rungsvertreters gehört hätte, wurde doch der Antrag des Dr. Müller 
angenommen. 

Trotz der Aussicht auf baldige gesetzliche Neuregelung der 
Süssstofffrage ruhte letztere im Reichstage nicht. Vielmehr suchte 
jetzt der Reichstag seine Wünsche zur Kenntnis der Regierung 

zu bringen. 

Schon am 2. V. 1900 unterbreitete der Abgeordnete Dr. v. 

Lez<etzo7.v einen Antrag, der wieder die Besteuerung mehr in den 
Vordergrund rückte. Der Antrag hatte folgenden Wortlaut : »Der 
Reichstag wolle beschlicssen. die verbündeten Regierungen zu er- 
suchen , spätestens Anfang der nächsten .Session des Reichstags 
einen Gcsetzenl wurt" vorzulei^en, durch welchen die Besteuerung 
dos Saccharins und ähnlicher Süssstofte in einer der bestehenden 
Zuckeisteuer und der Süsskraft der künstlichen SüssstotTe ent- 
s})rechenden Höhe gesichert wird« (St. B. d. R.-T. 1898/1900 
Anl.-B. VII. No. 725 S. 5125). 

Der Reichstag verwies diesen Antrag an die Kommission für 
den Reichshau.shaltsetat. Der Umstand, dass diese damals gerade 
zur Deckung der Kosten der Fiottenvorlage etwa in Betracht kom- 
mende neue Steuern b<»iet, liess sie das Besteuerungsprojekt mit 
andern Augen ansehen, als der Reichstag 1898 die Gesetzesvor- 
lage betreffend Saccharinsteuer beurteilt hatte. Die Kommission 
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stellte sich ganz auf den Standpunkt des Antragstellers, Dr. v. 
LevetssoWt und überliess die Höhe der Steuer dem Gutdünken der 
Regierung. Demgemäss wurde in den § 6 des Flottengesetzes, 
welcher die Kostendeckung behandelte, zuerst unter 3) die Stelle 
aufgenommen: »Einführui^ einer Verbrauchsabgabe auf inländi- 
schen Schaumwein und Saccharinc. Schliesslich nahm man den 
§ 6 in anderer Fassunq;, und zwar ohne speziellen Hinweis auf 
Saccharin, an (St. B. d. R.-T. 1898/1900 Anl.-B. VII. S. 5425 ff.), 
aber der Antrag^ Dr. 7'. Le^'etsmv u. Gen. fand seiten.s der Kom- 
mission unveränderte Annahme (a. a. O. S. 5428, Resolution III); 
dasselbe war der Fall von scitcn des Reichstaq^cs am 7. VI. 1900 
(St. H. d. R.-T. 1898/ 1900 Vil. S. 5867). Bei der Ikiatunc: ergriff 
nur der Abgeordnete Richter das Wort zu der kurzen Ik nit ikung, 
dies sei nicht die richtige Form, man müsse eint n Gesetzentwurf 
vorlegen. Vermutlich sind die ungünstigen Erlalirungen, die man 
seiner Zeit mit dem GosetzeiUwurf des Dr. Faasche gemacht hatte, 
und die geringe ikkanauu ii der Verhältnisse der Saccharinin- 
dustrie der Gmnd, warum sich kein Abgeordneter zur Einbringung 
dnes Antrages entschloss. 

Dafür erhielt der Reichstag aber bald darauf die Gewissheit, 
dass die Regierung in umfangreiche Vorarbeiten eingetreten sei, 
um möglichst bald dem Reichstag eine bezügliche neue Ge* 
setzesvorlage zugehen lassen zu können. Dies teilte der dama%e 
Reichsschatzsekretar, Freiherr Thielmann^ dem Reichstage bei 
der. I. Beratung des Etats für 1901 am 10. XII. 1900 mit (St.B. 
d. R.-T. 1900/02 I. S. 395). In seinen Ausführungen sah er eine 
Saccharinsteuer, die ein Vielfaches vom Werte des Saccharins 
darstelle, als einzig mögliche Massregel gegen die Süssstoffe an 
und betonte, dass man deshalb einerseits eine scharfe Kontrolle 
über die Produktion der Süssstoffe einführen müsse, andererseits 
aber die chemische Industrie, welche die erste der Welt .sei, nicht 
mit uniiUi rstciqlichcn Betriebssclnvicrij^kciten umgeben dürfe. Wei- 
tere Mitteilungen ii!»er das drninächst vorzulegende Süssstoffge- 
setz gab derselbe b'reiht rr r-. Ilut hiuDui auf eine Anfrage des Ab- 
geordneten Speck bei tkr 2. lUratuni^- des Reichshaushaltsetats 
für 1901 am n. I'ctntiar 19 ^St. J'). d. ]\.-T. 1900/02 II. S. 1282). 
Damals sagte der Keiciisschatzsekretär , im Reichsscliatzamt sei 
der Entwurf fertiggestellt, aber andereinstanzen, denen ein Lin- 
fluss auf diesen Entwurf einzuräumen sei, hätten noch nicht zur 

Olep, SOmtoiTücsctzgcbung. 3 
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1 Einigung gelangen können. Die Streitfrage sei, ob man strengste 
Verkehrsbeschränkuiii^ mit niedriger Steuer, oder eine hohe Steuer 
einführen solle. Demgegenüber brachte der Abgeordnete Dr. 
Otrhl den Wunsch zum Ausdruck, man möge doch hohe Be- 
steuerunL; und intensive Verkehrsbeschränkung zugleich einführen. 
Im graden Gegensatz hierzu steht die spätere BelKuij)Uing des- 
scll)en Al)geordncten, das Saccharin gehöre nur in die I leilkunde. 
Gegen cUin (^e/'/c'/'schen Wunsch sagte der Abgeordnete Kirsch^ 
das Zentrum sei gegen Verquickung von Besteuerung und Ver- 
kehrsbcscluänkung; es betrachte die Saccharinsteuer als Finanz- 
quclie, nicht als r^littcl, um die Zuckeiindustrie zu begünstigen. 

Die Bedenken, welche den ersten Gesetzentwurt des Dr. Paasche 
vom lo. Xn. 1897 nicht zum Gesetz hatten werden lassen, schien 
Regierung und Reichstag fast vollständig vergessen zu haben. 
Dafür sollten der R^erung aber noch einmal an anderer Stelle 
in kräftiger Sprache und überzeugend die wichtigsten Tatsachen, 
die gegen die Freiheit der Süssstofife sprachen, und die Erfah- 
rui^en , die man mit dem gesetzgeberischen Versuch des Jahres 
1898 gemacht hatte, vorgehalten werden« 

Dies geschah einige Tage vor der eben erwähnten Verhand- 
lung des Reichstags, nämlich am 28. 1. 1901 im preussischen Ab- 
geordnetenhause, als der konservative Abgeordnete v. Erffa- Werth 
bürg den preussischen Finanzminister v. Miqtiel über das neue 
Süssstoffgesetz interpellierte (St. B. des Hauses der Abgeordneten 
1901 I. S. 710). Auf die Rede des genannten Abgeordneten, die 
sich durch reichen Inhalt und doch gedrängte Kürze auszeichnete, 
aber auch den agrarischen Standpunkt und damit Parteilichkeit 
in der Beurteilung der Süssstoffe klar erkennen liess , erwiderte 
Staatsminister Miquel^ die preussischen und Reichsressorts seien 
von der Notwendigkeit , ein neues Saccharingescrtz zu erlassen, 
überzeugt. Die Verhandlungen zwischen beiden hierüber ständen 
vor dem Abschluss, und es sei vielleicht sicher, dass ein sol- 
ches Gesetz noch in dieser Session dem Reichstage vorgelegt 
werde. 

Die Worte v. Miquels bewahrheiteten sich. Nachdem Frei- 
herr V. ThUlmatm am 4. ffl. 1901 (St. B. d. R.-T. 1900/02 II. 
S, 16/8) auf eme Anfrage des Abgeordneten v. Stolberg-Wemi- 
gtrcde erklärt hatte» der Gesetzentwurf sei im Reichsschatzamt 
fertiggestellt und werde in den nächsten Tagen dem Bundesrat 
zugehen, gelai^e derselbe am 16. IV. 1901 an den Reichstag. 
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n. Die (leaetsetvorlftge der lUgiening vom k6. April xgoz. 

Die Gesetzesvorlage der Regierang vom 16. IV. 1901 war 
mit einer bis ins einzelne gehenden Begründung versehen, und 
beigegeben war ihr eine genaue Darstellung der Herstellui^ der 

SüssstofTe, eine kleine Statistik der bis dahin hergestellten Mengen 
und eine kurze Uebersicht über das be/.iiyliclie ausländische 
Recht. Der Text des Entwurfes weist auf eine peinlich genaue 
Durcharbeitung hin und machte es dadurch auch gewiss, dass, 
wenn er zum Gesetze würde , manche der früheren Uebelstände 
bcscitii;t werden würden. Nicht so gut sieht es dac^cj^en mit den 
Prinzipien aus, von denen die Regierung bei dieser gesetzlichen 
Neuregelunrx der SüssstotiTrage au-';!:^in<r. 

Die Grundzüge der neuen Gesetzeüvorlage, die 27 Paragra- 
phen umfasste, waren in Kürze die folgenden : 

1) Die gewerbsmiissige Herstellung von süssstoff haltigen Kah- 
rungs- und Gcnussmittehi ist nach näherer Bestimmung des Bun- 
desrates gestattet: 

a) in Kranken-, Kur-, Pflege- und ähnlichen Anstalten, 

b) in Kurorten, deren Besuchern der Genuss mit Zucker ver- 
süsster Nahrungs- und Genussmittel ärztlichersdts untersagt zu wer- 
den pflegt, 

c) solchen Gewerbetreibenden, die Nahrungs- und Genuss> 
mittel herstellen, für welche die Zusetzung von Sussstoff aus 
einem die Verwendung von Zucker ausschliessenden Grunde er- 
forderlich ist, 

d) solchen Gewerbetreibenden, welche Backwaren herstellen, 
die nach ihrer Beschaffenheit und Bezeichnung für solche Per- 
sonen bestimmt sind, welchen der Genuss von Zucker untersagt ist. 

2) Die gewerbsmässige Abgabe von Siissstoff und süssstoff- 
haltigen Zubereitungen ist nur gestattet; 

a) Inhabern von Süssstofffabriken, 

b) solchen Personen, welche die Erlaubnis der Steuerbehörde 
hierzu erhalten haben, 

c) Apotheken i^et^cn schriftliche ärztliche Anweisung. 

3) Der zum Verbrauch im Inland bestimmte Süssstoff \mler- 
liegt einer Verbrauchsabgabe von 80 Mk. pro kg chemisch reinen 
Süssstotfes. Diese ist zu entrichten, sobald der Süssstoff aus der 
Steueraulsicht in den freien Verkehr tritt , und zwar von dem- 
jenigen, der den Süssstoff zur freien Verfügung erhält. 

4) Der aus dem Ausland einzuführende Süssstoff unterliegt 

3* 
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einem Zolle von gleicher Hohe. 

Der Gesetzentwurf enthielt ausserdem umfangreiche und z. 
T. schwere Strafandrohungen sowohl gegen Steuer- resp. Zoll- 
hinterziehungen und solche Versuche wie auch gegen Zuwider- 
1iati(!Iimgen gegen die etwaigen Ausführungsbestimmungen des 
Bundesrates ; femer Kontroll massregeln zur Sicherung von Steuer 
und Zoll, Bestimmungen über Erhebung und Verwaltung der 
Steuer und Uebergangsbcstinmnungcn. Als Termin für das In- 
krafttreten des Gesetzes war der i. IV. 1902 vorgesehen. 

Das boabsichtii^tc Gesetz ist zu charakKM-isirren als Steuer- 
projekt, i^csichcit durch ?^trenge Steucr.iulsichl und Verkehrsbe- 
schränkungen. Die Begründung der ReL'ici ung bt /richnet als I Iau])t- 
grund — nicht als einzigen Grund — tür ein solches Vorgehen 
den Umstand, dass die Süs.sstotic mit Rücksicht auf den Zucker, 
dem sie Konkurrenz machten, besteuert werden müssten. Um 
dieser un^ctcchtcn Konkuireiiz der Süssstolfc mit dem Zucker iu 
den Arm zu fallen, war aber, das betonten auch mehrere Reichs- 
tagsabgeordnete bei der i. Beratung, eine höhere Besteuerung 
nötig. Die Begründung der Regierung sagte zwar, man mösse den 
höheren Gebrauchswert des Zuckers und seine leichtere Absatz- 
fahigkeit bei der Höhe der Steuer berücksichtigen; wer dies aber 
tat und tun konnte, der war auch bis dahin nie in Versuchung 
gekommen , statt des Zuckers SüssstofT zu gebrauchen. Bei den 
Klassen der Bevölkerung, die SüssstofT gebrauchten, war vielmehr 
fast ausschliesslich die Süsskraft, oder mit andern Worten die 
Billicdceit ausschlaggebend, und dies musste zum Teil infolge der 
falschen Vorspiegelungen der Händler, der Hauptsache nach aber 
infolge der Unvernunft der grossen Menge, so lange so bleiben, 
als .Süssstoff noch billiger zu haben war als Zucker. Um daher 
die Zuckerindustrie von der ihr gefährlichen und ungerechten 
Konkurrenz zu befreien . wäre c ine weit höhere Steuer nötig ge- 
wesen. Eine solche hätte aber entweder dazu geführt, dass die 
Sü.ssstolTe nur tioch in gewissen Kranken, besonders Zuckerkran- 
ken, Abnehmer gefunden hätten; — in diesem Falle war aber 
die hohe Steuer eine gio.^.^e Härte und Ungerechtigkeit, da man 
für Arzneien Steuerfreiheit verlangen muss. Oder aber die hohe 
Steuer liätte sich als undurchfüiiii lar erwiesen, d. h. y.u Stcuer- 
umgehungen und -hinterziehungen getülut. Besonders der hohe 
Eingangszoll, welcher der inneren Steuer entsprach, hätte in 
grossem Umfange zu Defraudationen mittels Einschmii^gelm ge- 
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führt und dem Schmuggel mit Süssstoff war sicherlich nicht wirk- 
sam entgegengetreten. Trotzdem § 25 des Entwurfs den § 4. L 
des Zolltarifgesetzes für Süssstofie aufhob, welcher bestimmt, dass 
die Postwarensendungen aus dem Ausland von 250 g Bruttogewicht 
und weniger und alle der Gewicfatsverzoflung unterliegenden Wa- 
ren in Mengen unter 50 g von der Verzollung befreit sind, war 
doch bei einem Zoll von 80 Mk. pro 1^ oder einem noch höheren 
ein grosser Schmuggel vorauszusehen. Bei einem solchen Zolle 
lohne sich, so sagte mit Recht ein Abgeordneter bei der i. Be- 
ratung, eine Reise nach der Schweiz, um einige Pfund Süssstoff 
einzuschmuggeln. 

So war also eine Besteuerung der Süssstoffe nicht das rich- 
tige Mittel. Besteuerte man hoch, so traten die eben erwähnten 
Uebelstände ein; besteuerte man niedrig, so behielt die Zuckcr- 
industrie einen stets gefährlicher werdenden Konkurrenten, und 
die Ungerechtigkeit, dass man das Zuckcrsurid^at vor dem Zucker 
bevorzugte, lag klar auf der Hand. Gegen eine l')c.steuerung der 
Süssstoffe im Interesse der Reichsfinan7:cn sprach endlich noch, 
dass der gemäss den Wesenscigcntümlichkcitcn der Süssstoffe zur 
Stcucrkontrolle nötige gewaltige Ueber\vachunL;sa|)parat ein gut 
Teil der Steuere: tiäge, wenn nicht dieselben ganz, aufzehren mu^stc. 

Aber auch nach einer andern Richtung hin war das vorge- 
schlagene Gesetz unwirksam und fehlerhaft. Wie stand es nüt 
der Betrugsmöglichkeit? Wie erwähnt, beschränkte der Entwurf 
sowohl die gewerbsmässige Verwendung von Süssstoffen, als auch 
den Absatz von Süssstoffen und süssstoff haltigen Zubereitungen 
und gab dem Bundesrat das Recht und die PfUcht, über ersteres 
genaue Bestimmungen zu treffen. Aus der Begründui^ der Re- 
gierung ist zu entnehmen, dass die Absicht hierbei war, Erlaub- 
nisscheine, Süssstoffe verwenden zu dürfen, einzuführen und diese 
nur denjenigen auf Ersuchen zu erteilen, bei denen Sicherheit 
vorhanden war, dass kein Missbrauch mit der Vergünstigung ge- 
trieben werde. Hierdurch konnte man sicherlich Missbräuchen 
entgegentreten, wie sie früher z. B. von Bierbrauern getrieben 
worden waren, die mit dem Bier Saccharin und Gebrauchsan- 
weisun;^; verschickten. Aber für die meisten Fälle blieb die Be- 
trugsm()i;lichkeit noch voll und c;anz vorhanden. 

Die geringe Kntu'ickliin;^ der i\ahrungsmittclkontrolle Hess 
erwarten, dass auch ("u werbetreibende, die keine Erlaubnis zur 
Verwendung von Süssstotlcn erlangt hatten, solche gebrauchen 
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würden, und den Gewerbetreibenden, die Nahrungs- und Gcnuss- 
mittel zu sofortiger Verwendung herstellten, war überhaupt durch 
Kontrolle nicht beizukommen. Einen Gegenstand aber gesetzlich 
so zu regeln, dass Betrug nicht ganz oder doch L^rösstenteik aus- 
geschlossen wird, ist bei dem heutigen gewaltigen Wettbewerb 
verhängnisvoll und muss depravierend auf das Erwerbsleben ein- 
wirken. Betrug würde namentlich dadurch nahe gelegt worden 
sein, dass ein jeder sich beliebige Mengen Süssstoffe gemäss § 5 
der G^etzesvorlage kaufen konnte, ohne dass er über deren Ver- 
wendung irgend jemand Rechenschaft schuldig gewesen wäre. 

Sehr interessant ist hierzu eine Aeusserung des damaligen 
Staatssekretärs im Reichsschatzamt, des Freiherrn v. Thieimann. 
Derselbe sagte bei der I. Beratung des Entwurfs im Reichstag in 
Erwiderung der Anfrage eines Abgeordneten, wievielen Personen 
man nach § 5 die Erlaubnis zum Absatz von Süssstoff etc. gel f n 
werde, — an grösseren Orten dürften mehrere, an kleineren 1—2 
Personen diese Konzession erhalten. Hierbei ist v.w erinnern, da.ss 
ausserdem die Süssstolffabrikcn diese Erlaubnis unbeschränkt 
haben sollten. Also im Jahre TS90 schrieb der Reichskanzler an 
die verbündeten Regierungen, man möge gegen das Saccharin 
auf Grund des Nahrungsmittelq-esetzes vorgehen , d. h. die da- 
malige Iveichsregieiung w ar von der Wertlosigkeit des Saccharins 
und daher von der Gefährlichkeit desselben für die Volksernäh- 
rung überzeugt, und nachdem mittlerweile auch die Wissenschaft 
dies unwiderleglich dargetan und die Erfahnmg es bestätigt hatte, 
wollte 1 1 Jahre später die Regierung in allen Orten, den grossen 
und den kleinen, dem Volke Gelegenheit verschaffen, sich Süss- 
stoff kaufen zu können. Dass demnach in keinem Orte im ganzen 
deutschen Reiche eine Verkaufsstelle von SüssstofTen fehlen würde, 
dafür hätten die Süssstofffabriken schon gesorgt. 

Der Umstand, dass jedem der Einkauf von beliebigen Mengen 
Süssstoff freistand, und die Verwendung nur in wenigen Fällen 
kontrolliert werden konnte, muss als die Ursache bezeichnet wer- 
den, dass keine Aussicht bestand, mit dem geplanten Gesetze das 
zu erreichen, w-as den Süssstoffen gegenüber not tat. Um dies 
zu erreichen, hätte man Herstellung und Absatz der Süssstoffe, 
und zwar letzteres im Hinblick auf die Abnehmer beschränken 
müssen. Wusste man, wer Süsssloffe und wieviel er herstellte, 
und l)estimmte man strfn;_; und unumgehhar , wer im ein/ehien 
Süssstoffe beziehen dürfe und wieviel, so wusste man auch, wozu 
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sie verwandt wurden und konnte präventiv den des öfteren an- 
geführten Uebelständen abhelfen. 

Ausser diesen Hauptmängeln des Gesetzentwurfes finden sich 
in demselben auch noch manche von geringerer Bedeutung. So 
gaben zunächst die §§ 3, 4, 5, oben unter i) und 2) b dargestellt, 
dem Bundesrate resp. der Steuerbehörde eine bedenklich grosse 
diskretionäre Gewalt, was auch im Reichstage bei der i. Beratung 
bemängelt wurde, da diese Macht leicht 2u Zwecken gebraucht 
werden könne, die ausserhalb der Absicht des Gesetzes lägen. 
§ 4. 11. enthielt die oben unter i) d wiedergegebene Bestimmung, 
dass die gewerbsmässige Herstellung von süssstoffhalti;;! n liack- 
waren solchen Personen gestattet sei, welche sie nach ihrer Be- 
schaffenheit und Bezeichnung für solche 1\ rsonen herstellen, 
welchen der Genuss von Zucker untersagt ist. Gemeint sind hier 
in erster Linie Zuckerkranke. Diese dürfen aber überhaupt keine 
ziickcrhaki_L;en Genussmittel zu sicli nehmen , und demnach hätte 
obige Erlaubnis auf alle mit süssenden Stötten zubereitete Nah- 
rungs- und Genussmittel^ ilie gewcrbsmäs^si!^ heri^estellt und ver- 
trieben werden, ausj::^cdchnt werden müssen. Nach i; 9 , de.ssen 
Inhalt oben unter 3) angegeben wurde, konnten tatsäehlicli nur 
Süssstofffabriken Süssstoff ins Ausland absetzen, nicht dai;cgcn 
Händler, Exportfirmen, Kommissionäre etc., da der ihnen zur 
Verfügung stehende Süssstoff* bereits versteuert war und keine 
Rückerstattung der Steuer bei Ausfuhr stattfand. Dadurch wurde 
also den Fabriken ein nicht zu rechtfertigendes Monopol gegeben. 
Endlich fehlte Jegliche Bestimmung über die Verzollung von süss- 
stofiThaltigen Nahrungs- und Genussmitteln, die aus dem Auslande 
eingeführt wurden. 

Die Gesetzesvorlage gelangte im Reichstag am 22. IV. 1901 
zur I. Beratung (St. B. d. R.-T. i^oojoi III. S. 2273). Bei der 
Beurteilung des vorgeschlagenen Gesetzes bildeten sich zwd Grup- 
pen; die eine, gebildet aus den Konservativen erklärte, das Ge- 
setz gehe nicht weit genug, nur vollständiges Verbot und Er- 
laubnis der Verwendung nur für mcdicinische Zwecke könne hel- 
fen. Die andere Gruppe, zu der Freisinnige und Sozialdemokraten 
zählten, verwarf das Gesetz überhaupt und wollte völlige Freiheit 
für den Verkehr der Süssstoffe. Neue und stichhaltii^ere Gründe 
als früher wurden im allgemeinen von letzteren nicht vorgebraclit ; 
auf ein Ari^ument , das oin pozialdemokrati'^cher Abgeordneter 
vorbrachte, möge aber hier in Kürze eingegangen werden, da es 



üigiiizeü by VoüOgle 



— 40 — 



bei dem späteren Schicksal der Voriage noch eine Rolle spielen 
sollte. 

£s wurde gesagt, Saccharin sei das Gewürz der armen Leute; 
wegen der hohen Zuckerpreise müsse man es freilassen, da ihret- 
wegen der Arbeiter zum Nur-Gewürz greifen müsse. Zuzugeben 
ist, dass die Zuckerpreise hoch waren, und es war auch zu ver- 
langen, dass die RcL^ierunu es ernstlich in die Hand nähmr. durch 
einen Druck auf das Zuckerkartell , dem vornehmlich die hohen 
Preise zu danken waren, und durch Stcucrherabsctzunjr dieses für 
die Volksemährung so wichtic^e Nahrungsmittel zu vcrbilli;;cn, was 
beides mittlerweile geschehen ist. Deshalb aber war nie und 
nimmer zu verlanc^'en, dass flie Süssstoffe, ein ganz wertloses Süss- 
und Belrugsmittel, die seihst nur einige Fabriken mit anniilicrnd 
lOOO Arbeitern beschäftigte :n, etwa 400 Zuckerfabriken mit einem 
direkten Arbcitcrpersonal von ca. 35 (xx) Personen und l inen 
.Steuerertrag von ca. lOO Millionen Mark gefährdeten, \(»llig 
frei sein sollten. Neben den andern Gründen forderte hier der 
Grundsatz, dass unwichtige Interessen wichtigeren stets zu opfern 
sind, gebieterisch ein strenges und Erfolg sicherndes gesetzliches 
Einschreiten. 

m. Das Schicksal der Gesetzesvorlage ; Ersetzung derselben durch einen 
neuen Qeseuentwurf und Annahme des letzteren. 

Am Schlüsse der ersten Beratung wurde die Gesetzesvorlage 
der Regierung auf Antrag des Abgeordneten S^ck einer Kom- 
mission von 21 Mitgliedern überwiesen, die sich bald darauf kon- 
stituierte. Diese Kommission änderte in 5 Sitzungen (St. B. d. 
R.-T. 1900/02 Anl.-B. III No. 570 S. 2273) an den Prinzipien des 
Regierungsentwurfes nichts, dagegen setzte sie Steuer und Zoll 
von 80 auf 60 Mk. herab und bestimmte , dass sich für in den 
Verkehr gebrachte Süssstoffe, deren Sü.sskraft die des Zuckers um 
mehr als das 550fache übersteigt, die Steuer um je : ^!k. tür 
jedes weitere 50tache der Süsskratt erhöhen solle, ferner be- 
stimmte sie, dass nicht der den Süssstoff Pu-zieheiide, sondern der 
Fabrikant die Steuer beim Eintritt des SüssstolTcs in den freien 
Verkehr zu entrichten habe. Die stin.stigen Aonderungen, welche 
die Kommib.siun vornahm, waren nur Verbesserungen des Textes 
oder sie halfen den erwidinten kleineren Mängeln des Entwurfes 
ab. Um so wiclitiger waren demgegenüber die Anregungen, die 
ohne Erfolg aus der Mitte der Kommission ergingen. Von einer 
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Seite wurde vorgeschlagen, allen Fabriken ausser einer den \\ ei- 
terbetrieb gegen Entschädigung zu untersagen. Nachdem ein Re- 
gierungsvertreter hiergegen geltend gemacht hatte, dass dann erst 
recht dem Schmuggel Tür und Tor geöffnet würden, ging die 
Kommission auf diesen Vorschlag, da er nicht als Antrag einge- 
bracht war, nicht weiter ein. Von anderer Seite wurde ein An- 
trag zu i? 5 gestellt, wonach bestimmt werden sollte, wer zum 
Süssstoti bezug von den nach § 5 zum Absatz berechtigten Per- 
sonenkategoriecn berechtigt sei. In dem Antrag hicss es : >Ausscr 
an Apotheken und an die vorgenannten Personen (che nach § 5 
zum Absatz I^erechtigten) darf eine gewerbsmässige Aligabe von 
Süssstoff und süssstoH ha lügen Zubereitungen nur gegen schrift- 
liche ärztliche Anweisung erfolgen«. 

Der Bericht dieser Kommission, der XV., sogenannten Süss- 
stoff kommission, über ihre Arbeiten datiert vom 14. V. 1901 (St 
B. d, R.-T. 1900/02 Anl.-B. III Nr. 370). Da der Reichstag am 
25. V. bis zum 26. IX. vertagt wurde, und da er dann wichtigere 
Ai^elegenheiten zu erledigen hatte, konnte der SüssstofFgesetz- 
entwurf erst für den 3. VL 1902 zur 2. Beratung angesetzt werden. 

Mittlerweile hatte das preussische LandesokonomiekoUegium 
zur Süssstoffvorlage der Regierung, Stellung genommen. In seiner 
Hauptversammlung am 3. II. 1902 fasste es folgende Resolution: 
»Der dem Reichstag vorliegende SüssstofFgesetzentwurf ist in der 
von der Kommission beschlossenen Fassung, soweit es sich um 
die Verkehrs- und Kontrollbestimmungen handelt, ungenügend, 
um den Zuckcrvcrbrauch nicht nocli mehr, als es schon geschehen, 
an die Surrogate übergehen zu lassen und die Arbeit des Land- 
wirtes wirksam zu schützen, sowie die Reichskasse vor steigenden 
SteuervcrlusLen zu bewahren. Tn (Ht:ser Hinsicht erscheint die 
Verweisung des Süs.s.stuÜ Verkehrs an die Apotheken unter Re- 
zepturzwang als der einzige Ausweg . 

Am 3. VI. 1902 wurde der 1 Jitwurf vom Reichstag auf An- 
trag Dr. Becker und Genossen der XX. sogenannten Zuckersteuer- 
kommission zur nochmaligen Beratung überwiesen. (SL B. d. R.- 
T. \^\q2 VL S. 5365.) »Man machte damit den Bock zum 
Gärtner« sagt Dr. Fahlberg a. a. O. S. 30. Aber cfiese Verwei- 
sung war insofern angebracht, als sich voraussichtlich eine grosse 
Aenderung auf dem Gebiete der Zuckersteuer und Zuckeraus- 
fuhrprämten und damit der Zuckerpreise vollziehen sollte, und 
dass dies von Bedeutung sein musste für die Art des gesetzlichen 
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Vorgehens gegen die Süssstoffe, lag im Verhältnis letzterer zum 
Zucker. 

Bekanntlich trat die Brüsseler Konvention von 1902 den Miss- 
ständen entgegen, die auf dem internationalen Zuckermarkt da- 
durch entstanden waren, dass in den Hauptzuckerausfuhrländem 
das Verhältniss zwischen Zuckersteuer und Rückerstattung der- 
selben bei der Ausfuhr sich so herausgebildet hatte, dass letztere 
einer Ausfuhrprämie gleichkam. Das Zuckersteuergesetz, welches 
der internationalen Brüsseler Konvention sozusagen Reichsrechts- 
kraft verlieh, entsprach desshalb den Wünschen der deutschen 
Zuckerindustrie nicht, da es ihr für die Ausfuhr, auf die sie an- 
gewiesen ist, ungünstigere Bedingungen wie früher schuf, l'm 
letzteres wenigstens einigermassen wettzumachen, blich nur das 
Mittel, welches Bruckner im J, f. N. u. St. 1902 am Schlüsse seuicr 
Abhandlung: >Zuckerausfulirprämien und Brüsseler Vertrag« mit 
den Worten anc^iht: »Die Ausluhrstaaten wird es (aber) nur vor 
einer Katastrüj)he bewahren und vor allmahHcliem stetigem Rück- 
schritt ihres Rübenbaus und ihrer Landeskultur, wiMin g^leichzeitig 
die Tore des inneren Konsuiiiä soweit als möglich geöffnet 
werden, . . .c 

Demnach entschloss sich die Kommission, äusserst streng 
gegen die Süssstoffe vorzugehen. Von dem Regierungsentwurf 
behielt man gemäss einem Antrag Prinz Arenberg und Genossen 
(St. B, d. R.-T. 1900/01 Anl.-B. VI. Nr. 659) nur den ersten Para- 
graphen und setzte an Stelle der übrigen folgende Bestimmungen : 
Ein oder mehrere Gewerbetreibende erhalten das Monopol, Süss- 
stoff herzustellen oder einzuführen; die bestehenden Fabriken wer- 
den entschädigt. Zum SüssstofTbezug von ersteren sind nur ge- 
wisse rersonenkategorien befugt, von denen einige Süssstoff, resp. 
süssstoff haltige Zubereitungen weiter absetzen dürfen, in den 
meisten Fällen aber nur an gewisse genau umgrenzte Personen- 
kreise. Der ganze Verkehr der Süssstoffe und süssstoff haltigen Zu- 
bereitungen unterließt strengster amtlicher Ueberwachung, die noch 
durch scharfe Stratanch Dhunc^rcn verstärkt ist. Der so gänzlich 
umgestaltete Gesetzentwurf kam im Reichstag am 11. VI. igo2 
zur 2. T.e.sung (St. 1>. d. R.-T. 1900/02 VI. S. 5568 ff.). Tkn der 
Beratung des die TTauptbcschränkungen enthaltenden § 2 .standen 
sich wieder wie bei der i. Beratung in der Hauptsache dieselben 
beiden Giui>i)en, nur noch schroffer, gegenüber. 

§ 2 wurde schliesslich mit 193 gegen 1 15 Stimmen angenom- 
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men; för denselben stimmten die Konservativen, der grÖssteTeil 
des Zentrums und der Nationalliberalen; gegen ihn geschlossen 
Freisinnige und Sozialdemokraten. Auch die übrigen Paragraphen 
wurden, z.T. in veränderter Form, angenommen, und an dem- 
selben Tage wurde das ganze Gesetz in 3. Lesung ohne Diskus- 
sion angenommen. Die konservative Partei hatte von dem Zu- 
standekommen dieses Gesetzes ihre Zustimmung zur Zuckersteuer- 
novelle, die gleich nach dem Süssstofifgesetz beraten und ange- 
nommen wurde, abhängig gemacht. Hierzu schreibt die Frank- 
furter Zeitung in ihrer AbcndaiiF^i^alic vom 12. \'\. 1902: »Als 
alles nichts half, da musste ucni^stcnü eine Art Trinlcnfcld durch 
die Untcidrückung der Saccharintabrikation herausgeschlagen wer- 
den«. Ob dir Regierung sich nur deshalb auf das »ihr von den 
Agrariern abgezwungene Gesetz« fl' rankf.-Ztg. a. a. ().) einliess, 
oder ob sie die Ueberzeugung i;c\\onnon hatte, dass die neue 
Form des Gesetzes eine zweckentsprechendere sei, wird bei der 
Besprechung des Gesetzes klar werden. VAn Bundesratsbeschluss 
vom 19. VI. 1902 gab dem Gesetz die Zustimmung der verbün- 
deten Regierungen und am 7. VII. 1902 wurde es angefertigt und 
alsbald im Reichsgesetzblatt publiziert. In setner Sitzung vom 
5. in. 1903 genehmigte der Bundesrat die Ausführungsbestim- 
mungen, mit denen der Reichstag sich am 24. III. 1903 nach 
kurzer Diskussion einverstanden erklärte, und setzte gleichzeitig 
die Entschädigungssummen für die bestehenden 6 Süssstofffabri- 
ken fest. 

B. Der heutige Rechtszustand in Deutschland t>ezüglich der 
SüssstofFe gemäss dem Gesetz vom 7. VII. 1902. 

4? 5. Die Definition des Begriffes »Süssstoff«. 

>Süssstotf« im Sinne dieses Gesetzes sind alle auf künst- 
Hchem Wege gewonnenen StoiTe. welche als Süssmittel dienen 
können und eine höhere Süsskralt als raffinierter Rohr- oder 
Kiil)en7ucker, aber nicht entspiechenden Nährwert besitzen«. So 
umgrenzt § i des Gesetzes vom 7. VII. 1902 den Begriff »Süss- 
stoff < . 

Diese Begriffsbestimnmng ist mit einer kleinen Aenderung 
aus dem Gesetze von iSgS ii!)ernomnien worden; dort hiess es 
im Anfange statt des jetzt angenommenen »Süssstoff< — :»künst- 
Uche Süssstoffe«. Wie schon erwähnt, wär und ist diese Defi- 
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oition ein wesentlicher Fortschritt gegenüber dem i. Gesetzent- 
wurf vom lO. XIT. 1 897, der keine Begritfscrklärung aufwies, son- 
dern nur 4 damals bekannte Süssstoüfarten namhaft machte. 

Die Bezeichnung »SüssstofT « war dem Sprachgcbrauclie fremd, 
da man vor Erscheinen der Gesetzesvorlagc fast nur die speziellen 
Namen der einzelnen Siissstoffe anwandte, die alle auf den ersten 
Süssstoff, das Saccharin, ihrer chemischen ZusammensetzuriL; nach 
zurückgingen. Dr. Fahlbers^ sagt sogar a. a. O. S. 17: »Das Sac- 
charin wurde in den Handel gebracht unter den Namen : Zuckci iii, 
Krystallose, Süssstoff Höchst, Sykorin, Sykose«. Seit der ¥a\\- 
führung des Gesetzes hört man fast gleich oft die Bezeichnungen 
»Süssstoffgeset?:« unJ 1 Saccharingesetz«, wozu der Umstand wohl 
noch beigetragen haben mag, dass das Gesetz einer Saccharin- 
iabrik das Monopol zur Herstellung von Süssstoff gegeben hat, 
sodass nur noch Saccharin in Deutschland zur Verwendung ge- 
langen kann. 

Die Mehrzahl der ausländischen gesetzlichen Bestimmungen 
kennt noch heute nur dem Namen »Saccharin«, so insbesondere 
England, die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Italien, Nieder- 
lande, Schweiz, Portugal, Schweden, Griechenland, Rumänien, 
Bulgarien, Türkei etc. Das belgische Gesetz spricht von »Sac- 
charin und verwandten Stoifen«, die bezüglichen österreichischen 
Verordnungen von »Saccharin und ähnlichen künstlichen Süss- 
stoffen«. Russland, Frankreich und Japan haben die Bezeichnung 
»künstliche Süssstofte«, iWc mnn anrh heute neben »Saccharin« 
am häufigsten hört. So spricht das Weingesetz vom 24. V. 1901 
im § 5 IV von >Süssstoffen, insbesondere Saccharin, Dulzin oder 
sonstigen künstlichen Süssstoffen«, während es im Weingesetz 
vom 20. IV. 189:^ im i; 6 hiess : »Saccharin und ähnliche Süss- 
stoffc". Ferner habi n auch z. B. che vom kaiserl, deutschen sta- 
tistischen Amt herausgegebenen monatlichen Nachweise über den 
auswärtigen Handel die Bezeichnung: »künstliche Süssstoffc« an- 
genommen. Während die statistischen Jahrbücher bis 1900 alle 
Süssstoffe als Saccharin bezeichneten, findet sich dort seit 1900 
und ebenso im amtlichen .statistischen Warenverzeichnis seit dem 
I. I. 1899 (Nr. 207 a) der Name: »Süssstoffe*. Als eine alle 
oben genannte Stoffe wie Saccharin, Zuckerin, Dulzin etc. um- 
fassende Bezdchnung war »Süssstoff« fast der einzig mögliche 
Ausdruck. 

§ I definiert »Süssstoff im Sinne dieses Gesetzes« durch An- 
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gäbe von 3 charakteristischen Eigenschaften, welche Süssstoff i. 
w. S. zu Süssstoff i. e. S. oder zu Süssstoff im Sinne dieses Ge- 
setzes machen. 

1. Es müssen auf künstlichem ^^ ge gewonnene Stoffe sein, 
die als Süssmittel dienen können, d. h. es müssen künstliche Süss- 
stoffe sein. Man kann unter künstlichen SüssstotTcn alle süss- 
scliniockrnclen Stoffe verstchrn . welche ans cincni andern Stoff 
bereitet sind, also auch dicjcnlL^en , welche aus andern Stoffen 
ausgezogen sind. In diesem Sinne ist auch der aus Ziick-errtjhr 
oder aus l^üben dai j^estellte Zucker künstlicher Süssstoff. Das 
Gesetz versteht aber unter künstlichen SüssstofTen nur solche, 
welche aus Stoffen ohne süssen Geschmack durch chemische Ver- 
änderungen hergestellt werden. Die von der gesetzlichen Be- 
griffsbestimmung verlangte Eigenschaft des SQssstoffs, dass er 
als Süssmittel dienen könne, begreift nach KhHvboldi (Zeitschrift 
für Zollwesen und Reichssteuem 1903 Nr. 4, S. 102) auch -das 
Erfordernis der Unschädlichkeit für die menschliche Gesundheit 
in sich. Man kann aber offenbar von einem Gift nicht sagen, 
dass es als Süssmittel dienen kann. 

2. Es muss eine höhere Süsskraft vorliegen, als raffinierter 
Rohr> oder Rübenzucker sie haben, d. h. bei gleichem Gewicht 
muss die süssende Kraft höher sein. Wenn also künstliche Süss- 
Stoffe hergestellt werden, deren Süsskraft der des Zuckers höch- 
stens gleich ist, fallen sie nicht unter das Gesetz. Solche Süss- 
stoffe hätten aber keine Aussicht in den Handel zu kommen. 

3. Der Xährwert darf der Süsskraft nicht entsprechen. Wäh- 
rend die bisher verwendeten künstlichen Süssstoffe überhaupt kei- 
nen Nährwert haben, fallen unter die an!:jcführten Worte des Ge- 
setzes auch solche, deren Nährwert sich zum Gewicht nicht ebenso 
verliält wii' heim Zucker. V\w Mitglied der XV'. ( Sübsstoli"-) Kom- 
mission liielt dies für zu weilgehend und beantragte deshalb statt 
»nicht ent.«?prechenden« »keinen« Nährwert zu setzen. Vielleicht 
wäre damit der Industrie und der Wis.senschaft die Anregung ge- 
geben worden, die Herstellung von Süssstoffen mit Nährwert zu 
versuchen. Der ..Vntrag wurde aber abgelehnt, nachdem ein Re- 
gierungsvertreter geäussert hatte, dass man ja das Gesetz nötigen- 
falls später abändern könne. 

Die besprochenen 3 Eigenschaften sollten den Kreb der Süss- 
stoffe bestimmen, gegen die das Gesetz angewandt werden wollte. 
Ergänzend tritt hierzu noch eine Bestknmung der Ausführungsbe- 
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stimmiinc^cn vom 5. III. 1903. § 2 derselben sai^t im 2. Absätze: 
>Als Süssstoff im Sinne dieser und der nachstehenden Bestimm 
mungen gelten auch diejenigen süssstofifhaltigen Zubereitungen, 
welche nicht unmittelbar zum Genüsse bestimmt sind, sondern 
nur als Mittel zur Süssiincf von Xahrun^s- und Gcnussmitteln 
dienen«. Diese Bestimmung war, da nahezu nur solcher SüssstofT 
in den Handel kommt, berechtigt, aber auch last selbstverständlich. 

Tatsächlich wurden durch § I des Gesetzes alle im Verkehr 
betindlichen Süssstoffe getroffen und den Bestimmungen des Ge- 
setzes unterworfen. 

4; 6. Beschaffung, Verkehr und Verwendung von 
Süssstoff und süssstoff haltigen Erzeugnissen. 

I. Prinzipielles Verbot der Beschaffung, des Verkehrs und der Verwendung 
von Süssstoff und siissstoffhaltigen Erzeugnissen (§ 2 des Gesetzes). 

§ 2 des SüssstofTgesetzes verbietet, vorbehaltlich der Aus- 
nahmen in den 3 folgenden Paragraphen: 

1. Herstellung, Einfuhr, Verkauf und Feilhalten von SüssstofT, 

2. Zusetzung von SüssstofT zu Nahrungs- und Genussmitteln 
bei deren gewerblicher Herstellung, 

3. Einfuhr, Feilhalten und Verkauf süssstofThaltiger Nahrungs» 
und Genussmittel. 

Mit dieser Bestimmung machte man der Freiheit bezüglich 
der Beschaffung, des Verkehrs und der Verwendung von SüssstofT 
und süssstofFhaltigen Nahrungs- und Genussmitteln ein Ende. 

Man kann obit^c Verbote nach den Zwecken, die sie verfol- 
gen, in 2 Grupj>en scheiden: Die Verbote des Verkaufs von Süss- 
stoff und .süüsstotl haltigen Nahrungs- und Genussmitteln sind 
Selbstzweck, da sie direkt die Handlungen verbieten, auf die alle 
durch die Freiheit der Süssstoffe hervorgerufenen Missstände zu- 
rückzuführen waren. Uie übrigen Verbote stellen dagegen nur 
Mittt I /Aun Zweck dar, insofern sie die Quellen regulieren, aus 
denen Süssstoff und süssstolfhaltige Nahrungs- und Genussmittel 
herflossen. 

Durch die aufgezählten Verbote sollten die Süssstoffe aus 
den Verwendungsgebieten wieder verdrängt werden, in die sie 
zum Nachteil für die Volksemährui^, die Reellität im Erwerbs- 
ieben tmd die Zuckerindustrie eingedrungen waren. 

Zu den Verboten des § 2 tritt noch ergänzend die Bestim- 
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munc; des § 8 hinzu. Nach ihm ist Besitz oder Gewahrsam von 
Süssstott in Mcni^cn von mehr nh 50 wenn nicht nachgewiesen 
wird, dass der Süssstoff nach hilaatttroten dieses Gesetzes von 
einer zur Abi-^ahc beius^ten Person bezo'^en wurde, strafbar und 
also verboten. Auch dieses Verbot ist fast ausschliessiich Mittel 
zum Zweck, da man aus seinem Wortlaut entnehmen muss, dass 
es die Beobachtung der vorher erwähnten Verbote erzwingen 
und sichern will. 

Das belgische Gesetz vom 9. Vlll. 1897, welches ausser dem 
Verbot des Feilhaltens, die angeführten Verbote ebenfalls auf- 
weist, verbietet ausserdem noch den Transport von Siaccharin. 
Ein solches Verbot ist aber entbehrlich« da der SfissstoiFtransport 
stets durch obige Verbote, namentlich durch das des Besitzes oder 
Gewahrsams gemäss § 8 getroffen wird. Andererseits kann z. B. 
die, auch durch Ausnahmen durchbrochene, Bestimmung in dem 
italienischen Gesetz vom 15. III. 1890: »Die Einfuhr und Her- 
stellung von Saccharin und saccharinhaltigen Erzeugnissen in Ita- 
lien sind verboten«, nicht als ausreichend erachtet werden, da 
damit Feilhalten und Verkauf dieser Dinge nicht \erboten ist. 
Noch unq^enügender ist hierin die portugiesische Verordnung vom 
9. VIII. 1888, die nur die Einfuhr von Saccharin und saccharin- 
haltigen Zubereitungen unter bestimmten Ausnahmen verbietet. 

Der § 2 des deutschen Gesetzes, der cic^cntlich nur dem 
Zwecke dient, das prinzipiell Verbotene zusammenzustellen, wäh- 
rend die Ausnahmen, d. h. also das Kriaubte, später erst normiert 
werden soll, erklärt dennoch schon durch seinen Wortlaut einiges 
für nicht-verboten und mithin für erlaubt : i Jaraus, dass nach § 2 
die Zusetzung- von Süssstotf zu Nahrunj^s- und Genussmitteln bei 
deren gewerbsmässiger Herstellung verboten ist, folgt, dass diese 
Zusatzunq erlaubt ist, wenn es sich nicht um gewerbsmässige Her- 
stellung handelt, dass also die privatwirtschaftliche Verwendung 
von Süssstoff bei der Herstellung von Nahrungs- und Genuss- 
mitteln erlaubt ist, vorausgesetzt natürlich, dass man auf 
legale Weise in den Besitz von Süssstoff gelangen kann. Wie 
letzeres tatsächlich jedem ermöglicht ist, wird später gezeigt 
werden. 

Da femer bei den Verboten des § 2 stets nur die Rede von 
süssstoffhaltigen Nahrungs- und Genussnnitteln ist, so ist also Her* 
Stellung, Einfuhr, Feilhalten und Verkauf siissstoff haltiger Er- 
zeugnisse, die weder Nahrungs- noch Genussmittel sind, erlaubt. 
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vorausgesetzt wiederum, dass man Süssstoff bekommen kann. 
Unter die Gruppe der süssstoff haltij^cn Erzeugnisse, die weder 
Nahrungs- noch Genussmittel sind, fallen kosmetische Mittel, die 
unter Verwendung von Süssstoff hergestellt sind. Endlich ist in 
dem Verbot, das der oben zitierte § 8 enthält, noch eine Erlaub- 
nis versteckt. Da er Besitz oder Gewahrsam von Süssstoff in 
Mcnc];^cn von nit br als 50 g verbietet, ist Besitz und Gewahrsam 
von SüssstoUnicTv^cn bis zu 50 g erlaubt. 

Diese kleinen Ausnahmen weisen schon darauf hin, dass die 
Verbote des 2 keine absoluten sind. Das hätte auch den Süs.s- 
stoftVii Unrecht getan, da sie, wie gezeigt, für gewisse Zwecke 
wcitvull und hcillningend sind. Wegen dieser nützlichen Ver- 
wendungsmögliclikcilen der SübS^tolTe und für sie sind die ange- 
führten Verbote auch noch durch ausdrückliche Ausnahmen durch- 
löchert worden. 

II. Ausnahmen von den Verboten des % 2 des Gesetzes, 
l) Beschaffung und Absatz von Süssstoff. 
a) Beschaffung von Sfissstoff. 

Auf 2 Wegen beschafft, kann Süssstoff im Reichsinland in die 
Erscheinung treten; er kann im Lande hergestellt oder aus dem 
Auslande eingeführt worden sein. Beide Beschaffungsmöglichkeiten 
hat das Gesetz ins Auge gefasst und über sie Bestimmungen ge- 
troffen. 

a) Herstellung. Das Gesetz bestimmt selbst nicht genau, 
wer künftighin Süssstoff herstellen dürfe, sondern überlässt die 
Entscheidung hierüber dem Bundesrat. »Nach näherer Bestimmung 
des Bundesrats, saji^t ^ 3 1., ist für die Herstellung oder die Ein- 
fuhr von Süssstött die Ermächtigung einem oder mehreren Ge- 
werbetreibenden zu geben. - Hierin ist ein Recht und eine Pflicht 
des Bundesrats enthalten. 

Der Antrag Prinz Arenbej'g enthielt zuerst statt der Worte : 
»ist zu geben« die Worte: »kann gegeben werden.« § 3 in dieser 
Eorm hätte dem Bundesrat nur ein Recht gegeben, das diesem 
eventuell, da ein Recht nie gebraucht werden muss, die Möglich- 
keit gegeben hätte, die Süssstofferzeugung überiiaiipt zu verhindern. 
Darum wurde in der (Zucker-) Kommission obige Fassung ange- 
nommen. 

Zur Erfüllung dieser Pflicht war dem Bundesrat durch § 13, 
der bestimmt, dass das Gesetz am i. IV. 1903 in Kraft treten 
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solle, und durch § 6, wonach die Bestimmungen des Bundesrates 

dem Reichstag bis zu diesem Zeitputikt vorzulegen und , soweit 
der Reichstag dies verlangt, ausser Kraft zu setzen sind, ein be- 
stimmter Termin gesetzt. Der Kundesrat entledigte sich dieser 
Pflicht durch die am 5. III. 1903 angenommenen Austührungsbe- 
stimmungen. § 2 derselben gibt der Sacchaiinlabrik, Aktiengesell- 
schaft, V ormZi\& Fahiöero^, Lisi & Co., in Salbke-Westerhüsen (Re- 
gierun <;.s bezirk Magdeburg) das alleinige Recht, Süssstoff her;?u- 
stellen. Damit erhielt diese Fabrik das Fabrikationsmonopol für 
Süssistüff fih" den Rereich des Deutschen Reiches. 

Dass aiieh der Antragsteller, Prinz Arenbers^, die Ermächti- 
gung nur eines Gewerbetreibenden im Gegensatz zum W ortlaut 
des § 3 I. im Auge gehabt zu haben scheint, darauf deutet die 
Tatsache hin, dass im § 3 II. von dem Berechtigten die Rede ist. 

Es erhebt sich hier die Frage, ob es zweckmässig war, nur 
eine Sässstofiffabrik weiter bestehen zu lassen und den übrigen 
ihre Süssstoffproduktion zu untersagen. Dass ein Sussstoifgesetz, 
um bei den deutschen Verhältnissen wirksam zu sein, nicht nur 
den Verkehr, sondern vor allem Einfuhr und Herstellung von 
Süssstoif regulieren musste, ist bereits früher dargetan worden. 
Eine Regulierung der Süssstoflfproduktion konnte nur bestehen in 
strengster amtlicher Kontrolle der Stätten, wo Süssstofif hergestellt 
wurde. Das Süssstoffgcsctz stellte sich auf diesen Standpunkt. 

Wäi e nun das Recht, SüssstofT herzustellen, uneingeschränkt 
geblieben, so hätte zunächst gemäss den tatsächlichen Süssstoif- 
produktions Verhältnissen an 6 Orten eine Kontrolle ausgeübt wer- 
den müssen. Nach Lage der Din^^e wäre aber wahrscheinlich als- 
bald eine weitere Süssstottfabrik in Neuenahr in der prciissi.schen 
Rluinpr()\ inz entstanden, vielleicht auch noch weitere antlerswo. 
Infolgedessen wären dem Staat grosse Kontrollkosten entstanden. 
Da es aber keineswegs im Interesse cUr I'abriken lag, sich um 
einer in ihrem nesamtbctricbc so minimalen Produktion willen, die 
sie unter der (ieltung des Gesetzes auf die Dauer doch wahr- 
scheinlich nicht beibehalten hatten, die grossen Belästigungen der 
Kontrolle aufzubürden, so erklärten sich fast sämtliche Süssstoff- 
fabrikanten ausser dem Inhaber der ersten Saccharinfabrik für das 
SüssstoiTgesetz, noch ehe dasselbe zur 2. Lesung gelangt war. Bei 
dieser Stellungnahme der Süssstofffabrikanten zum Gesetz findet die 
Aufhebung der Freiheit, Süssstoif herstellen zu dürfen, eine Stütze 
in dem Grundsatze: Volenti non fit iniuria. Es verliert also das Ge- 

01 «p, SfitntoffgMMi^buiie. ^ 



üigiiized by Google 



— so — 



setz die Härte, die ihm schcinlmr anhattet. 

So crsclicint der Weg, den das Gesetz bezüglich der Süssstoff- 
beschaftiinL; licbchritt, also die Monopolisierung einer Fabrik, durch- 
aus zu i'ckniässig. 

Die I->rniächti(Tung zur Herstellung von Süssstoff i>.t nach § 3 
des tjcs^ctzcs und § 2 A.-B. unter Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs erteilt worden, was davor behüten soll und wird, dass 
die einzig konzessionierte Süssstoiffabrik sich des in sie gesetzten 
Vertrauens durch Missbrauch ihres Monopols unwürdig zeigt. Der 
Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs entspricht andererseits das 
Recht der Fabrik, jederzeit zurücktreten zu können. Dieses Recht 
hat sich die Saccharinfabrik nach Dr. Fak&erg a. a. O. S. 34 vor- 
läufig für 6 Jahre vorbehalten. Ein weiteres Mittel, um die 
Schattenseiten, die ein jedes Monopol mit sich bringt, zu mildem, 
ist die dauernde amtliche Ueberwachung, unter die nach § 3 der 
Geschäftsbetrieb des Berechtigten zu stellen ist Diesem Begriff 
der Ue^berwachung gibt § 2 III. A.-B. festere Form: »Der Geschäfts- 
betrieb der Eabrik steht unter amtlicher Bewachung, auch unter- 
liegen sämtliche Geschäftsbücher, die über den Bezug und die 
Verwendung der Rohstoffe, tlic Herstellung und Verwertung der 
ZwischenerzeUL^nisse und Rückstände und die Fertigstellung, den 
Verbleib und den Verkavitsprcis des Süssstoffs in seinen verschie- 
denen Formen Autschluss L;eben. der Trütung durch die Oberbe- 
amten der StcucrverwaltunL;. J )iesc Beamten sind auch befugt, 
sich die I^estände an RolistotTen, Zwischenei Zeugnissen und ter- 
tigen Süssstoffen vorzeigen zu lassen und sie nötigcntalls aufzu- 
nehmen. Die näheren Anordnungen hinsichtlich der Ueberwa- 
chung der Fabrik trifft die Steuerdirektivbehörde«. Letzteres ist 
geschehen von selten der Provinzialsteuerdirektion in Magdeburg. 
Die Verfügungen derselben lassen erkennen, dass die Ueberwa- 
chung in ähnlicher Weise ausgeübt wird wie die Kontrolle der 
zollfreien Niederlagen, nämlich so, dass eine periodisch wieder- 
kehrende Inaugenscheinnahme des ganzen Betriebs seitens der 
Steuerbehörde vorgenommen wird und einmal im Jahre regel- 
mässig und ausserdem nach Gutdünken der Steuerbehörde der 
ganze Bestand der Fabrik aufgenommen wird. Die Ueberwachung 
ist also nicht wie in den Zuckerfabriken eine ständige durch 
einen fortdauernd in der Fabrik stationierten Steuerbeamten, wor- 
auf ja auch der Wortlaut des § 2 A.-B. hindeutet. Zur besseren 
Durchführung der Ueberwachung muss nach § 3 I A.-B. der fer- 
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tige SüssstofT in bestimmten von der Steuerbehörde genehmigten 
diebssicheren Räumen aufbewahrt werden und ist über den Zu« 
und Abgang der daselbst aufbewahrten Meißen ein Lagerbuch 
zu fühtm 

Es geht also die ganze Produktion von SüssstofT sozusagen 
unter den Augen der Steuerbehörde vor sich ; sie ist namentlich 
über den Umfang der Produktion stets genau orientiert. 

ß) Einfuhr. Wie oben erwähnt, konnte der Bundesrat 
gemäss § 3 1 für Herstellui^ oder Einfuhr von Süssstofif die Er- 
mächtigung einem oder mehreren Gewerbetreibenden geben. Dem- 
nach spricht auch § 4 1 von dem »gemäss § 3 hergestellten oder 
eingeführten« Süssstoff. Nach der Fassung des 3 ist es nicht 
zweifclliaft. dass j^leichzeitii; i-incm oder mehreren Gewerbetrei- 
benden die Herstellung und einem oder mehreren (iewerbetrei- 
benden die Hinfuhr gestattet werden darf. Hierfür spricht auch 
das Nebeneinanderbestehen der 2 u. 18 A.-B. Die Meinung, 
dass der Reichskanzler die Vollmacht des § 18 nur gebrauchen 
dürfe, wenn die konzessionierte Fabrik den Betrieb einstellt, wider- 
spricht dem Wortlaut des § 18 A.-B. 

Der Reichskanzler setzt für die etwaige Süssstoffeinfuhr aus 
dem Auslande die Bedingungen fest (§ 18 A.'B.}. Wenn die jetzt 
konzessionierte Saccharinfabrik erklärte, ihr Recht, SüssstofT her- 
zustellen, nicht mehr benutzen zu wollen, wäre zunächst zu ver» 
lallen, dass der Bundesrat einem andern Gewerbetreibenden die 
Ermächtigung, Süssstoff herzustellen, gäbe, damit so der aus 
dieser Produktion direkt und indirekt herfliessende Gewinn dem 
Reichsinlande zugute käme. Erst wenn sich niemand fände, der 
selbst Süssstoff herzustellen sich bereit erklärte, sollte zweck- 
mässiger Weise der Weg der Süssstoffbeschaffung durch Einfuhr 
beschritten werden. 

Dass die Einfuhr nicht gestattet wird, solange Süssstoff im 
Inlande hergestellt wird, ist billig gegenüber der Saccharinfabrik 
angesichts der Tatsache, dass das Gesetz der Ausdehnung ihrer 
Süssstoffproduktion gewisse Grenzen zieht und angesichts der 
vielen lastigen Kontrollmassregehi, die über Herstellung und Ver- 
kehr des Süssstoffs angeordnet sind, l-^s ist dies aber auch zweck- 
mässig mit Rücksicht auf die amtHchc Leber wachung und ihre 
Kosten, da so nur eine einzige (Quelle reguliert und im Laufe 
überwacht zu werden braucht. 

4* 
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b) Absatz von SUssstoff. 

Der Absatz der monopolisierten Süssstofiffabrik kann sich 
auf 2 Gebiete erstrecken, auf das Inland und das Ausland. 

a) S ü s s s t o f f a b s a t z im Inland. Nach § 4 ist der 
SüssstoiHal)rik der Absatz von Süssstoff gestattet an: 

1) AiH)thckcn, 

2) Personen, welche die amtliche Erlaubnis zum Bezüge von 
Süssstoff besitzen. Diese ist zu erteilen an : 

a) Personen , welche den Süssstoff zu wissenschaftlichen 
Zwecki-n verwenden wollen, 

b) Gcwcrbclreibcndcn zum Zwecke der Herstellung von be- 
stimmten Waren, für welche die Zusetzung von Süssstoff aus 
einem die Verwendung von Zucker ausschliessenden Grunde er- 
forderlich ist, 

c) Leiter von Kranken-, Kur«, Pflege und ähnlichen Anstalten 
zur Verwendung für die in der Anstalt befindlichen Personen, 

d) Inhaber von Gast- und Speisewirtschaften in Kurorten, * 
deren Besuchern der Genuss von mit Zucker versüsster Lebens^ 
mittel ärztlicherseits untersagt wx werden pflegt, zur Verwendung 
für die im Orte befindlichen Personen. 

Die Erlaubnis an diese letzten vier Personenkategorieen ist 
nach § 4. III. unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs und nur 
dann zu erteilen, wenn die Verwendung des Süssstoffs zu den 
angegebenen Zwecken ausreichend überwacht werden kann. Nach 
den Anordnungen, welche der Bundesrat betreffs dieser l'^ebcr- 
wachung in den Ausführungsbcstimmunt^en getroffen hat, scheint 
eine Verwei^^erunL; der Erlaubnis aus dem lel/ten (jrunde fast un- 
nKJc^lich, da sich kaum ein Eall denken lässt, in welchem hier- 
nach eine ausreichende Ueberwachung nicht möglich wäre. 

Die Angehörigen der angeführten vier Gruppen haben, um 
Süssstoff beziehen zu dürfen, die Ausstellung eines Bezugsscheines, 
und zwar iür jedes Jahr besonders, bei der Steuerbehörde durch 
Vermittlung der Bczirksstcuerstelle zu beantragen (§ 7 A. — B.). 
Für die Leiter von Apotheken stellt das zuständige Hauptsteuer- 
resp. Hauptzollamt die Bezugsscheine aus. Aus dem Wortlaut 
des § 4 ist zu schliessen, dass den Leitern von Apotheken die 
Ausstellui^ eines Bezugsscheines nicht verweigert werden kann. 
Für die oben unter b) bezeichneten Bezugsberechtigten erfolgt die 
Ausstellung des i. Bezugsscheines durch die Steuerdirektivbe- 
hörde, die aber der Zustimmung der obersten Landesfinanzbe- 
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hörde und des Reichskanzlers bedarf. Die Ztistimmung derselben 
Behörden ist nötig, wenn diese Bezugsberechtigten den Verwen- 
dungszweck für den zu beziehenden Süssstoff ändern, d. h. wenn 
sie unter Verwendung von Süssstoff andere Waren als die bisher 
erlaubten herstellen wollen. 

Im übrigen erteilt die Direktivbehörde den Bezugsschein. Die 
Bezugsscheine für Apotheker sind anders gcfasst als die für an* 
dere Bezugsberechtigte. Die Bezugsscheine für die unter b) an- 
geführten Gewerbetreibenden müssen stets eine Bezeichnung der 
Waren enthalten, bei deren Herstellung sie Süssstoff verwenden 
dürfen. 

K'mc Kinschränkimrr erfuhr noch der Kreis der unter d) ge- 
nannten Bezir_:sbcrechti;^4en dadurch, dass 9 A. — B. zum Kur- 
ort im Sinne des 4 nur Neuenalir m der preussischcn Rhein- 
provinz ( rklärte. Andere Orte w erden künftig Kurorte im Sinne 
des § 4 durch I -Entscheidung der Landesregierung im Einvernehmen 
mit dem Rc ichskanzlcr. Bis heute ist Neuenahr der einzige Kur- 
ort nach 4 iL Ut. d). § 9. A. — B. scheint der Vorschrift des 
V} 4 II. lit. d) zu widersprechen, da I5 4 im Gegensatz zu den 
§§ 3, 5 nicht von einer »näheren Bestimmung des Bundesrates 
spricht. Aber nach § 6 des Gesetzes hat der Bundesrat auch 
über die Ausführui^ des § 4 Vorschriften zu erlassen. 

Als Inhaber von Gast- und Speisewirtschaften gelten nach 
§ 9 IL A.'-^B. auch die Wohnungsvermieter, die ihre Mieter ganz 
oder teilweise beköst^n. Diese Bestimmung trägt dem Umstand 
Rechnung, dass in Neuenahr viele Badegäste in Privathäusem 
Wohnung mit vollständiger Beköstigung nehmen. 

Bezugsscheine, die abgelaufen sind und solche, die wider- 
rufen worden sind, werden eingezogen. 

Diejenigen, die einen Bezugsschein besitzen, auch Apotheker, 
können Süssstoff bezichen aus der konzessionierten Saccharin- 
fabrik oder aus Apotheken. Alle Bestellunq^cn haben schriftHch 
zu [geschehen, und zwar mittel«; eines nach einem vorgeschriebenen 
Mustc I auszufüllenden Bestellzettels unter Beifügung des Bezugs- 
scheines. 

Was zunächst den SüssstofFbezug aus der Saccharintabrik be- 
trifft, SU sagen hierüber die A. — B. folgendes : Die Saccharinfabrik 
darf im Inland nur Süssstoff lielern, \\( nn ihr ein vorschrills- 
mässig ausgestellter Bestellzettel und der am i liehe Bezugsschein 
vorgelegt wird (§ 6 A. — B.). Wird die Bestellung ausgeführt, so 
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hat die Fabrik die gelieferte Menge in das Lagerbuch einzutragen, 
das sie nach einem von der Steuerdirektivbehörde vorgeschrie- 
benen Muster führt. Auf den Bestellzetteln wird die Ausführung 

der Bestellung und die betreffende NiinitTicr des Lagcrl)\iches ver- 
merkt; die Bestellzettel werden bei dem Lagerbuch aufbewahrt. 
Am Knde jeden Kalenderjahres ist das Lagerbuch abzuschliessen 
und mit den Bestellzetteln der Bezirkssteuerstelle einzureichen. 
Der verbliebene Bestand ist in das neue Lagerbuch zu übertragen. 
Der BczllL,^sschcin ist dem Bezugsberechtigten zurückzugeben, doch 
trägt die Fabrik! eitiinq^ auf der Rückseite desselben die Art und 
Menge des gelieferten Süssstofles und den Tag der Lieferung ein. 

Gemäss § 3 hat der Bundesrat im 4 A — B. der Saccharin- 
fabrik den Höchstpreis für an inländische Abnehmer zu liefernden 
Süssstoff vorgeschrieben. Derselbe darf 30. — Mk. für ein kg 
rathniertcs Saccharin nicht vilH-rschreiten. Unter Zugrundelegung 
dieses Preises hat der Reichskanzler gemä.ss seiner ICrmächtigung 
im § 4 A. — B. die Höchstpreise für die einzelnen in der Fabrik 
hergestellten SüssstofTarten folgendennassen festgesetzt: 

I. Für I kg raffin. Saccharin, 55ofach süss, 30. — Mk. 

II. » » » leichtlöslich. > 475 » » 28. — » 

in. » » » Krystall- » , 450 » » , 2$. — » 

IV. » » » Saccharintäfelchen No. i^iiofach süss, 1$. 75 » 

V. » » » » No. 2,180 » » , 18. — » 

VI. ^ » » » • No. 3,350 » » I 27. — » 
VII. » 100 Stuck Briefchen oder Glasröhrchen mit 

je 2^/4 g leichtkVslich. raffin. Saccharin 15. — » 

Vin. IOC Glasröhrchen mit je 2^/4 g Krystallsaccharin 15. — » 

IX. 10 Fläschchen mit je 300 Stück Saccharin-Tä- 

felchen No. I 6. 50 » 

X. 100 Glasröhrchen mit je 25 Stück Saccharin- 
Täfelchen 9, — » 

Wie oben (S. 3) mitgeteilt, war der Preis der SüssstotTe in 
Deutschland 1902 bis auf 12 Mk. pro kg hcrabgegani^en ; die amt- 
liche Statistik führt als deklarierten Wert für die im Jahre 1902 
ausgeführten 43 000 kg Süssstoff sogar nur die Summe von 
430 000 Mk. an. Dass der mon<)))i»lisierten Saccharinfabrik er- 
laubt wurde, einen höheren Treis zu nehmen, war angesichts des 
Aufhörens der freien Produktion der Fabrik und angesichts der 
Kosten verursachenden Kontrollmassregcln , welche die Ausfüh- 
rungsbestimniui^en anordneten, eine Forderung der Billigkeit. 
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Einem Preise von 30. — Mk. pro kg SüssstofT stehen aber Be- 
denken entgegen. Zunächst wird durch diese Erhöhung manchen 
Kranken ein unentbehrliches Genussmittel verteuert, 2umal da sie, 
wie noch 2u zeigen sein wird, ihren SüssstofTbedarf nur aus Apo- 
theken decken können, diese aber selbstverständlich einen höheren 
Preis fordern. (Für ein Glasröhrchen der unter X. angegebenen 
Art, das dem Apotheker 9 Pfg, kostet, zahlt man 1 5 Pfg.) Femer 
Iii !Vi i die Fabrik wegen der ausländischen Konkurrenz ins Aus- 
land weit billiger als im Inland. Endlich entspricht der Gewinn, 
den die Fabrik infolge der Preisfestsetzung macht, nicht den 
finan/iellcn Nachteilen, welche ihr die Befolgung der obrigkeit- 
lichen Anordnunj;en 2. 3, 5 A. — Ii) und das Aufhören der 
freien Vcrtuj^ung über die SibsstotTproduklion und ihren Umfang 
verursaclien. Dies lässt sich zwar nicht beweisen, ist aber doch 
sehr wahrscheinlich. Das Gesetz sieht im § 11, der die Kntschä- 
digung der früher betriebenen Süssstofffabriken behandelt, als Ge- 
winn tür jedes kg Süssstofif 4. — Mk. an. Dies bezeichnet Dr. 
Fahlberg^ a. a. O. S. 35 als »vollkommen unzureichend«. Ange- 
nommen demnach, der Gewinn sei bei einem Preise von 12 Mk. 
pro kg Süssstoif 6. — M. gewesen, so macht die Saccharinfabrik 
heute bei jedem hergestellten kg Süssstofif einen Gewmn von 
24. — Mk. Das Gefühl, dass die Gestattung eines solchen Ge- 
winnes über das Mass hinausgeht, wird bei Darlegui^ der Be- 
stimmungen über die Entschädigung der Süssstofffabriken noch 
stärker werden. 

Rheiiütoldt rechtfertigt die Höhe des Preises unter anderem 

damit, dass er sagt (a. a. O. S. Iii), die Fabrik könne ihr Ka- 
pital nicht mehr in der früheren Weise ausnutzen und habe daher 
grössere Produktionskosten. Demgegenüber kommt aber in Be- 
tracht, dass sich die Saccharinfabrik seit Frühjahr 1902 auf die 
Herstellung auch anderer chemischen Produkte verlegt hat. 

Der Reichskanzler kann nach den Ausführungsbestimmuncfcn 
(§ 18) die angegebenen l^reise nicht lierabsetzcn, sondern nur er- 
höhen. An welche Fälle diese Vohniucht denkt, ist nicht klar. 

Die einzigen rechtlichen Wiederverkauter \ on Süssstoff, die 
bei dem Wiederverkaute nicht örtlich beschränkt sind, sind die 
Apotheken. Nach § 5 dürfen sie Süssstoff vc rkauten an die Per- 
sonen, die eine amtliche Erlaubnis zum Ikzui^e von Süssstoff 
haben und, unter den vom J^undesrate festgesetzten Bedingungen, 
an andere Personen. 
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Bei dem Süssstoffabsatz an die erstgenannten Personen stehen 
die Apotheken also in einer Linie mit der Saccharinfabrik. Auch 
gelten für den SüssstofTbezug dieser Personen aus Apotheken 
dieselben Vorschriften wie für den Bezug aus der Fabrik: Es 
muss der amtliche Bezugsschein und vorschriftsmässig ausgefüllte 
Bestellzettel vorgelegt werden. 

Die Apotheken dürfen fernerhin Süssstoff abgeben an Per» 
sonen, die eine schriftliche, mit Ausstellungstag und Unterschrift 
versehene Anweisung eines Arztes, Zahnarztes oder Tierarztes vor- 
weisen. An diese Personen dürfen seitens der Apotheken aber 
nicht mehr als 50 g Süssstoff auf einmal abj^cj^ebcn werden. Be- 
rücksichtijj^t man, dass diese 50g bei s5orachcr Süsskraft eine 
McTiL^'e von 27,5 ki^ Zucker der Süsskraft nacli ersetzen, so er- 
sclieinen so g nicht wenig. Hier tritt also der oft im Reichstag 
vei lani^^to und in vielen Ländern einj^jeführte Rezcpturzwnncf in die 
Erscheinung. Alierdings ist es nicht der absohiii Kczcptin zwang, 
wie ihn vielfach das Ausland ein^ctiihit hat, unt! der daiin be- 
steht, dass i) Süssstoff nur von iVpothckcn abgegeben werden 
und 2) diese Abgabe nur auf Rezept hin erfolgen darf; vielmehr 
unterliegt die Süssstoffabgabe in Deutschland nur insofern dem 
Rezepturzwang, als nur diejenigen, die Süssstoff zu medizinischen 
Zwecken verwenden wollen und die demnach im Besib» eines be> 
züglichen ärztlichen Rezeptes sind, auf die Apotheken als Süss- 
stoülieferanten angewiesen sind. Hiemeben ist aber, allerdings 
in beschränktem Umfange, SüssstofTbezug überhaupt möglich l) 
zu gewissen andern Zwecken und 2) von andern Gewerbetreiben- 
den, nämlich der Saccharinfabrik. 

Die Bestimmung über die Süssstoffabi^abc seitens der Apo- 
theken bringt den Süssstoff unter die Arzneimittel der Tabellen 
B. u. C. der meisten deutschen A potheken- Arzneibücher , welche 
Tabellen fast ausnahmlos Gifte aufzählen und für deren Abgabe 
den absoluten Rezepturzwang anordnen. hifolgedesscn wurde 
j^eci^cn diese F.inrichtuni^f , wie sie v< lo. I. A. — B. eintülnte, des 
öfteren geltend gemacht, Süssstoff sei kein Gift und L;ehöie folg- 
lich nicht unter Rezeplurzwang. Unter tlenst lht n wurde er je- 
doch der leichteren Kontrollierbarkeit und der Bequemlichkeit des 
Publikums halber gebracht, da fast überall Apotheken nahe sind. 

Jedoch auch dieser modifizierte Rezept urzwan^:, wie er ge- 
schildert wurde, ist durchbrochen durch 4; 10. Iii. A. — B. Dieser 
sagt: »Süssstofftäfelchen von höchstens iiofacher Süsskraft in 
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Fabrikpackung (Glasröhrchen) von nicht mehr als 25 Stück mit 
zusammen nicht über o^g Gehalt an reinem Süssstoff dürfen 
auch ohne ärztliche Anweisung abgegeben werden«. Nach den 
oben angegebenen Preisen kostet ein solches Glasröhreben in der 
Fabrik 9 Pfg., in den Apotheken, die dieselben allein freihänd^ 
abgeben dürfen, 15 Pfg. Ihre Sösskraft entspricht der von 44 g 
Zucker, die früher ca. 3, jetzt ca 2 Pfg. ko.sten. 

Demnach kann diese kleine Konzession in keiner Weise den 
vom Reichstag gewollten Erfolg des Gesetzes gefährden. Dagegen 
könnte diese Bestimmung eventuell dazu beitragen, die nach dem 
Gesetz sehr beschränkte Verwendungsmöglichkeit vnn Süssstoff 
etwas zu erweitern, in diesem Sinne scheint aucli die Saccharin- 
fabrik sich dieser Bestinmuing bedienen zu wollen. Wenigstens 
deutet darauf foli^endes liin: Wie die Frankfurter Zeitung in ihrer 
No. 223 vom 13. VIIL 1903 mitteilt, wandte sich die Saccharin- 
fabrik zur ICmpifhhmg ihres 1-abrikats an die dortigen Acrzte und 
sagt in dieser Emptclilung ; Saccharin ist ein Ersatz für Zucker 
von 550lacher Sü.sskraft, dessen vollkommene Unschädlichkeit so- 
wohl durch erste medicinische Autoritäten des In- und Auslandes 
anerkannt, als auch praktisch auf Grund einer nahezu 25jährigen 
vielseitigen, durch Millionen von Kranken und Gesunden erfolgten 
Verwendung erwiesen worden ist Saccharin ist zu empfehlen für 
Kinder- und Kekonvaleszentenkost, da es vorzüglich bekömmlich 
ist und nicht wie der Zucker im Magen Säure bildet, die für 
Sauglinge, Magenkranke und andere Patienten schädlich sein kann.« 
Dann folgt ein Hinweb auf die erwähnten Saccharintäfelchen, 
die durch die Apotheken ohne ärztliches Rezept abgegeben wer- 
den dürfen. 

Femer könnte die Möglichkeit, sich Süssstoff in kleinen 
Mengen ohne %\ citt res verschaffen zu können , von Wichtigkeit 
sein für Gewerbetieibende, denen nach § 4 die amtliche I:^rlaubnis 
zum Süssstoffbezug verweigert wurde, und die Süssstoff nur in so 
kleinen Mengen brauchen, dass für sie die Preisdifferen?: zwischen 
durch Bezugsschein bezogenem und freihändig eingckaiiltcni Süss- 
stoff nicht ins Gewicht fällt. Als solche Gewc rbt trciiuMult kämen 
etwa in Betracht diejenigen, die kosmeti.scho Mitti 1 lierstcllcn und 
hierbei geringe Mengen Süssstoff verwenden möchten. 

ländlich können so alle anLlcrn Personen, die zu irgend wel- 
chen Zwecken, z. B. zur l'rolH', kleine Mengen Süssstoff zu er- 
langen wünschen, sich solche leicht beschallen. 
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Dass aber Diabetiker so ihren Bedarf an Süssstofif decken 
sollten, wie Rkeinboläi a. a. O. S. 113 meint, ist höchst unwahr- 
scheinlich wegen der grossen Preisdifferenz zwischen dem Süss^ 
Stoff in den Glasröhrchen und dem sonstigen SüssstofT. Da 0,4g 
von crsterem in der Falirik 9 Pfg. kosten, würde i kg desselben 
225. — Mk. kosten. Nach der amtlichen Preisfestsetzung liefert 
aber die Fabrik i kj^ Saccharin von gleicher, also iiofachcr, 
Süsskraft für 15. 75 Mk. (S. 54, IV.), wozu noch ein Aufschlag für 
Verpackung käme. 

Die zuletzt besprochene AiisnahiTic von dem Rezepturzwang 
rief, als die Austührungsbestimmungcn bekannt winden, i:^rossc 
Erreguni^ in Droguistenkreisen hervor. Mitte März 1903 schrieb 
die Leipzii^rcr Droguistenzcitung : AVenn einmal Süssstotfe unter 
gewissen Bedingungen ohne Rezept und son.stige Vürsichtsma.ss- 
regein abgegeben werden dürfen, dann liegt kein Grund vor, dass 
die Nicht- Apotheker von diesem Verkauf ausgeschlossen werden,« 
Diese Worte sind zweifellos richtig, doch dürfte infolge der er- 
örterten Preisverhältnisse der Absatz dieser frei erhältlichen Süss- 
stofltäfelchen nicht sehr gross werden; auch ist es erklärlich, dass 
man den Verkauf dieser Täfelchen nicht einem weiteren Kreise 
überweisen wollte, da damit die Zahl der zu kontrollierenden Per- 
sonen ausser Verhältnis zur Bedeutung der Sache gewachsen wäre. 

Für die Süssstoffabgabe der Apotheken bestehen ähnliche 
Kontrollvorschriften wie für die Saccharinfabrik. Die Apotheker 
haben auf der Rückseite der Bezugsscheine den Tag der Abgabe 
und die Art und Menge des abgegebenen Süssstoffes einzutragen. 
Nachdem diese Einti a-ung durch Beischrift von Ort und Bezeich- 
nung der abgebenden i\potlieke und des Namens ihres Leiters 
bescheinigt ist, erhält der Süssstoffabnehmer den Bezugsschein 
zurück. Die Bestellzettel und die ärztlichen Rezepte behält die 
Apotheke und fügt sie, geordnet naeh dem i'age der Süssstoff- 
abgabe, dem sogenannten Süssst<)lTansc;al)ebucli als l^clcge bei. 
Ein solches Buch hat jeder Leiter einer Apotiieke für je ein Ka- 
lenderjahr zu führen. In dasselbe ist gleich nach der Abgabe des 
Süssst(»tts auf Bestellzettel einzutragen, wann, an wen, in w'elcher 
l^'orni und in welcher Menge Süssstofl" abgegeben w'urde. Der sonst 
abgegebene oder in der Apotheke verwandte Süssstoff ist monat- 
lich im Gesamtbetrage einzutragen, Die Apotheken können je- 
derzeit von Steuerbeamten revidiert werden, und es müssen den 
Oberbeamten der Steuerverwaltung Bezugsschein der Apodieke, 
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Süssstoffausgabebuch nebst Belegen, sowie der Bestand an Süss- 
stofT auf Verlangen vorgelegt werden. Am Schlüsse jeden Jahres 
muss das Süssstoffausgabebuch und die auf dem abgelaufenen Be- 
zugsschein gemachten Anschreibungen abgeschlossen werden, und 
müssen die Beträge in dem neuen Buch und auf dem neuen 
Schein vorgetragen werden. Der abj^elaufcnc Bezugsschein, das 
SüssstofTausgabcbiich und die zugehörigen erledigten Bestellzettel 
und ärzdichen Anweisungen sind der Bezirkssteuerstelle einzureichen. 

Ausser der Süssstofffabrik und den Apotheken sind noch, 
was Stettglein a. a. O. ganz zu übersehen scheint, zwei Personen- 
kategorieen zur Abgabe von Süssstoff, wenn auch nur in engem 
Kreise, berechtigt. Zunächst sind die nach 4 TT. Ht. c'i zum Be- 
züge von Si'issstoff Tierechti.qtcn Leiter von Kranken-, Kur-, Pflege- 
imd ähnlichen Anstalten nach § 5 III. belügt, Süssstoff innerhalb 
der Anstalt abzugeben, jedoch nur zur Verwendung; für die in 
der Anblalt befindlichen Personen. Sic dürlcn den Süs-sülolT den 
Anstaltspfleglingen nicht nur in Nahnings- und Genussmitteln, 
sondern auch rein zukommen la.sscn. Natürlich ist in letzterem 
Falle die Möglichkeit gegeben, dass Anstaltsinsassen Süssstoff aus 
der Anstalt ausführen, und dieser dann zu Zwecken verwandt 
wird, denen das Gesetz entgegentreten wollte. Dem würde noch 
zu HtHe kommen, dass nach § 8 der Besitz von nicht mehr als 
50 g Süssstoff stets erlaubt ist. Dennoch ist die Gefahr, dass 
solche Missstände einreissen sollten, nicht sehr gross, da man 
einer Anstalt nicht mehr Süssstoff zukommen lassen wird, als für 
Uire Pfleglinge nötig ist. 

Anders aber liegt die Sache bei den femer noch zur Süss- 
stoffabgabe berechtigten bihabem von Gast- und Speisewirtschaften 
in Neuenahr. Nach § 5 III. dürfen sie süssstoffhaltige Nahrungs- 
und Genussmittel oder Süssstoff nur innerhalb des Ortes 
und zwar nach § 4 II. Ii' d) nur zur Verwendung für die im Orte 
befindlichen Personen aligeben. I^iese Abgabe innerhalb des Kur- 
ortes unterliegt nach 4? 9 III. A. — B. im aUgemcinen keiner Be- 
schränkung, doch ist die oberste T.andcsfinanzbehörde befugt, be- 
hufs Verhütung von Missbräuchen , insbesondere zur Sicherung 
der T^inhaltung der Vor^chritt in § 5 Absatz III, Beschränkungen 
eintrete n zu lassen, was noch nicht geschehen ist. 

Man tragt sich vergeblich, warum diese l'^eiheit des Süss- 
stoffes im Verkehr von Ncuenalir eingeführt wurde und warum 
nicht auch hier die Süssstottabgabe unter den Kezepturzwang der 
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Apotheken gebeugt wurde, namentlich da man doch mit der Kon- 
zession gegenüber den Wirtschaftsinhabern etc. gemäss § 4 II. 
Üt. d) der Eigenart Neuenahrs als Zuckcrkianken-Kurort zur Ge- 
nüge entgegenkam. Dass durch die V'erkehrsfrciheit des Süssstoffs 
in Neuenahr gerade solche Ucbelständc in der näheren oder auch 
weiteren Umq-ebung Neuenahrs sich entwickein werden, wie sie 
das Süssstortgesetz zur Unin* ii^lichkeit machen wollte, ist fast sicher. 

Dass Saccharintahiik und Apotheken Siissstotf an antlcic als 
die bezug.sbcrcchtiL,^ten l'crsonen alti^eljen sollten, ist infolge der 
.so .sehr peinlichen Kf.ntroUniassregeln fast ganz ausgeschlos.scn. 
Möglich aber i.st, wie zum Teil schon au.sgeführl, die weitere Süss- 
stoffabgabe durch sämtliche Bezugsberechtigte (ausser Apotheken !), 
da hier die Kontrolle zum Teil ganz unmöglich ist, wie z. B. bei 
Diabetikern, zum Teil nur oberflächlich und summarisch ausgeübt 
werden kann, wie bei fast allen übrigen rechtlichen SüssstoDbe- 
ziehem. Dennoch ist anzunehmen, dass eine weitere Sussstoffab- 
gäbe durch die bezugsberechtigten Personen im allgemeinen nur 
in kleinem Masse und lediglich zu gegenseitiger freundschaftlichen 
Aushilfe geschieht, was nicht unter das nach § 2 Verbotene fällt. 
Von gewerblicher Abgabe werden sich alle SüssstoiTbezieher auch 
durch die Strafdrohungen der §§ 7, 8, die später darzustellen sein 
werden, abschrecken lassen. 

Ausfuhr von Süssstoff. Nach § 3 bestimmt der 
Bundesrat, ob, und unter welchen Bedingungen eine Ausfuhr von 
Süssstoff in das Ausland erfolgen darf. 

Eine Süssstoffausfuhr konnte natürlich nur von denen aus- 
gehen, und denen erlaubt werden, welche das lokal nicht be- 
schränkte Recht zur Süssstf>ffal)i(al)e hal>cn, also der Saccharin- 
fabrik und den .Vpothcken. 1 >a aber zum Betrieb der Apotheken 
ein Exporthande l nicht passt, wurde die Süssstoffausfuhr gemäss 
§ 3 II au.sschlicsslich der Saccharinfabrik erlaubt. $ A.-B.) 

Auch wären ja die Apotheken, die ihren Süssstoff nur aus 
der Saccharintahiik beziehen können, letzterer gegenüber im Süss- 
stofthandcl nach dem Ausland nicht konkurrenzfähig gewesen. 

Für die Süssstoffausfuhr sind ebenfalls strenge Kontrollmass- 
regeln getroffen : Der auszuführende Süssstoff wird in der Fabrik 
amtlich ahgefertigt und steht bis zum Ausgang über die Zoll- 
grenze unter Begleitscheinaufsicht und amtlichem Verschluss, also 
ähnlich wie die im Durchgangsverkehr das Land zollfrei durch- 
ziehenden ausländischen Waren. Geschieht die Versendung mit 
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der Post» so kann mit Genehmigung der Steuerdirektivbehörde 
von der Begleitscheinaufsicht und dem amtlichen Verschluss ab- 
gesehen werden. In diesem Falle muss aber der abgefertigte 
Süssstoff bis zur Uebemahme der Sendungen durch die Post unter 
Steueraufsicht bleiben, und es muss eine Vereinbarung mit der 
Ortspostbehörde getroffen sein, dass der Absender ohne Zustim- 
mung der Steuerbehörde die aufgegebenen Sendungen nicht zu» 
rücknchmen oder ihren Bestimmungsort ändern kann. Nach Uebcr- 
einkuntt der Steuer- und Post1)ehörden in Magdeburg ist der tat- 
sächliche Zustand deiucntsprcchend. 

Leber die Versendung von Süssstoff im Verkehr mit den 
dem Zollgebiet angeschlossenen tVcuKlen Staaten und Gebiets- 
teilen kann der Iveichskanzier besondcrü bestiniinen. Dies ist 
bis jetzt geschehen betreffs Luxemburg. In letzterem ist ebenfalls 
am I. IV. 1903 ein SiissötulTgcsctz vom 21. I. 1903 in Kraft ge- 
treten, das gleichen Inhalt und fast denselben Wortlaut wie das 
deutsche Gesetz hat. Der Reichskanzler hat demgemäss eine Ver- 
fügung erlassen, nach der das Grossberzogtum Luxemburg fiir den 
SüssstoiTverkehr gemäss dem SüssstofTgesetz Inland wird. Die 
Funktionen, welche für Deutschland gemäss den Ausführungsbe- 
stimmungen die Steuerbehörden haben, werden für den Bereich 
des Grossherzogtums Luxemburg von den dortigen Steuerbehörden 
unter Oberaufsicht der Grossherzoglichen Zolldirektion in Luxem- 
burg, welche auch die Bezugsscheine ausstellt, verrichtet. Die Sac- 
charinfabrik in Salbke-Westerhüsen hat für Luxemburg das gleiche 
Monopol und auch im übrigen die gleichen Rechte wie für Deutschland. 

Sonstige Ausfuhrbeschränkungen sind nicht eingeführt, auch 
gelten die amtlich festgesetzten Süssstoffpreisc nicht für den aus^ 
zuführenden Süssstoff. Ks war dies nicht mehr als billig gegen- 
über der Süssstoff fabrik, dn sie sich so mit ganzer Kraft auf den 
Süssstoffcxport verlegen und im Absatz nach dem Ausland einen 
Krsat/ für die verlorene Absatzfreiheit des Süssstoffs im Inland 
suchen kann. 

Die Saccharintabrik hat in den Monaten April — Dezember 
(incl.) 1903 60100 kg Süssstoff ausgeführt. Bleibt eine solche 
Ausluhr ™ und sie lässt sich sicher noch heben — , so hat die 
Saccharintabrik keinen (Irund zu Klagen; namentlich, wenn es 
richtig ist, was RheiuboLdt a. a. (). S. Iii schreibt, die Fabrik sei 
auf eine monatliche Produktionsleistung von 6000 kg raffiniertes 
Saccharin eingerichtet. 
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2) Beschaffung und Absatz sUssstoffhaltigcr Erzeugnisse. 

Was sind süssstoffhaltige Er;?eugnisse ? Es scheiden hier zu- 
nächst aus die oben erwähnten süsssloff haltigen Zubereitungen, 
die man früher mit tlem technischen Namen » Handelssüssstoff« 
bezeichnctt:. Diese Zubcrcituni^cn sind als Süssstoff im Sinne des 
Gesetzes anzusehen. Die übrimn süssstoff ha Itii^cn Erzeugnisse 
scheiden sich in Nahrungs- und Genussmittel einerseits und andere 
Waren andererseits. Nur erstere sind in Herstellung und Ver- 
kelu beschränkt, letztere dagegen, worunter hauptsächlich kos- 
metische Mittel lallen, ycniessen hierin vollständige Freilieil. Dies 
erklärt klar und deutlich § 2, dessen sämtliche Verbote sich, wie 
schon erwähnt^ nur gegen Süssstoff und süssstofThattige Nahrungs- 
und Genussmittel richten und damit Herstellung, Einfuhr« Feil- 
halten und Verkauf anderer süssstofTbaltiger Waren unbeschränkt 
lassen. 

Ihre Herstellung ist nur selbstverständlich durch die Erlan- 
gung von Süssstoff bedingt, der in kleinen Mengen frei in Apo- 
theken (S. 56, unten) in grösseren aber nur auf Grund eines 
Bezugsscheines erworben werden kann, wenn die Verwendung 
von Zucker, z. 6. wegen dessen Vergärbarkeit, ausgeschlossen 
ist. Die folgenden Erörterungen beziehen sich hiernach nur auf 
süssstoffhaltige Nahrungs- und Genussmittel. 

a) Beschaffung tmd Absatz im Inland. 

Wie für Süssstoff, bildet auch für süssstoffhaltige Erzeui^niisse 
die erste und vornehmlichste Beschaffungsmöglichkeit die I Icr- 
stellung im Inland. Wer darf solche Erzeugnisse in Deutschland 
herstellen } Die rechtliche Befähigung zu deren Herstellung findet 
zum weitaus grössten Teil ihre Schranken in der tatsächlichen 
Möglichkeit hierzu. Letztere hat nur, wer auf rechtlich erlaubte 
Weise in den Besitz von Süssstoff kommen kann. Als solcher 
kommt namentlich in Betracht: 

I. Die Saccharinfabrik. Wollte sie unter Verwendung des 
von ihr selbst beigestellten Süssstoffes Waren herstellen, so müsste 
sie als Gewerbetreibender im Sinne des § 4 II lit b) um die be- 
hördliche Erlaubnis hierzu einkommen. Eine solche Erlaubnis 
dürfte aber der Saccharinfabrik nicht erteilt werden. Zwar stände 
dem nach dem Worttaut des Gesetzes und der A.-B. nichts im 
Wege, doch geht der Sinn des Gesetzes dahin, dass der Saccha- 
rinfabrik nur die Funktionen der Herstellung und des Absatzes 
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von Süssstoft^ obliegen sollen. Auch würde sich in diesem Falie 
die Notwendigkeit weit strengerer Kontrollmassregeln gegenüber 
der Saccharinfabrik ergeben , die letztere wohl schon abhalten 
würden, um die in Rede stehende Erlaubnis einzukommen. Für 
die beiden Funktionen, Süssstoff herzustellen und Süssstoff bei 
der gewerbsmässigen Herstellung anderer Waren zu verwenden, 
muss vielmehr Unvereinbarkeit angenommen werden. V)ass dies 
auch die ISleinuni; lier massgebenden Faktoren bei Abfassung der 
Ausfüiuungsbestimmungcn war, kann aus dem Umstand gefolgert 
werden, dass obige Möglichkeit in denselben mit keinem Worte 
ciualmi ist, während doch den Apotheken die ausdrückliche Kon- 
zession gemacht worden ist, neben dem Verkauf von Süssstoff 
süssstoffhaltige Waren nach Erlaubnis der zuständigen Behörden 
herstellen zu dürfen. Demnach fällt die Sacharinfabrik nicht 
unter die Gewerbetreibenden, denen nach dem Gesetz die Er- 
laubnis zu erteilen ist, süssstoff haltige Waren herzustellen. 

2. Diejenigen, denen das am weitesten gehende Recht, süss- 
stoffhaltige Waren anzufertigen und abzusetzen, erteilt werden 
kann, sind die im § 4 II lit b genannten Gewerbetreibenden, 
welche bestimmte Waren herstellen wollen, für welche die Zu- 
setzung von Süssstoff aus einem die Verwen dring von Zucker 
ausschliessenden Grunde erforderlich ist. Wie bereits angeführt, 
haben diese Gewerbetreibenden der Steuerdirektivbehördc anzu- 
geben, wozu sie den Süssstoff verwenden wollen. Nur zur Her- 
stellung der in der amtlichen Erlaubnis bezeichneten Waren dür- 
fen sie den Süssstoff benutzen. Hieraus ist zu folgern, dass diese 
Gewerbetreibenden mit dem auf Grund ihres i^czugsschtines 
erhaltenen Süssstoff nur dann andere süssstolThaltige Waren als 
Xahrungs- oder Gcuussuiitlei herstellen dürfen, wenn sie solche 
in den Anträgen zur Erlangung der Erlaubnis zum Süssstolfbezug 
angegeben haben. Dagegen dürfen sie solche andere Waren stets 
mit Süssstoff herstellen, den sie sich anderswo beschafft haben. 

Süssstoffhaltigc Nahrungs- und Genussmittel, die von den in 
§ 4 EI lit. b genannten Gewerbetreibenden hergestellt sind, müssen 
in den Verkaufsräumen an besonderen Lagerstellen aufbewahrt 
werden, die von den Lagcrstellen für die ohne Verwendung von 
Süssstoff hergestellten Waren getrennt sind, und sie müssen durch 
eine entsprechende Aufschrift gekennzeichnet sein. Nur an solche 
Abnehmer dürfen sie abg^eben werden, welche derart zuberei- 
tete Waren ausdrücklich verlangen. Die Abgabe darf nur in 
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äusseren Umhüllungen odei G sen geschehen, welche an in 
die Au^cn fallender Stelle die deutliche, nicht verwischbare In- 
schrift tragen : 

»Mit künstlichem Süssstoff zubereitet. Wiederverkauf ausser- 
halb der Apotheken i^esetzlich verboten*. 

Diese Bestimmungen sind in den A.-B. im § 16 enthalten. > Wa- 
ren, für welche die Zuset/ung von Süssstoff aus einem die Verwen- 
dung von Zucker ausschlicsscnden Grunde nötig ist«, sind nach 
der Begrüntlung der Regierimg zu ihrem Gesetzentwurf vom 16. IV. 
1901, der im § 4 unter a) eine ähnhche Bestimmmig hatte, zu- 
nächst: Schiffszwieback, Mostrich und künstliche Mineralwasser; 
hier wird der Zucker wegen seiner vergärbaren Eigenschaften 
besser durch Süssstoff ersetzt. Der § 4 sagte weiter unter b), &r- 
laubt sei die Verwendung von Süssstoff bei der gewerbsmässigen 
Herstellung von »Backwaren, die nach ihrer Beschaffenheit und 
Bezeichnung für solche Personen bestimmt sind, welchen der Ge- 
nuss von Zucker untersagt ist«. Offenbar fallen auch diese unter 
§ 4 des geltenden Gesetzes. Ausserdem gehören dahin aber jeden- 
falls auch Liköre, Konserven, Kompotte, Fruchtsäfte und der- 
gleichen mehr mit gleicher Bcstimmui^. 

Zum Wiederverkauf tlürfen süssstoflfhaltige Nahrungs> und 
Genussmittel nach 4? 16 II A.-B. nur an Apotheken abgegeben 
werden. Im ersten Entwurf der Ausführung.sbestimmungen stand, 
wie die Apothekerzeitung in ihrer Nr. 25 (1903) mitteilte, alle 
süssstoffhaltigen Erzeugnisse dürften zum Wiederverkauf m\r an 
Apotheken abgegeben werden. Dies hätte den Droguistcn ihrer 
Meinung nach ungerechter Weise den ] lanclel mit kosmetischen 
Mitteln genommen und widersprach dem ( jesetz, dessen § 2 lit. c) 
nur das Feilhalten und den Verkauf von süssstoffhaltigen N a h- 
rungrs- und Genussmitteln beschränkt. Auf eine Ein<jabe 
einer Reihe von Droguisten an die Reichsregierung wurde in den 
Ausführungsbestimmungen im löll an die Stelle von »Waren* 
»Nahrungs- und Genussmittel« gesetzt, wodurch der Handel mit 
andern süssstoffhaltigen Waren freigegeben wurde. 

Dennoch gingen, wie die offiziöse Berliner Korrespondenz 
unter dem 24. III. 1903 mitteilte, dem Reichstag in dieser Zeit 
noch verschiedene Petitionen von Droguisten zu, welche dem 
§12 A.-B. die falsche Absicht unterschoben, dass er den Wieder- 
verkauf aller süssstoffhaltigen Waren auf die Apotheken beschränke. 
§12 sagt: >Den Apothekern ist es gestattet, von Gewerbetrei- 
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benden, denen die Erlaubnis erteilt ist, bestimmte Waren unter 
Verwendung von SüssstofF herzustellen, derart mbereitete Waren 
zum Wiederverkaufe zu beziehenc. Obgleich der Wortlaut des 

§ 12 obige Deutung nicht iVöi'v^ macht, da aus der Gestattung 
für die Apotheker nicht die Nichtgcstattung für andere Personen 
folgt, interpellierte dennoch der Abgeordnete Dr. Ihrmes am 
24. III. 1903 dieserhaib im Reichstage den Reichsschatzst kietär, 
um, wie er sagte, »durcli eine bestimmte Kt-klänini;;, BeruhiLCunc; 
in diesen Kreisen herbeizuführen«. Frhr. v. Ihti linann erwiderte, 
man müsse untersclu:idcn zwischen Nnhnm^s- und (lenussniitteln 
und anderen Waren, die unter Verwendung von SüssstolT herge- 
stellt würden. Letztere könne jeder beziehen und verkauten. 

Um Betrug durch die im i; 4 II. lit. b benannten Gewerbe- 
treibenden mcjglichst zu vt rhindern, ist ihr (ieschättsbetrieb durch 
§ 17 A.-B. einer strengen amtlichen Autsicht unterworfen. Den 
Umlang derselben bestimmt im einzelnen Falle die Steuerdirck- 
tivbehörde. Sie haben den Oberbeamten der Steuerverwaltung 
auf Verlangen die Geschäftsbücher, soweit sie Angaben über den 
Bezug von Süssstoff und seine Verwendui^, sowie über Her- 
stellung und Absatz der unter Verwendung von Süssstoff zube- 
reiteten Waren enthalten, zur Einsichtnahme vorzulegen und die 
Bestände an Süssstoff und an Waren, die unter Verwendung von 
Süssstoff hergestellt sind, vorzuzeigen. Nach Anleitung dieser 
Oberbeamten sind von den Gewerbetreibenden für jedes Kalender- 
jahr fortlaufende Anschreibungen über die bezogenen und ver- 
wendeten Süssstoffmengen und über die unter Verwendung von 
Süssstoff hergestellten Waren zu I i ihren. Diese Anschreibungen 
sollen am Schlüsse des Jahres abgeschlossen werden und mit dem 
abgelaufenen Bezugsschein der Bezirkssteucrstelle eingereicht 
werden, nachdem die verbliebenen Bestände in den Anschreibungen 
für das neue Jahr vorgctrar^en sind. 

3. Die Apotheker sind zunächst und in der I Iaui)t.sache als 
Süssstoffverkäufer gedacht, aber danebeu ist ihnen aucli die Mög- 
lichkeit -e-elun. süssstoit lialtigc iMahrungs- und Gcnussmittei her- 
zustellen und zu vertieilx^ n. 

In dicseiTi 1'alle koiuuien lür sie alle die Bestimmungen in 
Betracht, welche lür die im 4 II. lit. b benannten Gewerbetrei- 
benden gelten. So muss der Apotheker in der gleichen Weise 
um die Erlaubnis einkommen, süssstoff haltige Waren herstellen zu 
dürfen. Da ihm diese durch • Ausstellung eines Bezugsscheines 

0 1 e p, SOsutodrsctettgcbiiaf. ^ 
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gewährt wird, so hat er zwei Bezugsscheine , ohne dass er den 
zweiten tatsächlich zum Bezüge von Süssstoff verwenden müsste, 
da er solchen ja aui Grund seines Apotheken-Bezugsscheines in 
jeder gewünschten Menge bezichen kann. Vielmehr wird der 
dem Apotheker als Gewerbetreibendem im Sinne des § 4 II lit. b 
erteilte Bezugsschein lediglich als Ausweis dienen, dass er die 
Erlaubnis habe, süssstoffhaltige Nahrungs- und Genussmittel her- 
zustellen. 

Ferner hat der Apotheker bei Lagerung und Absatz die glei- 
chen Vorschriften zu beachten, wie sie als für den Gewerbetrei- 
benden gemäss § 4 II lit. b geltend, unter 2. dargestellt wurden. 
Das gleiche gilt endlich bezüglich der KontroUmassregeln, sodass 
der Betrieb des Apothekers, der süssstoffhaltige Waren herstellt, 
einer doppelten amtlichen Ueberwachung unterliegt. 

Inwieweit seitens der Apotheker von der Eriaubnis, süssstoff- 
haltige Waren herzustellen, Gebrauch gemacht wird, und nach 
welchen Grundsätzen die zur Erlaubniserteilung zuständigen Be- 
hörden hierbei vorgehen, ist nicht bekannt. 

Statt selbst süssstofThallir^e Nahrungs- und Genussmittel her- 
zustellen, kann der Apotheker solche von dazu ermächtigten Ge- 
werbetreibenden zum Wiederverkauf beziehen. In beiden Fällen 
darf er sie nur an Apotheker und an solche Abnehmer abgeben, 
die derart zubereitete Waren ausdrücklich verlangen, und zwar 
in äusseren Umhüllungen oder Gefässen, welche an in die Augen 
fallender Stelle die ulien, S. 64 angegebene Inschrilt Irayen. 

Droguisten sind hiernach vom Handel mit süssstotthaitigen 
Nahrungs- und Genussmiiteln ausgeschlossen. 

Endlich kann Süssstoit von .\pothekern noch zur Herstellung 
süssslufJ haltigcr Arzneien verwandt w'erdcn. Dass so Süssstoff 
von Apothekern verwandt werden könne, darauf deuten nur einige 
Worte im § 1 1 A. — B. Dort heisst es : »Die Eintragung des sonst 
abgegebenen und des im Apothekenbetriebe verwen- 
deten Süssstoffes kann monatlich im Gesamtbetrage erfolgen. 
Der zur Herstellung der übrigen Waren verwandte Süssstoff ist 
hiermit nicht gemeint, da er besonders angeschrieben werden 
muss nach § 17 A.— B., der nach § 13 auch für Apotheken, die 
süssstoffhaltige Waren herstellen, gilt. Demnach kann mit dem 
»im Apothekenbetriebe verwendeten Süssstoffe« nur solcher ge- 
meint sein, der bei Herstellung von Heilmitteln verwandt wird. 

Bei Abgabe dieser Heilmittel braucht, wie aus der Bestim- 
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mung des § Ii zu folgern ist, kein Rezept von den Apothekern 
verlangt und noch weniger zurückbehahen zu werden, da dies 
nur für die Abgabe von Süssstoff gilt. Auf diesen Standpunkt 
stellte sich auch nach der Pharmazeutischen Zentralhalle das Haupt- 
zollamt Dresden I in der Antwort auf eine im Juni 1903 einge- 
gangene Eingabe der sächsischen Apotheker, die sich darüber be- 
klagten, class das Publikum ihnen Schwierigkeiten mache, wenn 
sie bei der Abgabe süssstoff haltiger Heilmittel Rezepte verlangten. 

4. Personen, weiche Süssstoif zu wissenschaftlichen Zwecken 
benützen wollen, worunter neben Privatleuten auch staatliche Be- 
hörden und öffentliche Anstalten zur Untersuchunij von Nahninc^s- 
uncl (xcnussmitteln fallen, können Erzeugnisse aller Art, auch 
>sahiiings- und Genussmittel unter \^cr\vendung von Süssstoff her- 
stellen, doch darf diese Herstellung keine gewerbliche sein, son- 
dern muss wissenschaftlichen Zwecken dienen. 

Die Art dieser BezugsliLM ichtigteu ächlifsst Betrug nahezu 
vollständig aus, namentlich, da die Steuerbehörde es in der Hand 
hat, die ]'>ilaul)nis zum Bezug von Süssstoff da zu verweigern, 
wo sie Grund zu der Annahme hat, dass die Verwendung zu 
wissenschaftlichen Zwecken nur der Deckmantel für betrügerische 
Manipulationen sein soll. Da jedoch auch hier Betrug immerhin 
möglich ist, sind auch diese Bezugsberechtigten einer gewissen 
Kontrolle unterworfen. Anschreibungen über Bezug und Verwen- 
dung des Süssstoffs brauchen sie nicht zu machen, dag^en müssen 
sie die abgelaufenen Bezugsscheine nach Abschliessung der auf 
denselben von den Süssstofflieferem gemachten Anschreibungen 
und Uebertragung des verbliebenen Bestandes in die neuen Be^ 
zugsscheine der Bezirkssteuerstelle einsenden. Ausserdem sind 
sie verpflichtet, der Steuerdirektivb^örde auf Verlai^en über Be- 
zug und Verwendung ihres Süssstoflfes Auskunft zu geben. (§ 14 
A.— B.). 

5. Leiter von Kranken-, Kur-, Pfl^e- und ähnlichen An- 
stalten dürfen süssstoffhaltige Nahrungs- und Gcnussmittel her- 
stellen, aber nur innerhalb ihrer Anstalt ab;:(eben. Hierbei ist 
vornehmlich an Anstalten L;etJacht, die Zuckerkranke oder Per- 
sonen, denen aus anderen Grinidcn der Genuss von Zucker ver- 
boten ist, zu ihren Insassen zählen. Ks tritt hier allerdiiv^s der 
Uebelsiand hervor, dass so den Anstaltsleitern die Möglichkeit 
eröffnet ist, alle ihre Anstaltsinsassen nur noch mit unter V'erw'en- 
dung von Süssstoff hergestellten Xalu ungs- und Gcnussmittcln zu 
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bewirten. Formell kann gegen eine solche Handlungsweise auf 
Grund des Süssstoffgesetzes nicht eingeschritten werden, dagegen 
kann es angebracht sein, dass die Erteilung der Erlaubnis zum 
Bezug von Süssstoff im einzelnen Falle davon abhängig gemacht 
wird, ob die Anstalt ausschli^lich oder überwiegend Zucker- 
kranken und deigl. dient, oder dass wenigstens solchen Anstalten 
der Bezugsschein entzogen wird, bei denen der erwähnte Miss- 
brauch festgestellt wurde. 

Die zum Süssstoffbezug Inn chtigten Anstaltsleiter haben bei 
der jährlichen Ablieferung des Bezugsscheines dieselben Bestim- 
mungen zu beobachten, wie die unter 4. anj^eführten Bezugsbe- 
rechtigten. Ausserdem hat der Anstaltsleiter den abgelaufenen 
Bezugsschein mit einer Bcscheinigun;; zu versehen, dass die ab- 
geschriebene Menge lediglich für die in der Anstalt befindlichen 
Personen verwendet worden ist, eine Massregel, die dem ?\Tanne 
seine gesetzliche micht vergegenwärtigen soll. Ferner haben die 
Anstaltsleiter monatliche Anschreibungen zu maelim stnvohl iiber 
den abgegebenen wie den zur Herstellung von Nahrungs- oder 
Gcnussmitteln verwendeten Süssstoff, welche sie mit dem ihnen 
erteihen Bezugsschein den Oberbeamten der Steuerverwaltung zur 
Einsichtnahme vorzulegen haben. (§ 15. Anl-B.). 

6. Die nach § 4 II lit. d süssstofTbezugsberechtigten Inhaber 
von Gast- und Speisewirtschaften in Kurorten, deren Besuchern 
der Genuss mit Zucker versüsster Lebensmittel ärztlicherseits 
untersagt zu werden pflegt, dürfen süssstoifhaltige Nahrungs- und 
Genussmittel nur innerhalb des Ortes abgeben. Vorläufig ist dies 
beschränkt auf Neuenahr in der preussischen Rheinprovinz. Wie 
schon angeführt, fallen unter obige Personen auch alle Wohnungs> 
Vermieter, die ihre Mieter ganz oder teilweise beköstigen. Alle 
diese Wirtschaftsinhaber, welche zum Bezüge von Süssstoff be- 
rechtigt sind, können ohne irgendwelche Beschränkung wie Süss- 
stoff so auch süssstoffhaltige Waren innerhalb des Kurortes ab- 
geben. 

Da der Kurort Neuenahr durch den Aufenthalt vieler zucker- 
kranker Personen sein charakteristisches Gcpranx' erhält, so kann 
die völlige Unbeschränkthcit im Bezüge süssstoff' haltii;er Zube- 
reitungen, wenn auch nicht in dem von Süss.stoii" selbst, kaum als 
zu weitgehendes Zui^eständnis empfunden werden. Sollten sich 
dennocli Missslände eininirL^ern, so ist die oberste Landesfinanz- 
beliörde befugt, Beschränkungen eintreten zu lassen, die es ua- 
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inentlich erschweren , dass besagte Zubereitungen ihren Weg 
ausserhalb des Ortes nehmen. Solche Beschränkungen sind vcwr- 
derhand noch nicht eingeführt. 

Die ganze Tätigkeit der Steuerbehörden diesen Süssstoffbe- 
zugsberechtigten gegenüber erschöpft sich in der oben dargelegten 
Erteilung der Erlaubnis zu Bezug und Verwendung von Sässstoff 
und in der Einziehung der abgelaufenen Bezugsscheine. (§ 9 A.— B.) 

7. Ausser den aufgezählten SüssstofTbezugsberechtigten haben 
noch weitere Personenkat^orien diese Berechtigung und damit 
die tatsächliche Möglichkeit, süssstoff haltte Waren herzustellen. 
Dies sind vor allem die Kranken, welchen durch ärztliches Re- 
zept der Süssstoffbezug aus Apotheken ermöglicht ist. Da für 
diese Kranken sämtliche prinzipiellen \ erböte des § 2 gelten und 
das Gesetz die Regelung ihrer ganzen Teilnahme am Süssstoffver- 
kehr den Ausführungsbestimmungen vorbehielt, darf der auf ärzt- 
liches Rezept hin verabfolgte SüssstofT von den Kranken nur in 
ihrer Privatwirtschaft verwandt werden und weder in roher Form 
noch Waren zut^esetzt, diese Wirtschaft in ^^^ewerbsmässiger Ver- 
äusserung verlassen. Versclienkung oder freundschaftliche Uel)er- 
lassung von Süssstoft' oder süssstoffhaltigen Nahrungs- und Ge- 
nussmitteln zur Aushilfe ist also stets j^estattet. Zu Verstössen 
gegen das Gesetz kann dies aber kaum tühren, da dem einzelnen 
Kranken auf ein Rezept hin nicht mehr als 50 g Süssstoff aus- 
händigt werden dürfen und nur ausnahmsweise Aerzte zu finden 
sein werden, die zur Umgehung des Gesetzes die Mand bieten. 

8. In derselben Lage wie die bezugsberechtigten Kranken 
befinden sich alle anderen Personen, die sich in den Besitz von 
SüssstofT zu setzen wissen. 

Hierhin gehören zunächst die Personen, welche von der Er- 
mächtigung der Apotheken, gewisse Süssstofftäfelchen von nicht 
mehr als 25 Stück mit zusammen nicht über 0,4 g Gehalt an 
reinem SüssstofT ohne weiteres an jedermann abgeben zu dürfen, 
Gebrauch machen. Auch diese Personen dürfen den so erlangten 
Süssstoff zunächst nur zu privatwirtschaftlichen Zwecken benutzen. 
Von einem Gebrauch desselben zur Herstellung von Nahrungs- 
und Genussmitteln zwecks gewerbsmässigen Absatzes derselben 
muss sie schon der Umstand abhalten, dass, wie oben angeführt, 
die 0,4 s Süssstoff verhältnismässig teurer sind als Zucker bei den 
jetzigen Zuckerpreisen. Rechtlich würden diese Personen dadurch 
gegen den § 2 des Gesetzes Verstössen und somit straffällig wer- 
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den. Femer kann noch SOssstoff in den Besitz mcht-bezugsbe- 
rechtigter Personen dadurch kommen, dass sie sich solchen in 
Neuenahr verschaffen, wo der SussstofTverkehr, wie erwähnt, frei- 
g^eben ist, oder dass sie ihn sich unter der Hand von irgend 
einem Bezugsberechtigten zu beschaffen wissen; am ehesten 
könnten sie dies bei Zuckerkranken erreichen. Diesen Personen 
steht ebenfalls § 2 enl^egen, so dass sie den Süs t tf nicht ge- 
werbsmässig, sondern auch zunächst nur in ihrer Privatwirtschaft 
verwerten dürfen. Ausserdem zieht der später zu besprechende 
§ 8 ihrem Besitz an Süssstoff eine Grenze, da er Personen, in 
deren Besitz oder Gewahrsam Süssstofi" in Menc!;en von mehr als 
50 ^ vorgefunden wird, sofern sie nicht den Nachweis erbringen, 
dass sie den Süssstott nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von einer 
zur Abgabe belugten Person bezogen haben, schweren Strafen 
unterwirft. 

b) Bescbaflung aus dem Ausland. 

l^a das Gesetz über die Kiuluhr süssstoff haltiger Erzeugnisse 
keine näheren Bestimmungen enthält, greift hier die Vorschrift 
des § 2 Platz, dass es verboten ist, süssstoffhaltige Nahrungs- 
und Genussmittel aus dem Ausland einzuführen. Diese Vorschrift 
ist jedoch praktisch undurchführbar, da die deutschen Zollbe- 
hörden im Gegensatz zu manchen ausländischen, z. B. den russi- 
schen, keine chemische Nahrungsmitteluntersuchung kennen, nur 
eine solche aber dartun kann, ob die einzuführenden Nahrungs- 
oder Genussmittel süssstoffhaltig sind oder nicht. 

So steht tatsächlich der Einfuhr süssstoffhaltiger Nahrungs- 
und Genussmittel nach Deutschland nichts im Wege. Ob und 
inwieweit eine solche stattfindet, ist natürlich schwer festzustellen, 
doch ist die Wahrscheinlichkeit vorhanden. Als Einfuhrländer 
kämen in dieser Hinsicht besonders in Frage Niederlande, Schweiz 
und nordamerikanische Union, da alle drei Herstellung, Verwen- 
dung und Verkehr des Süssstoffs in keiner Weise beschränken, 
sondern nur eine Süssstoffsteuer crhcV>en. 

Bedenkt man, dass die Niederlande viel an Kakao, Choko- 
lade, Backwaren und Likören nach I >cntschland einführen, so liegt 
die Annahme nahe, dass unter diesen Geq^enständen auch mancher 
süssstoffhaltige eingeführt wird. Allerdings ist die Itintuhr süss- 
stoffhaltiger Nahrungs- und Genussniittel mit schweren i'ieiheits- 
und Gcldstralcn bedroht, auch die fahrlässige Einfuhr, allein jede 
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Entdeckung eines solchen Veigehens hat eine chemische Unter- 
suchung der Genussmittel behördlicherseits zur Votaussetzung, die 
nur ganz ausnahmsweise stattfinden kann, und die Bestrafung 
wäre oft hart, da die Händler sich nur mittels chemischer Unter- 
suchung fiber die SüssstofTfreiheit eingeführter Waren vergewissern 
können und namentlich infolge des Süssstoifgesetzes bald viele 
Personen von der Existenz des Süssstoifs nichts wissen werden. 

Ganz anders verhält es sich mit der Frage der Einfuhr an- 
derer süssstoffhaltic^er Waren, wie namentlich kosmetischer Mittel. 
Da § 2 nur die Einfuhr süssstoffhaltiger Nahrungs- und Genuss- 
mittel verbietet, ist die Einfuhr anderer süssstoffhaldger Waren 
erlaubt. 

c) AbsRte ins Ausland. 

Die Ausfuhr der imter Verwendung von Süssstolf hergestellten 
Waren unterliegt keiner Beschränkung, sagt § i6 m. A. — ^B. Da 
nur die nach § 4 lit. b berechtigten Gewerbetreibenden, worunter 
auch eventuell Apotheker, süssstofifhaltige Nahrungs- und Genuss- 
mittel unbeschränkt zum gewerbsmässigen Vertrieb herstellen 
dürfen, kommen nur diese beiden Kategorieen für die Ausfuhr 
solcher Dinge in Betracht. 

§ 7. Strafbestimmungen. 

^6 7 — 10 enthalten die Strafbestimmungen, die zur Durch- 
setzung der bisher mitgeteilten Vorschriften nötig schienen. Es 
wird Geldstrafe bis zu 1500 Mk. und Gefängnisstrafe bis zu 6 Mo» 
naten angedroht. 

Keine blosse Straf bestimmung enthält der § 8, nach dem die- 
jenigen bestraft werden, »in deren Besitz oder Gewahrsam Süss- 
stoff in Mengen von mehr als 50 g vorgefunden wird , sofern sie 
nicht den Nachweis erbringen, dass sie den Süssstoff nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes von einer zur Abgabe befugten Person 
bezogen babenc. Hier wird Besitz von mehr als 50 g Süssstoff 
verboten, wenn er nicht nach Massgabe des Gesetzes erlangt ist. 

Die Bestimmung verdankt ihre Entstehnn;:^ der V>wägung, 
dass es in vielen Fällen scinver oder unmöj^Iich sein wird, Ver- 
stösse !^e_i;en die 1 Iau])t]')estimninnL;en des Gesetzes nachzuweisen 
(z. B, das Kinsclnnuggeln von Süssstoff, namentlich in Briefen), 
und dass es wünschenswert ist, auch in diesen Fällen vorgehen 
zu können. 
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In der ersten Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes wur- 
den durch die Bestimmung des § 8 Schwierigkeiten erzeugt. Denn 
infolge des bis dahin freien Verkehrs der Sössstoffe hatte mancher 
Gewerbetreibende Vorräte an Süssstoff , die weit über 50 g hin- 
ausgingen. Ueber die UeberAindung dieser Schwierigkeit sagt 
ein Bescheid des preussischen Handelsministers, der, wie No. 16 
der Apothekerzeitung mitteilt, Anfang Februar 1903 auf eine Anr 
frage der Breslauer Handelskammer erfolgte: »Der Vertrieb von 
Süssstoff kann den jetzigen Wiederverkäufern von dem gedachten 
Zeitpunkt ab (i. IV. 1903) nur unter den Voraussctzuni^^en des 
§ 4 gestattet weiden. Nach 8 des Siissstoffgesetzes machen 
sich Wiedel Verkäufer, denen diese Genehniii^un^ niclit erteilt ist, 
strafbar, wenn sie von ihrem vor dem hikraltirclcn des Gesetzes 
in zulässiger Weise ange«?chat1ten Vorrat nach dem i. TV. dieses 
Jahres eine Menge von mehr als 50 g im Besitze behalten. Den- 
jenigen WieJervcikäufern . denen es nicht gelingt, ihren \'(Hrat 
von Süssstofr im Klcinverkaul rechtzeitig abzusetzen, wird daher 
nur anheimgestellt werden können, die gegenüber der Bestimmung 
im § 8 überschüssige jMenge frühzdtig an Apotheker oder an 
andere der im § 4 bezeichneten Personen zu veräussern, um der 
Notwendigkeit zu entgehen, die Stoffe beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Vermeidung von Bestrafungen zu vernichten«. 

Eventuell empfahl die ministerielle Berliner Korrespendenz 
vom 27. II. 1903 den überschüssigen Süssstoff auf ein unter amt- 
lidiem Verschluss stehendes Lager zu schaffen und ihn von dort 
aus allmählich nach dem Auslande auszuführen. Ein Erlass des 
Reichsschat/amtes vom 17. III. 1903 gibt das gleiche Mittel an. 

Was endlich den Besitz der Apotheken an Süssstoff, der vor 
Inkrafttreten des Gesetzes bezogen wurde, betrifft, so wandte sich 
der Vorsitzende des deutschen Apothekervereins März 1903 dicser- 
halb an das preussische Finanzministerium. Das Ergebnis der 
Anfrage teilt No. 25 der Apothekerzeitun;^ mit fdli^endcn Worten 
mit: ^Nach der daraufhin erteilten Auskunft darl als sicher test- 
gestellt werden, dass der Apotheker von der Hestimmung im ^ 8 
des Süssstoftgcsetzes niclu betrulicn wird, sofern er: i) nachdem 
April dieses Jahres Handel mit Süssstoff treiben will und sich 
demgemäs.s in den Besitz eines Bezugsscheines gestützt, r»der diesen 
doch beantragt liat , 2} Vorräte an Süssstoff nicht aul Spekulation, 
sondern nach dem mutmasslichen nächsten Bedarf niedergelegt 
hat; 3) die am Morgen des i. April vorhandenen Bestände an 
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Süssstoff genau feststellt, biichmässig festlegt und so der Steuer- 
behörde eine Kontrolle erniögiicht.« 

Alle diese Rntschläj^^e, sowohl der Bescheid des Tlandelsmi- 
nisters auf die Anfra;:^^' der Breslauer Handelskammer, die Aus- 
führuni^en der Berliner Korre^^pondenz, der Krla.ss des Reichs- 
schatzamtes, wie die Besciieidung des Vorsitzenden des deutschen 
Apothekervereins sind durchaus zweckmässig- und cntsi)recheii den 
allgemeinen Absichten, die mit dem Süs.sstoffgcsctz verfolgt wer- 
den sollten, aber sie bewirken nach dem Wortlaut des Gesetzes 
und speziell des § 8 II. keine Straflosigkeit. Wer nach dem 
I. IV. 1903 im Besitz von mehr als 50 g Süssstoff ist und diesen 
vor fokrafttreten des Gesetzes bezogen hat, ist — das ist not« 
wendig aus § 8 herauszulesen — strafbar. Die Ursache dieses 
Uebelstandes ist der Mangel einer Uebeigai^bestimmung. Sie 
wäre nach einem der oben wiedergegebenen Ratschläge, zu for- 
mulieren gewesen Es liegt nahe, den Grund des Fehlens einer 
Uebergangsbestimmung in dem Umstände zu suchen, dass zwi- 
schen der Verkündigung des Gesetzes (7. VII. 1902) und seinem 
Inkrafttreten (i. IV, 1903) ein Zeitraum von fast 9 Monaten lag, und 
in der Meinung des Gesetzgebers, dass in dieser Zeit alle im Besitz von 
Süssstoff Befindlichen diesen ins Ausland aus- oder dem Verbrauche 
zuführen könnten. Hiermit lässt sich alter der Inhalt des § 12 
nicht vereinbaren, der lautet: »Der Reichskanzler ist befutTt von 
dem i age der Publikation dieses Gesetzes ab , den einzelnen 
Fabriken den von ihnen herzustellenden I löchstbetreii; von Siiss- 
stoff vorzuschreii)en«. Es wurde also angenommen, dass bis zum 
I. IV. 1903 Süssstoff produziert und in den Verkehr gebracht 
werde, und sonach musste solcher auch am I. IV. 1903 im Be- 
sitz von Personen irgendwelcher Art sein. 



i) Man findet eine Uebergangsbestimmung, vrie sie fast wörtlich in da« deatsche 
Süssstoffgeseta bitte anfgenommen werden kCnnen, in dem belgischen Gesetx von 

1897, (las die Süssstoffe dem absoluten Rezepturzwang unterwarf. Dort heisst es : 
Art. XIIT. ^ I. Wer am Tage <ltr VLi^ fTcntlichung dieses Gesetzes Sacharin oder 
einen verwandten Stoff besitzt, ist vcrptliclitct, unter Bezeichnung der Art und Menge 
desselben, innerhalb 8 Tage, von diesem Tage an gerechnet, dem Steuerenmehmet 
seines Beiirkes darüber eine Ddelaratlon zn übergeben. § a. Die Regiermig kann 
den Besitzern , welche sich den Bestimmungen des vorhergehenden § unterworfen 
haben, die Erlaubnis erteilen, die deklarierten Krzengnisse auszuführen oder an die 
Apotheker des Landes abzugeben uud zwar innerhalb der Fristen und unter den 
Bedingungen, welche die Regienng infolge des Antrags eines jeden Interessenten 
festsetzen wird. 
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Dass man den Besitz einer Süssstoffmengc von 50 g straffrei 
liess, scheint angesichts der hohen Süsskraft des Süssstoffs und 
der übrigen scharfen Bestimmungen des Gesetzes etwas hoch ge- 
griffen, aber es muss berücksichtigt werden, dass die Feststeilung 
des Vorhandenseins sclion dieser Mcnci^e regelmässig auf grosse 
Schwierigkeiten stossen muss, oft sogar wesentlich grössere Men- 
gen nur mit grösster Mühe als vorhanden nachzuweisen sein 
werden. 

§ 8, Die Ueberwachung der Durchführung der 
Vorschriften des S ü sss toff ges etzes. 

Die Ueberwachung der Durchführung der Vorschriften des 
Sflssstoffgesetzes ist im § i A. — B. geregelt. IHeselbe ist nach 
ihm drei Kategorieen von Behörden und Beamten übertragen; 
diese sind: 

1) Die Behörden und Beamten, denen die Verwaltung der 
Zölle und indirekten Steuern obliegt. Dass sie stets oder in den 
meisten Fällen in der Lage sein werden, Zuwiderhandlungen auf 
die Spur zu kommen, muss, da sie der Hauptsache nach für we- 
sentlich andere Zwecke da und geschult sind, Zweifeln begegnen, 
doch lag die Ueberweisung dieser Aufgabe an sie insofern nahe, 
als sie für die Verwaltung der Zuckersteuer zuständig sind, zu 
deren Schutz das Sössstoffgesetz mitbestimmt ist. 

2) Die Behörden und Beamten der Lebensmittelpolizei sind 
verpflichtet, bei der allgemeinen Ueberwachung des Verkehrs mit 
Kahrungs- und Genussmitteln darüber zu wachen , dass eine un- 
zulässige Verwendimg von Süssstoff nicht stattfintlet. Diese Be- 
hörden imd Beamten wären eigentlich die i^ei^ebenen l'aktoren 
gewesen, iini die Durcliliihrung des SüssstotT^^esetzes in die Hand 
zu nelimen, aber ilire Organisation lässt noch viel zu wünschen 
übrig. 

Abgesehen von den vercin/rU in deutschen Bundesstaaten 
und Städten bestehenden Nahrung.smittelämtcrn, die zumeist eine 
erspriessiiche Tätigkeit entwickeln, ist hier auch das Reichsgesund- 
heitsamt zu nennen; dasselbe gibt seit einigen Jahren »Verein- 
barungen zur einheitlichen Untersuchung und Beurteilung von 
Nahrungs- und Genussmitteln sowie Gebrauchsgegenständen für 
das deutsche Reich« heraus, in deren 2. Heft (1899) auch ange- 
geben ist, wie »künstliche Sussstoffe« in Nahrungs- und Genuss- 
mitteln leicht nachweisbar sind. 
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Im Interesse der Förderung der SüssstoffkontroUe hätte es 
auch gelegen, wenn der § 17 des Nahrungsmittelgesetzes in das 
SüssstofTgesetz Aufnahme gefunden hätte, nach dem die wegen 
Zuwiderhandlung g^en dieses Gesetz auferlegten Geldstrafen etwa 
am Ort der Tat bestehenden öffentlichen Anstalten zur techni- 
schen Untersuchung von Nahrunj,rs- und Genussmitteln zufallen. 
Das Süssstoffgesetz vom 6. Vll. 1898 hatte diesen § 17 laut 4^ 4 
aufgenommen; ebenso die Gcsetzesvorlage der Regiemnc: vom 
16. IV. 1901. (Obgleich das Süssstoftgesetz den § 17 nicht auf- 
genommen hat, könnte se^ine Vor-^chrift trciwini;; befolgt werden. 

3) nie Reichsbevollmächti;_;ten tür Zölle und indirekte Steuern 
und die StationskontrolUnire hal)en in Bezug auf die Ausführung 
des Süssstoflgcsetzes vlieselben Rechte und Pflichten, welche ihnen 
bezüglich der Verwaltung der Zölle und Verbrauchssleuern bei- 
gelegt sind. Die Rcichsbevollmächtigten sind bekanntlich den 
Steuer- und Zolldircktivbehörden und die Stationskontrolleure den 
Unterbehörden beigeordnete Reichskontrollorgane. Beider we- 
sentlichstes Recht besteht darin, dass sie jederzeit Einsicht in 
den ganzen Geschäftsgang der Behörde, der sie beigegeben sind, 
nehmen dürfen; letztere soll nach Zollvereinsvertrag § 20 »unbe- 
schränkte Offenheit« gc^en sie beobachten. Beider Pflicht be- 
steht der Hauptsache nach darin, dass sie Mängel, die sie in der 
Verwaltung einer der bezüglichen Behörden wahrnehmen, ^lem 
Kaiser resp. dem Bundesrate zur Abstellung melden. 

4) Endlich ist der Reichskanzler ermächtigt, im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesregierungen auch andere Behörden und 
Beamten zur Durchführung des Gesetzes heranzuziehen. Von dieser 
Ermächtigung hat der Reichskanzler bis jetzt noch keinen Ge- 
brauch gemacht; es ist auch nicht abzusehen, welche Behörden 
und Beamten gegenwärtig hierfür in Betracht kämen. 

§ 9. Entschädigung der durch das Gesetz be- 
nachteiligten Personen. 

Die 2 und 3 des Gesetzes in Vctiiindiin^ mit § 2 der 
Ausfühnin-slnstiniinungen nahmen fünf Gewerbetreibenden im 
Bereiche des Deutschen Reiches das Recht, eine Produktion weiter- 
zuführen, aus der sie lange Jahre grosse ( lewiiine gezogen liatten. 
Ohne P>age ist der Staat zu einend .sulchcn \'orgehen berechtigt, 
wenn höhere Interessen es fordern, und dies war der Fall gegen- 
über d&n Süssstoff. Hat nun der Staat gegenüber diesen ge- 
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opferten Interessen Pflichten ; ist er ihnen gegenüber zu Entschä- 
digung verpflichtet? Vom rein juristischen Standpunkte aus be- 
trachtet, ist der Staat in solchem Falle zu nichts verpflichtet, vom 
wirtschaftlichen und moralischen Standpunkt aus ist dagegen zu 
fordern, dass der Staat hier Entschädigung für die aufgehobenen 
Rechte eintreten lässt. Auf diesen Standpunkt stellte sich auch 
das deutsche SüsRStoffrTcsctz, indem es die Rntschädig-unc^ q-ewisser 
durch das Gesetz benaehteili^^ten Personen dem Staat zur Ptiicht 
machte und diesen ein Anrecht auf eine solche Entschädigung gab. 

I. Bntacibldigung der Fabriken, welche die HereteUtiii;^ von Sttnatoff einatellen 

mÜBsen. 

Gemäss § lo des Gesetzes war die Entschädigung eines Süss- 
stofiTabrikanten von zwei Bedingungen abhängig gemacht: i) Es 
musste die Fabrik oder der der Süssstoffproduktion dienende Teil 
derselben bereits vor dem i. I. 1901 betrieben worden sein; 2) 
die Süssstoffproduktion musste auch innerhalb der Zeit vom i. IV. 
1901 bis I. IV. 1902 fortgesetzt worden sein. Letztere Bestim- 
mung Irainnte der Antrag v. Arenberg nicht; die XX. Kommission 
fügte sie ein» da eine Fabrik ihre Süssstoffproduktion seit Anfang 
190 1 eingestellt hatte. Dennoch wurde auch diese Fabrik tat- 
sächlich entschädigt. Die Höhe der Entschädigung bestimmt sich 
nach dem Gesetz folgendermassen : Es wird der Jahresgewinn, der 
aus Herstellung und Absatz des Süssstoffes den einzelnen Fabri- 
kanten zufloss , nach dem Durchschnitt der Betriebsjahre 1898/9, 
1899/ 1900, 1900/01 unter Annahme der Gewinnhöhe von 4 Mk, 
für jedes kg des innerhalb dieser Zeit hergestellten chemisch 
reinen Süssstoffs ermittelt. Das 6fachp dieses Gewinnes beträgt 
die Entschädigung, welche der Bundesrat unter Ausschluss des 
Rechtsweges teststellt. 

Laut Bundci,ratsbcschlu.ss vom 5. III. 1903 wurden demgemäss 
als Entschädij^imgcn fcst£^esetzt für : 

1) die Fabrik von J. D. Riedel, Immüh . . 4 344 Mk., 

2) die Fabrik von Heyden in Radebeul bei 

Dresden i 884 840 Mk., 

3) die Farbenfabriken, vormals Friedrich 

Bayer u. Co. in Elberfeld 248 088 Mk., 

4) die Farbenwerke, vormals Meister, Lu> 

eins und Brüning in Höchst am Main 421 128 Mk., 

5) die Stassfurter chembche Fabrik, vormals 
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Vorster und GrQnebei^, Stassfurt . . 138288 Mk., 

6) die Saccharinfabrik, vormals Fahlberg, List 

u. Co. in Salbke- Westerhüsen a/Elbc . . i 254072 Mk. 

Nach Antrag v. Arenberg sollten die Entschädigungssummen 
in 1 2 halbjährlichen Raten, die erste 6 Monate nach Inkrafttreten 
des Gesetzes, gezahlt werden. Ein Grund, das Entschädii^ungs- 
geschäft über 6 Jahre hinzuziehen, lag jedoch nicht vor, und so 
wurde ein Antrag Camp^ X^x . PaascJie , Graf v. Carmer , Mulier 
angenommen, der den Absätzen I. — III. des § 1 1 die jetzige Form 
gab , gemäss der die Entschädigim^ssurnnicn alsbald in ihrem 
ganzen Betrage fällig waren ; sie gelangten noch vor Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Auszahlung. 

Gegen die Bemessung der J^nUchädigung, wie sie 1 1 regelt, 
sind bei der 2. Beratung des Gesetzentwurfes am 11. VI. 1902 
mehrere Einwendungen gemacht worden. Der Abgeordnete Go" 
thein (Antrag No. 686) wollte statt des >6fachen des jährlichen 
Reingewinnes« das 8fache gewähren und machte hierfür nament- 
lich geltend, dass die Privatposten als Entschädigimg für ihre 
Aufhebung gemäss Gesetz vom 20. XII. 1899 das Zehnfache des 
jährlichen Reii^ewinnes erhalten hatten, trotsdem sie wenig in- 
vestiertes Kapital gehabt hätten. Man könnte beifügen« dass da- 
neben die Angestellten der Privatposten aus Staatsmitteln ent- 
schädigt wurden, während, wie gleich dargel^ werden wird, die 
infolge des Süssstofifgesetzes zu entlassenden Angestellten von den 
Arbeitgebern entschädigt werden mussten, Demc:cgenüber ist aber 
darauf hinzuweisen, dass für die Inhaber von Privatposten dieses 
Unternehmen meist die einzige Erwerbsquelle, oder doch die 
Haupterwerbsquelle bildete, während die fünf entschädigten Süss- 
stoffproduzenten Süssstotf nur im Neln nlictricbc herstellten und 
die hierbei ^el\vendeten Prnduktionsmitti 1 der Hauptsache nach 
leicht zu anderen Zwecken brauchen konnten. 

Mit mehr Berechtigung wandte sich derselbe Abgeordnete 
gegen die Annahme einer Gewinnhöhe von 4 Mk. pro kg che- 
misch reinen Süssstoftes ; die Entschädigung i)ro kg te^t/iisetzcn, 
sagte Abgeordneter Gotlicin ^ gehe nicht an, da die Produktions- 
kosten in den verschiedenen k'abriken sehr verschieden seien. Die 
Annahme eines solchen einheitUchcn Satzes ist in der Tat will- 
kürlich. Dr. Fahlberg sagt a. a. O. S. 35 : »Nach den Geschäfts- 
büchern der Saccharinfabrik beträgt dieser Durchschnittsgewinn 
pro kg raffiniertes Saccharin und innerhalb der festgesetzten Zeit 
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ganz bedeutend mehr«. 

Für die Frage, ob eine bessere und namentlich die Produktions- 
bedingungen der einzelnen m entschädigenden Fabriken berücksich- 
tigende R^;elung der Entschädigung möglich gewesen wäre, ist die 
Entstehungsgeschichte des § 1 1 lehrreich. § 1 1 des Antrages T'. AreM" 
der^ szgte: »Die Entschädic^Ting soll das öfache dos jährlichen Reinge- 
winnes , den die Fabrik nachweislich im l_)iirchschnitt der letrten bei- 
den Geschäftsjahre vordem I. 1. 1902 erzielt hat, nicht übersteigen« , 

Hiernach sollte also der auf Cjrund der Cjcschäftsbüchcr nach- 
gewiesene Gewinn der Berechnung der Entschädigung zu Grunde 
gelegt werden. \n einem Geschäftsbetrieb aber, in dem die Süss- 
stülYproduklion nur einen Teil der Gesamtproduktion ausmachte, 
konnte der bei der Süasstoffhcrstelluag gemachte Gewinn nicht 
leicht genau festgestellt werden. Dem wollte der Antrag Gamp 
and Genossen, der den drei ersten Absätzen des § 1 1 ihre jetzige 
Form gab, Rechnung tragen. Betreffs des 2. Absatzes inuss man 
diese Aenderung als Verschlechterung empfinden. Vielleicht hätte 
eine Verbindung der beiden bezüglichen Stellen im Antrag v. Aren- 
berg und im jetzigen Gesetz ^ne angemessenere Art der Ent« 
Schädigungsberechnung herbeigeführt; und zwar eine Verbindung 
derart, dass man im Antrag v* Arenberg hinter den oben ange- 
führten Worten etwa folgende Worte einschob: »Ist ein solcher 
Nachweis aus den Geschäftsbüchern nicht zu führen, so wird als 
Gewinnhöhe für jedes kg des innerhalb dieser Zeit hergestellten 
chemisch-reinen Süssstoffes der Betrag von 4 Mk. angenommen«. 

II. Entschädigung des zur ferneren Süssstofifherstellung ermächtigten Gewerbe- 
treibenden» 

Bei der Entsciiäditjung der zur ferneren Herstellung von Süss- 
stoff emiächti;4ten Saccharintabrik zu Salbke-Westerhiisen dafür, dass 
ihrer Süssstoffherstellung für alle Zukunft, wenigstens für den inUmds- 
gebrauch, i:nge Grenzen durch das Gesetz gezogen wurden, nuisste 
berücksichtigt werden, dass der Gründer und Leiter dieser Fabrik, 
Dr. C. Fahlbcrg^ der Erfinder des Süssstoffs ist und dass diese Fa- 
brik sich, wenigstens bis zum 26. III. 1902 (an diesem Tage begann 
die Fabrik nach RkeinbolcU a. a. O. S. 1 10 die Herstellung anderer 
Artikel), lediglich mit der Herstellung von Süssstoif beschäftigt hatte. 

Diese beiden Tatsachen führten zunächst dazu, dass dieser 
Fabrik das Monopol zu Herstellung und Absatz von Süssstoff 
gegeben wurde; sie wirkten aber auch dahin, dass sie bezüglich 
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der Entschädigung vor den übrigen bevorzugt wurde. 

Nach § 1 1 III. erhält der gemäss § 3 zur Herstellung von Süss- 
stoff für eigne Rechnung ermächtigte Inhaber einer Süssstofffabrik 
eine entsprechend verminderte Entschädigung, die nach den oben 
erwähnten Grundsätzen berechnet wird. Wird die Ennächtigung 
widerrufen, so ist die Entschadiu;inii; ent-sj)rechend nachzuvergüten. 

Aus dem Wortlaut L;elU /cunäclist klar hervor, dass hier dem 
Bundesrat sprosse diskretionäre Gewalt gegelji-n ist im Gei^ensatze 
zu der bezüglichen Stelle im Antrage z: Arenöerg, in dessen § 1 1 
Absatz II. es heisst: »Der Hundesrat ist befugt (also keine Pfliclil!), 
eine einmalige Abfindung gewähren, welche jedoch den 3. Teil 
der auf Grund des Absatzes I. zu leistenden Entschädigung (siehe 
oben!) nicht überschreiten darf<. Im § 1 1 des Antvnges v. Aren- 
berg war aber mit keinem Worte der Möglichkeit gedacht, dass 
gemäss § 3 der Bundesrat die Em^chtigung jedersdt widerrufen, 
und dass femer der betreffende Gewerbetreibende auf sein Recht, 
Süssstoff herstellen zu dürfen, verzichten konnte. Ersterer Mög- 
lichkeit wird § II III. des Gesetzes gerecht, indem er für diesen 
Fall »entsprechende« Nachvergütimg vorsieht, die zweite Mög- 
lichkeit berücksichtigt dagegen § 11 nicht 

Wie sich die Lage gestalten würde, wenn dieser Fall einträte, 
und was unter entsprechender Verminderung der Entschädigung 
und entsprechender Nachvergütung im § II HI zu verstdien ist, 
geht aus den einschlagenden Bundesratsbeschiüssen hervor. Zu- 
gleich mit den übrigen Entschädigungen setzte der Bundesrat am 
5. III. 1903 die etwaige Gesamtentschädigung für die Saccharin- 
fabrik, Aktiengesellschaft, vormals Fahlberg, List u. Co. in Salbke- 
Westerhüsen an der Elbe bei Magdeburg auf l 254072 Mk. fest. 
Da diese l-abrik nun die Ermächti-img zur 1 lerstellung von Süss- 
stoff auf eigene Rechnung erhalten hat, erhalt sie nach 1 1 III eine 
entsprechend verminderte Entschädigung. Die Bemessung dieser 
und ihre Zahlungsbedingungen wurden dem Reichskanzler über- 
wiesen mit dem Vorbehalte, dass die Gesamtsumme der Entschä- 
digung der h'abrik 400 üoo Mk. nicht überschreiten darf. Hierzu 
bemerkt Dr. Faklberg a. a. Ü, S. 34 : »Die Bemessung und i\us- 
zahlung dieser Entschädigung hängt davon ab, ob und in welchem 
Masse die Westerhüsener Fabrik in ihrem Süssstoffabsatz unter 
der Herrschaft des Süssstoffgesetzes gegenüber ihrem früheren 
Absätze eine Etnbusse erleidet. Sie kann aber auch jederzeit 
zurücktreten und die auf sie entfallende volle Entschädigungs- 
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summe beanspruchen«. Der Wortlaut des letzten Satzes scheint 
auf spezielle Abmachungen zwischen der Saccharinfabrik und dem 
Reichskanzler hinzudeuten, da das Gesetz für den Fall, dass der 
ermächtigte Süssstoffproduzent sich des Rechtes, Süssstoflf her- 
stellen zu dürfen, begibt, eine volle Entschädigung nicht kennt und 
demnach also der Höchstbetrag der Entschädigung 400000 Mk. wäre. 

Dr. FaJdhcrg hält in seiner das ganze gesetzliche Vorgehen 
gegen die Siissstotfe verdammenden Schrift die Art der Berech- 
nung der Entschädigung für vollkommen unzureichend. >Jeden- 
falls halte ich, so sagt er, a. a. O. S. 35, in der Entschädij^nn^slVagc 
eine gründlichere l'rüfung der ganzen Angelegenhoit, als sie liishcr 
seitens des Reiches stattgefunden hat, für besonders wünschenswert«. 

III. Sntadildiguiig d«r infolge des Gesetses entlMMnen Beamten und Aibeiter. 

Der Inhalt des Gesetzes musste es mit sich bringen, dass 
von den SussstofiYabrikenf die Ihre Sfissstoffproduktion einstellen 
mussten, Angestellte: Beamte und Arbeiter, die ihre Stellung der 
Tatsache verdankten, dass ihre Fabrik Sössstoff herstellte, ent- 
lassen wurden. Nachdem das Gesetz eine Entschädigung der 
Fabriken vorgesehen hatte, war vom Standpunkt der Gerechtig- 
keit auch eine Entschädigung der Angestellten, die das Gesetz 
ihre Beschäftigung verlieren liess, zu fordern. § 11 IV gab diesen 
Angestellten ein solches Anrecht auf Entschädigung. »Die In- 
haber der Fabriken, so sagt § II IV, sind verpflichtet, von der 
ihnen ge\ ähitci F.ntschädigung ihren Beamten und Arbeitern, 
die infolge des Verbots aus ihrer Beschäftigung entlassen werden, 
eine Entschädigung zu gewähren, die bei Arbeitern dem von 
ihnen in den letzten 3 Monaten vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bezogenen durchschnittlichen Arlieitsverdienstebci Beamten dem von 
ihnen in den letzten 6 Monaten vor Inkrafttrc^ten dieses (lesetzes bezo- 
genen Gehali ent"-"iiricht. Streitii^'keiten zwischen den Inhabern der I-"a- 
briken einer-scils und den Beamten oder .Xrlx'iiern andererseits wer- 
den von der für LohnstreitiL^keiten zu-stänUigen Instanz entschieden*. 

Hiernach sind es also zunächst die Fabriken, welche diese 
Entschädigungen auszuzahlen haben, und zwar die in den ersten 
3 Absätzen des i; 1 1 erwähnten Fabnknihaber, also auch der der 
konzessionierten Saccharinfabrik. 

Das Gesetz, betr. einige Aenderungen von Bestimmungen 
über das Fostwesen vom 20. XII. 1 899, welches die Frivatposten 
authob, sah ebenfalls eine Entschädigung der Inhaber dieser Unter- 



Digitized by Google 



— 8i — 



nehmungen und ihrer Iknlii nstcten vor, die Entschädigung beider 
Teile sollte aber staatlichcrseits erfolgen. Dieses Verfahren wäre 
auch, natürlich mit entsprechender Verminderung de r iMitschädi- 
gungen der FabnLmhabcr, für die Opfer des Süssstortgesctzes 
zweckentsprechender gewesen, und die entlassenen Arbeiter hätten 
gerechter entschädigt werden können. Nach dem Gesetz musste 
ein Arbeiter, der vielleicht nur ^/^ Jahr bei der Süssstoffproduktion 
tätig war, bei seiner Entlassung auf Grund des Süssstoifgesetzes 
ebensoviel als Entschädigung erhalten wie ein Arbeiter, der etwa 
lo Jahre bei einer solchen Firma beschäftigt war und dadurch 
seinen Teil, wenngleich auch nur einen geringen, zum Aufschwung 
dieses Fabrikationszweiges beigetragen hatte. Beide Arbeiter 
haben den in den letzten 3 Monaten bezogenen durchschnittlichen 
Arbeitsverdienst als Entschädigung zu erhalten. Aehnlich steht 
es auch bei den Beamten. Im Gegensat -1 lir i\ Bestimmungen 
stehen die bezüglichen Anordnungen in dein < i etz vom 20. XII. 
1899. Nach ihm (Artikel IV H) erhalten »die Bediensteten, die 
infolge der Eingehung oder der Beschränkung des Betriebs der 
Anstalten aus der Beschäftigung austreten oder entlassen werden 
und mindestens 3 Monate lanc^, vom Ta^e der V'erkündi<;ung 
dieses Gesetzes rückwärts gereclinet, im Dienste der Anstalten 
gestanden sowie ihren Erwerb ausschliesslich oder überwiegend 
aus dieser Beschäftigung gezogen und vor dem Tage der Ver- 
kündigung dieses das 18. Lebensjahr vollendet haben«, Entschä- 
digungen, die sich nach der Jieschätügungsdauer in dem Unter- 
nehmen abstufen. So erhält z. B., wer 4 — 5 Jahre beschäftigt war, 
wer 9 — 10 Jahre beschäftigt war, ^^/w u. s. w. des innerhalb 
der letzten I2 Monate bezogenen Gehalts oder Arbeitsverdienstes. 

Was den beschäftigungslos gewordenen Angestellten der Pri« 
vatpostunternehmungen gegenüber recht war, das war für die An* 
gestellten der SüssstoflTabriken billig. 

Auch die Fassung des 4. Absatzes des § 11 des Gesetzes 
lässt zu wünschen übrig. Namentlich tritt dies da hervor, wo be- 
stimmt ist, dass die zu gewährende Entschädigung bei Arbeitern 
dem von ihnen in den letzten 3 Monaten vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes« bezogenen durchschnittlichen Arbeitsverdienste 
bei Beamten dem von ihnen in den letzten 6 Monaten ^vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes« bezogenen Gehalt entspricht. ICs ist also hier 
vorausgesetzt, dass die Süssstofffabriken, die nach dem i. IV. 1903 
keinen Süssstoff mehr hersteilen dürften, diese Produktion bis zu 

0 1 e p, SüssstoIfgeseUgebuDff. 6 
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diesem Tage fortgeführt hätten. Nach den Bestimmungen über Be- 
sitz von Süssstoff nach dem 1. IV. 1903 war dies aber durchaus un- 
wahrscheinlich, und tatsächlich stellten denn auch alle 5 Fabriken 
kiir;^ nach der \'crkün(lic;ung des Gesetzes ihren Betrieb, soweit er sich 
auf die Süssstoff hcrstellung bezoc^, ein. lltwas ähnliches hatte der 
Reichstag auch erwartet und hatte durch Einschiebung des § 12 ^) 
l-' iu SOI ge getrofifen, dass im entgegengesetzten I^'allc der Süssstoffpro- 
duklion gewisse Schranken bis zum i. IV. 1903 auferlegt werden konn- 
ten. Im s; 1 1 iVbs. hätte es also logischer heissen müssen, dass die 
Entschädigung der Arbeiter und Beamten sicli berechne nach den 
letzten 3 resp. 6 Monaten, die sie im Dienste der betrelfcnden Unter- 
nehmungen gestanden hätten. Geschadet hat dieser Mangel der Fas- 
sung des § 1 1 IV allerdings nicht, da die Fabriken, die ihre Süss- 
stoifproduktion vor Inkrafttreten des Gesetzes einstellten, die in- 
folgedessen endassenen Arbeiter anstandslos entschädigten. 

Femer muss gefragt werden, was »der in den letzten 3 Mo- 
naten bezogene durchschnittliche Arbeitsverdienst« ist Ist der 
Betrag gemeint, den der Arbeiter in den letzten 3 Monaten be- 
zogen hat, oder soll dieser Betrag durch die Zahl der wirklichen 
Arbeitstage des Arbeiters dividiert und mit der der möglichen 
Arbeitstage multipliziert werden, oder soll der Berechnung der 
Durchschnittslohn der sämtlichen entlassenen Arbeiter oder der 
sämtlichen Arbeiter der Fabrik zugrunde gelegt werden.!* 

Als Schiedsgericht zur Schlichtung von Streitigkeiten über 
Entschädigungen gemäss § 11 TV ist die für Lohnstreitigkeiten 
zuständige Instanz« bezeichnet. Dies wäre also das Gewcrbege- 
richt da, wo ein solches besteht, andernfalls das zuständige Amts- 
gericht. Auch die Fassung dieser im letzten Absatz des i; i i ent- 
haltenen l^estimmung lässt zu wünschen übrig, da die nach ihr 
zu entscheidenden Streitigkeiten« doch nur als solche gedacht 
waren, die infolge der Bestimmung des ij 11 IV entstanden seien 
und demnach ein beschränkender Zusatz, wie etwa : »Streitigkeiten 
zwischen den Fabriken und den Beamten oder Arbeitern über die zu 
gewährende Entschädigung« etc. hätte eingefügtwerden müssen. Ein 
solcher Zusatz war zwar in einem Antrage Ledebour (Nr. 670) ge- 
wünscht, wurde jedoch, da dies selbstverständlich sei, abgelehnt 

Dennoch stellt § 11 V im wesentlichen eine Verbesserung 

1) »Der Reichskanzler ist befugt, von dem Tage der Verkündigung dieses Ge- 
setzes ab, den emselnen Fabriken den von ihnen henastellenden Höchstbetrag von 
Süssstoff vonuscbreiben.« 
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dar gegenüber der bczüc^liclum Stelle im Komniissionsbeschluss, 
welche lautete: »Sollte im i jnzelfalle sich eine Meinungsverschie- 
denheit zwi.schcn dem Unternehmer einerseits und dem Beamten 
oder Arbeiter andererseits darüber ergeben, ob die Entlassung 
als eine Folge dieses Gesetzes anzusehen ist, so steht der für 
Lohnstreitigkeitien zuständigen Instanz die Entscheidung zu«. Das 
Gewerbegericht hätte abo hiemach nur zu entscheiden gehabt, 
ob die betreffende Entlassung als eine Folge des Süssstoffge- 
setzes anzusehen sei und ob demnach der betreffende Arbeiter 
ein Anrecht auf Entschädigung habe oder nicht, und dann wäre 
die Entscheidung einer Streitigkeit betreffs Höhe der Entschädi- 
gung etc. an das zuständige bürgerliche Gericht übergegangen. 
Nach der Gesetzesbestimmung hatte und hat dagegen gegebenen 
Falles das Gewerbegericht die ganze Entscheidung in der Hand. 

Wie die Dinge sich gemäss § 1 1 Absatz IV und V tatsäch^ 
lieb gestaltet haben, ist nicht genauer bekannt geworden. 

Eins aber muss hier noch betont werden, was sowohl Rhein- 
boldt a. u. O. wie auch StcnQ;lein a. a. O, vollständi;^'^ übersehen zu 
haben scheint: Die Kntschä(li;^imgen von Arbeitern und Beamten 
gemäss § i t IV sind noch ke ineswegs abgeschlossen uni.1 l)ccntlet, 
da nach dem Wortlaut des i t auch die konzessionierte Saccha- 
rinfaln ik gegenüber den Beamten und Arbt itern, die sie vielleicht 
bei etwaiger Aufgabe der Süssstoffproduktioii oder bei Einschrän- 
kung derselben entlässt, entschäcligungspflichtii]^ ist. Dies ist auch 
zu beliaupten iür Entlassungen infolge Aulgabe der Süssstoffpro- 
duktion nach 6 Jahren, obgleich dann die Eabrik einen Anspruch 
auf Auszahlung des Restes der Entschädigungssumme nicht mehr 
hat. Die Saccharinfabrik hat doch einen Teil der auf sie entfal- 
lenden Entschädigungssumme erhalten, und für den nicht erhal- 
tenen Rest ist sie durch die Erlaubnb, Süssstoff produzieren zu 
dürfen, und den hierbei gemachten Gewinn entschädigt 

Es konnte hiergegen eingewandt werden, dass diese Ange- 
stellten doch nicht infolge eines »Verbots« aus ihrer Beschäftigung 
entlassen werden. Aus diesem Einwand ginge jedoch nur hervor, 
dass dieser Ausdruck im § ii IV ebenfalls inkorrekt ist und 
besser etwa durch nfolge des Gesetzes« ersetzt worden wäre. 
Der Billigkeit entspricht nur die angegebene Auslegung und für 
sie lässt sich auch anführen, dass man das Gesetz füglich auch als 
'Verbot« bezeichnen kann. 

6* 
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IV. Anregungen aus der Mitte ; Retrh^ tars. weitere Personenkategorieen 

zu cnti.chiidigen. 

Nachdem das Süssstoffgcsctz sich einmal auf den Standpunkt 
(bestellt hatte, dass diejenigen, die infolge des Gesetzes Schaden 
erlitten, entschädigt werden müssten, taucht die Fra^fe auf, ob 
mit den nach dem Gesetz lintschüdigunj^slu-rcchtigten die Zahl 
derjenigen Personen ersc]i()V)ft ist, welchen infolge des Gesetzes 
direkter Schaden er\vucii>. Zwei Abänderungsanträge, die in 2. Le- 
sung eingebracht wurden, verneinten diese Frage und wollten noch 
gewissen andern Personen Anspruch auf Entschädigung geben. 
Ein Antrag Dr. MÜUer (No. 668) verlangte, dass, wie die Süss- 
stofffabriken, so auch die Süssstofftablettenfabriken entschädigt 
werden sollten und dass auch die Bestimmung des jetzigen § ii 
Abs. in für sie gelten sollte. Diesem Antrage liegt die Tatsache 
zu Grunde, dass die meisten der SüssstoüTabriken den Süssstoff 
anderswo in Tabletten formen liessen. Hierdurch hatte ein Ber* 
liner Tablettenfabrikant nach Angabe des Dr. Müller 1900 : 10086,95 
Mark und 1901: 12859 Mk. Reingewinn. 

G^en den Antrag des Dr. Müller spricht allerdings schein- 
bar, dass diese Fabriken ihre Einrichtungen und Maschinen etc. 
leicht dazu benutzen konnten, andere Dinge in die Form von Ta- 
bletten zu pressen. Mit dieser Einwendung hätte man dann aber 
ja auch die Süssstofffabriken abspeisen können, oder man hätte 
ihnen nur den Schaden vergüten müssen, der ihnen dadurch ent- 
stand, dass sie vielleicht Maschinen, Kinriclituniien etc. zu nichts 
mehr brauchen konnten. Man h.Htte dann aucli eine ILnLschädi- 
gung der Arbeiter und Angesteilten nur dann eintreten lassen 
müssen , wenn diese nicht gleich nach Au.stritt aus der Beschäf- 
tigung einer Süssstofftabiik eine neue gleich gute Stellung gefun- 
den liätten. Dies geschah aber nicht. Vielmehr sollte nach dem 
Gesetz der Schaden ersetzt w^crden, den die Durchführung des 
Gesetzes entstdien Hess, ohne Rücksicht darauf, ob der zu Ent- 
schädigende sich durch Aufnahme einer andern Produktion resp. 
Beschäftigung schadlos zu hahen wusste. Wenn aber einer grossen 
chemischen Fabrik, die den durch die Aufgabe der Süssstoffpro- 
duktion entstehenden Schaden mit Leichtigkeit durch verstärkte 
Inangriffnahme eines andern Fabrikationszweiges wett machen 
konnte, eine Entschädigungssumme im Betrage von z. B. t 884 840 
Mk. zugesprochen wurde, so hätte die Entschädigung der Tablet- 
tenfabrikanten einer Forderung der BUligkeit entsprochen. 
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Allerdings hätte die Bemessung solcher Entschäd^ngen auf 
den nachgewiesenen Reingewinn zurückgehen müssen; und dies 
sah auch der Antrag Dr. Müller vor. 

Auch eine TCntschädigung der von den erwähnten Tablctten- 
fabrikanten infol»^e des Gesetzes zu entlassenden Arbeiter und 
Angestellten musstc verlangt werden; dem trug ebenfalls der An- 
trag Dr. Müller Rechnung. 

Zweckmässig wäre es vielleicht auch gewesen, die staatlich 
konzessionierte Sacchanntabrik zu verpflichten , den von ihr her- 
gestellten SüssstülT durch den Berliner Tablcltenfabrikanten , der 
sich als einziger im grossen gerade mit diesem Gew^erbe beschäf- 
tigte, in Tabletten pressen zu lassen, und demgemäss die Ent- 
schädigung zu vennindem. 

Eine ähnliche, aber erheblich weitergehende Forderung stellt 
der 2. Antrag des Abgeordneten Gotheiu (No. 669) dar. Er ver- 
langt, dass den Inhabern kaufmännischer Geschäfte, welche in 
einem der Jahre 1899 — 1901 nachweislich mindestens den 4. Teil 
ihres Geschäftsgewinnes aus dem Vertrieb künstlicher SüssstofTe 
erzielt haben, eine Entschädigung gewährt werde, die das 3fache 
des jährlichen Reii^ewinnes betragen soll, der nachweislich aus 
diesem Geschäftszweige im Durchschnitt der letzten beiden Ge- 
schäftsjahre vor dem i. I. 1902 erzielt worden ist. Der Antrag'» 
steiler führte in seiner Begründung aus, dass z. B. eine General- 
agentur, die den Vertrieb von Süssstoff für mehrere Provinzen 
ha1)e. hieraus einen Reinertrag von jährlich <5o oco Mk. ziehe und 
betonte, dass namentlich der kleine Kaufmann, dessen Existenz 
schwer sei, entschädigt werden müsse. 

Auch dieser Antra«^ zieht eine Konsequenz daraus, dass ein- 
mal der Weg der Entschädigung beschritten wurde. Wurden die 
Fabriken für das entzogene Recht der Produktion von Süssstoff 
entschädigt, so niussten die Verkäufer für das entzocienc Recht 
des Verkaufs von Süs.Sbtoff entschädigt werden. Fast noch wich- 
tiger wie die rechtliche Seite dieser l'rage war aber ihre politi- 
sche, da gerade Massnahmen, wie Berücksichtigung grosser Inter- 
essen und Nichtbeachtung ähnlicher kleiner, geeignet sind, Unzu- 
friedenheit mit der bestehenden Staatsordnung hervorzurufen. Dazu 
hätte mit einem im Vergleiche zu den oben mitgeteilten Entschä- 
cÜgungssummen kleinem Betrage der Forderung des Antrages 
GotketM Genüge geleistet werden können. 

Die Anträge Müller und Gotkein wurden aber abgelehnt 
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§ lo, Ucl)ergangsbestimmungen. 

Als einzige UebergangsbesUmmtni^ stellt sich die Vorschrift 
des § 12 des Gesetzes dar. Sie verdankt ihren Ursprung einem 
Antrage Gamp (No. 671) bei der 2. Beratung. Nach dieser Vor- 
schrift ist der Reichskanzler befugt, vom Tage der Publikation 
des Gesetzes, also vom 7. VII. 1902, an den einzelnen Fabriken 
den von ihnen lierzustellenden Höclistbctrag von Süssstoff vorzu- 
schreiben. Wie sich leicht erkennen lässt, lag dieser Bestiuiinung 
die Absicht zu Grunde, die Siissstorifabriken zu verhindern, durch 
verstärkte Produktion ihre Abnehmer für längere Zeit mit Süss- 
stofif zu versorgen und so eine Umgehung des Gesetzes seitens 
letzterer zu ermöglichen. Von der ihm erteilten Befugnis hat der 
Reichskanzier keinen Gebrauch gemacht, da alle Süssstofffabriken 
ausser der später staatlich konzessionierten kurz nach Veröffent» 
licfaung des Gesetzes ihre Sussstoffherstellung einstelltea Somit 
wurde § 12 nicht praktisch. Wäre er praktisch geworden, so 
hätte sich sofort seine völlige Unzulänglichkeit, die von den An- 
tragstellern gewollte Absicht zu erfüllen, gezeigt. Wäre nämlich 
den etwa weiter produzierenden Süssstofifabriken der Höchstbe- 
trag des von ihnen herzustellenden SüssstofTs vorgeschrieben wor- 
den, so hätten dieselben doch, ohne gehindert werden zu können, 
solchen aus dem Ausland in jeder beliebigen Menge einführen 
können. § 12 hätte also vernünftigerweise auch dies ausschliess- 
bar machen müssen. 

Wie schon erwähnt, hätten weitere Uebergangsbestimroungen 
über die Frage getroffen werden sollen, was mit dem am Tage 
des Inkrafttretens des Gesetzes noch vorhandenen Mengen Süss- 
stoff geschehen solle. Da sich später ergab, dass diese Mcnjjen 
recht bedevitend waren, beschloss der Reichstac,^ am 14. Mai 1904 
»den Herrn Reichskanzler zu ersuciien, l-'.rniitlehnit^'en darüber zu 
veranlassen, ob P'ällc vorliegen, in welchen Inländer durch die 
Ausfuhrung des Süssstottgesetzes unvcrscliuldet besonders hart 
getroffen werden und, falls solche Fälle festgestellt werden, zu 
erwägen, ob hier eine Erleichterung gewährt werden kann«. 

C. Das ausländische Recht. 
§ 11. U e b e r b 1 i c k. 

Unsere drei grossen Nachbarstaaten, Oesterreich-Ungarn, Russ^ 
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land und Frankreich sind in einer Weise gegen die Süssstoffe 
vorgegangen, die unserem Reciitszustande sehr ähnelt*). 

In Oesterreich-Ungarn schufen 3 Verordnungen vom 20. IV. 
1898 das bezüglich der Süssstoffe geltende Recht, das sich in fol- 
gende Säl/.e zusammenfassen lä.sst: 

1) Vorbehaltlich der im folgenden anzuführenden Ausnahmen 
ist es verboten; aj Süssstoff oder mit Süsü.stoff versetzte Syrupc 
eiuiiuführen, b) Süssstoff bei der gewerbsmässigen Herstellung von 
Lebensmitteln zu verwenden, c) SössstoiT oder süssstoffhaltige 
Lebensmittel feilzuhalten oder zu verkaufen. 

2) Von dem ersten Verbot (unter a) sind Ausnahmen gemacht, 
insofern a) Apotheker, b) Droguen- und Matertalwarengrosshändler 
Süssstoff einführen dürfen, wofern sie die Ermächtigung hierzu 
erhalten haben. 

3) Süssstoff darf bei der gewerbsmässigen Herstellung von 
Lebensmitteln verwandt und die so hergestellten Lebensmittel 
dürfen abgesetzt werden unter folgenden Bedingungen: 

a) Krankenhäuser, Sanatorien, Kuranstalten und ähnliche mit 
behördUcher Bewilligung zur Heilpfiege bestehenden Institute dür- 
fen Süssstoff, aber nur bei Bereitung der für die dort in Verpfle- 
gung stehenden Personen bestimmten Kost, verwenden. 

b) Gewerbetreibende, welche sich in Kurorten, woselbst bei 
kurmässiger Diät der Gcnuss von mit Zucker versüsstcn Speisen, 
Getränke und Genussmittcl vermieden werden soll, mit der Her- 
stelluuL; und Verabreichung von Speisen und Getränken an Kur- 
gäste befassen, können die stets widerrufliche lülaubnis erhalten, 
sussstütt haltige Genussmittel i. w. S. herstellen und absetzen zu 
dürfen. 

c) Gewerbetreibende dürfen nach erlangter Erlaubnis süssstoff- 
haltige Bucker- und Konditorwaren herstellen für den Bedarf jener 
Personen, denen der Genuss derart zubereiteter Artikel ärztlicher- 
seits verordnet worden ist. IXese Waren müssen in den Ver- 
kaufsräumen an besondern Lagerstellen aufbewahrt werden, müs- 
sen die deutliche Aufschrift : »Saccharin- Artikel« tragen und dür- 
fen nur auf ausdrückliches Verlangen derart zubereiteter Artikel 
abgegeben werden. 

4) Süssstoff resp. süssstofibaltige Präparate (Arzneien und 
diätetische Mittel) dürfen nur unter folgenden Bedingungen abge- 
geben werd en: a) Süssstoffbezugsberechtigte Apotheker dürfen 

i) Siehe die bezüglichen Jahrringe des deutschen Handelsatchivs. 
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Süssstoff nur an Personen , die eine bezügliche ärztliche Ver- 
ordnung vorweisen. süssstofTlialtif^c Präparate auch im Handver- 
käufe lieiern. b) Sussstotrbe/.ugsbcrechtis^tc Drogueu- und Mate- 
rialiengrosshändler dürfen Süsssioff nur an die unter 3) angeführten 
Personen und an Apolhcl^en liefern. 

Ausserdem unterhegt Süssstort einem Einfuhrzoll von 10 fl. 
pro kg. 

Im Gegensatz zu Oesterreich-Ungarn kann der in Frank- 
reich zur Verwendung gelangende Süssstoff nur im Inland her- 
gestellt sein, da hier die Süssstoffeinfuhr verboten ist. Bezüglich 
der SQssstoffhersteUung entspricht der in Frankreich herrschende 
Zustand insofern sehr dem deutschen, als' hier tatsächlich auch 
nur eine Fabrik SQssstoff herstellt und also das Monopol hat. 
Dagegen ist Frankreich weit schroffer gegen die Süssstoffe vor- 
gegangen als Deutschland. 

Nach dem Budgetgesetz vom 30. III. 1902 gilt in Frankreich 
folgendes : 

1) Die Betriebe, in denen Süssstoff hergestellt wird, stehen 
unter ständiger Steuerüberwachung, deren Kosten die Fabrikanten 

tragen. 

2) Der so hergestellte Süssstoff darf nur abgegeben werden 
an Apotheken zu therapeutischen und pharmazeutischen Zwecken 
und an Gewerbetreibende, welche den Süssstoflf zu anderen Zwek- 
ken als zur Hersteüunf^ von Genussmitteln verwenden. 

3) Von diesen Süssstoft bezugsberechtigten dürfen nur die 
Apotheken Süssstofl weiter abgeben, und zwar nur auf Rezept 
eines Arztes hin. 

Alle crwalinten Personen snid zu genauester Buchführung ver- 
ptliclUet. Die unter 2) genannten Gewerbetreibenden werden auf 
ilu' Gesuch hin nach besondern Vorsciu'iften zu Bezug und Ver- 
wendung von Süssstort" ermächtigt. Verstösse gegen diese gesetz- 
lichen Bestimmungen werden mit Geldstrafen von $00 — 10 coo Fr. 
bestraft. Freiheitsstrafen kennt das Gesetz nicht. 

Der Versand von Süssstoff geschieht stets unter Begleitschein- 
aufsieht und, ob nach dem In* oder Ausland, in numerierten und 
steueramtlich verbleiten Kisten, Schachteln oder Flaschen. 

Nach einem Gesetz vom 5./18. Juni 1900 betreffend Beschrän- 
kung der Erzeugung und des Vertriebes von künstlichen Süss- 
stoffen gilt in Ria88land folgendes: 

i) Die Herstellung von Süssstoff ist frei ; derselbe darf aber 
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nur an bestimmte Personcnkategorieen geliefert werden ; nur von 
diesen darf auch Süssstoff eingeführt werden. Infolgedessen be> 
steht nur eine einsige SQssstoffTabrik. Einfuhr findet wegen des 
hohen darauf liegenden Zolles nicht statt. 

2) Süssstoffbe2ugsberechtigt sind a) Inhaber von Apotheken, 
b) Inhaber von Apothekenwarenlagern. 

3) Weitere Abgabe von Süssstoff darf nur erfolgen : a) von 
Apotheken auf ärztliche Verordnung hin, b) von Apothekenwaren- 
lagern an Apotheken und an Krön* und Kommunallaboratorien 
zur Ansfiihrung wissenschaftlicher Untersuchungen. 

4) Herstellung und Aufbewahrung süssstofifhaltiger Geniiss- 
mittel und Getränke, die für den Verkauf bestimmt sind, sowie 
Einfuhr und Vc rkauf derselben ist verboten. 

Ueber Beaufsichtigung der Produktion, der Einfuhr, des La- 
t^crn?, des Vertriebes der künstlichen Süssstoffe sind sehr genaue 
Vorschriften erkisscn, und die Restiinninngen des Gesetzes sind 
durch sehr stren<j;c Strafdrohungen s^csichert. 

Das Recht der übrigen Staaten weicht von dem Deutsch- 
lands ab. 

In Grossbritannien ist nach einer Verordnung vom 23. V. 
1888 mir die Verwendung von Süssstoff bei der Bierbereitung 
verboten. Süssstoff unterliegt einer Steuer von i sh 3 d pro 
Unze = 41,05 Mk. pro kg. Ausserdem hat hier jeder etwaige 
Süssstoffiabrikant eine jährliche Abgabe von i ^ (20 Mk.) zu 
entrichten. 

Italien und Belgien haben die Sössstoffe vollständig 
unter Rezepturzwang gestellt, wobei letzteres Land noch radikaler 
vorgegangen ist als ersteres. 

. In Italien gilt bezüglich der Süssstoffe nach Verordnung 
vom 29. IX. 1889 resp. Gesetz vom 15. V. 1890 und Dekret vom 
26. VIII. 1894 folgendes: 

1) Einfuhr und Herstellung von Saccharin und saccharinhal- 
tigen Erzeugnissen ist verboten. 

2) Apotheker, pharmazeutische Gesellschaften und Grosshänd- 
ler mit Apothekervvaren dürfen Saccharin einführen. 

3) Apotheker dürfen Saccharin nur auf Rezept, pharmazeuti- 
sche Gesellschaften und Grossliändlcr mit Apothckctwarcn diu'fcn 
Saccharin nur an Apotheker abgeben. Süssstoff unterliegt einem 
Eingangszoll von lo Lire (8 Mk.) pro kg. 

In Belgien gilt gemäss einem Gesetze vom 9. VIII. 1897 
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(resp. 22. VIII. 1897) folgendes: 

1) Einfuhr, Herstellung, Transport, Besitz und Verkauf von 
Saccharin, vciwandlen Stoffen und saccharinhaltigen Produkten 
ist verboten. 

2) Nur Apotheker können nach erhaltener Erlaubnis unter 
gewissen Bedingungen und Förmlichkeiten Süssstoff für den Me* 
dizinalgebrauch einführen. 

3) Die süssstofTbezugsberechtigten Apotheker dürfen Süssstoff 
oder süssstoiHialttge Präparate nur auf ärztliches Rezept bin ab- 
geben. 

In den Niederlanden und der Schweiz ist Herstellung und 
Verkehr der Süssstoffe frei, doch erheben beide Länder einen, 
allerdings sehr niedrigen. Eingangszoll von Süssstoffen, näm- 

licli die Niederlande gemäss Verfügung vom 17, IX. 1889 5% 
Wertes und die Schweiz gemäss Zolltarif vom i. I. 1894 8 ctms 
(=: 6,4 Pfg.) pro kg; im Kanton Genf ist aber die Verwendung 
von Süssstoff bei der Bereitung aller Genussmittel verboten. 

Bei dem Versuch, das deutsche Süssstoffj^esctz mit dem be- 
züglichen auslimdischen Recht zu vergleichen, ist zu beachten, 
dass die tatsiLchlichen Produktions- und Verkchisverhaitnisse der 
SüssstoflTe in Deutschland einer- und dem Ausland andererseits 
ganz verschiedene waren. In Deutschland existierten 6 Süssstoff- 
fabriken, die zusammen verhältnismässig grosse Mengen Süssstoflf 
produzierten, im Ausland teils keine, teils, wie in der Union, in 
Frankreich, Russland und in der Schweiz, je eine Fabrik. 

Im Hinblick auf das ausländische Recht sind für das deutsche 
Süssstoffgesetz drei Tatsachen charakteristisch, die sich als Vor- 
züge vor dem Rechte des Auslandes erweisen. 

1) Das deutsche Süssstoffgesetz hat den Süssstoffen alle die 
Absatzgebiete offen gehalten, auf denen sie sich in Wahrheit nütz- 
lieh erweisen. Das ausländische Recht hat dies nur zum Teil 
getan. Selbst die österreichische Gesetzgebung, die sonst der 
deutschen am nächsten kommt, steht in dieser Beziehung hinter 
der deutschen zurück. Unzulänglich ist in dieser Richtung das 
Recht Russlands und Frankreichs und ganz besonders das Italiens 
und Belgiens. 

2) Der Verkehr der Süssstoffe ist in Deutschland durch das 
Monopol der Saccharinfabrik zentralisiert, und so ist dem Staat 
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die Kontrolle wesentlich erleichtert. Auch dies ist ein Vorzug 
des deutschen Rechts vor dem des Auslandes. In Russland kann 
SUssstoflT beschaiß: werden diirch Einfuhr oder Herstellung im In« 
land; letztere ist unbeschränkt; nur die Abgabe ist beschränkt. 
Oesterreich'Ungarn, Italien und Belgien kennen nur Süssstoffbe» 
Schaffung durch Einfuhr, Frankreich nur solche durch Herstellung, 
die wie in Russland nur bezuglich der SüssstofTabgabe beschränkt 
ist. In diesen Ländern macht also die Kontrolle der StissstofT- 
beschaßung dem Staate mehr Mühe als in Deutschland. 

3) In Deutschland werden die Süssstofife nicht besteuert. Dies 
ist angemessen, da sie dem Zucker nicht mehr Konkurrenz machen 
können. Oesterreich-Ungarn, Russland und Italien erheben aber 
Einfuhrzoll von Süssstoff, obgleich auch hier eine Konkurrenz- 
fähigkeit der Süssstoffe gec^enüber dem Zucker nicht mehr besteht. 
Nur in Russland, wo der Zoll Schutzzoll ist, ist er nicht zu be- 
anstanden. 
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